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»Ökonomenerschrecken mich...«
... so wird Fidel Castro auf Seite 16 dieser CUBA LIBREzitiert. Tatsächlich ist die

ökonomische Situation erschreckend und schreit nachtiefgreifenden Veränderun-
gen. Die Ursachenfür die aktuelle Krise wurden in der Vergangenheit in der CL
oft diskutiert, ebenso wie Lösungsansätze (Plan alimentario, 4. Parteitag ...). Die
gegenwärtige ökonomische Debatte aber, mit deren Dokumentation wir hier begin-

nen, unterscheidet sich von den vohergegangenenin ihrer Radikalität. »/Ich glaube,

daß wir einige Konzessionen machen müssen, und wir machen sie.« (Fidel) Gemeint
sind Konzessionen, Zugeständhisse an den Kapitalismus. Darzustellen, wie diese

Zugeständnisse aussehen und wie die cubanischen Arbeiterinnen darüber denken,

das bestimmt diese Ausgabe. Beschäftigen wir uns diesmal vor allem mit der

Dezember-Debatte 93 der Nationalversammlung, so wird ein Schwerpunkt der näch-

sten Ausgabesicherlich die Sitzung der Nationalversammlung vom 1./2. Mai 1994

sein.
Nach Redaktionschluß erfuhren wir von der Besetzung der BRD-Botschaft in

Havanna durch 21 Cubanerlnnen, die so ihre Ausreise erzwingen wollen. Wahr-

scheinlich sind sie, genau wie die 118 Cubanerlnnen in der belgischen Botschaft,

den entsprechenden Aufrufen des CIA/Gusano-Senders »Radio Marti« gefolgt. Wel-

che Schwierigkeiten die CIA trotzdem hat, »glaubwürdige RegimegegnerInnen«in
Cuba auszumachen,lest Ihr auf Seite 36.

PS.
Die Fotos von C. Fernandez zum Schwerpunkt Ökonomie passen zwar nicht unbedingt zum Inhalt

der Artikel, aber sie dokumentieren einen anderen Ausschnitt aus der cubanischenRealität im

März/April 94. Übrigens: Fotos und Artikel nehmen wir immer gern entgegen.
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Eigentumsvorbehalt
Nach diesem Eigentumsverbehalt ist die
Zeitschrift solange Eigentum des Absen-
ders, bis sie dem/der Gefangenen persön-
lich ausgehändigt ist. ZurHabeNahmeist
keine persönliche Aushändigung im Sinne
des Vorbehalts. Wird die Zeitschrift dem/
der Gefangenen nicht persönlich aus-
gehändigt, ist sie dem Absender unter
Angabe des Grundes der Nichtaushändi-
gung zurückzusenden.

Entschuldigt bitte...
.„.. liebe Leute der signum Foto-Agentur und besonders

Michael Meyborg. Wir haben in den letzten Ausgaben

der CUBA LIBRE mehrere Bilder von Michael Meyborg

ohne Namensnennung und Honorarveröffentlicht.

Das wird nicht wieder vorkommen!    
BRD-KUBA
der Freundsel
Berlin-Cuba
Theodor-Heus
‚50668 Köln
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idel Castro erinnerte an die Maßnahmen von 1961 und

erklärte: »Wir zogen das Geld ein, das die Bourgeoisie

außerhalb des Landes an verschiedenen Orten besaß.

1961 blieben alle Bankguthaben unangetastet.« Es sei damals

darüber gesprochen worden, ob Steuern erhoben werdensoll-

ten, ob die Schuluniformen bezahlt werdensollten, ob die Kosten

für die plastische Chirurgie übernommen werdensollten, was mit

dem Kunsttumunterricht passieren sollte usw.

Es sei also eine ganze Reihe von

möglichen Maßnahmen diskutiert
worden. Die Einführung einer neuen
Währung oder eine Abwertung wür-
den nirgends bekannigegeben, und
über keines der Probleme werdein
irgendeinem Parlament der Welt
debattiert. Er sei der Ansicht, daß die

kubanische Nationalversammlung

weltweit das einzige Parlamentsei, in
dem diese Punkte in einer solchen
Form erörtert würden, d. h. vor den

Abgeordneten, dem ganzen Volk und

der Presse.
Er wies darauf hin, daß Kuba mor-

gen schon eine neue Währung zum

Preis von einigen Dollars einführen
könne, wenn es dies wolle. Es wäre

sinnlos, diese Frage im Rahmen des
gesamten Ideenspektrums aufzuwer-
fen, wenn sie nicht praktikabel wäre.

Das Problemwerde vompolitischen

Standpunkt aus diskutiert und nicht,
weil es unlösbarsei. Ebenso liege esin
den Händen Kubas, einen bestimmten

Teil des Geldes einzuziehen, einen

anderen abernicht.
Dazu sei es notwendig, Bewußtsein

zu schaffen, Kenntnisse zu erwerben.

Ein Grund für die Diskussion gehe auf
die Tatsache zurück, daß viele zwar

eine Lösung für die Probleme, aber
keine der Maßnahmen wollten. Fidel
Castro wies erneut daraufhin, daß das
Verständnis des Volkes für die zu
ergreifenden Maßnahmen von größter
Bedeutungsei.

Es würden Diskussionen geführt

undFragen aufgeworfen, umzu sehen,

ob Kubain der glücklichen Lage sein
könne, die beste Lösung für das
schwierige Problem zu finden, dassich
aus der Gesamtentwicklung ergebe:
Es gehe darum, den Geldmengenüber-
hang in den Griff zu bekommen. Er
nahm Bezug auf andere Länder, in

denen Währungsabwertungen vorge-
nommen worden seien, ohne daß es

eine Blockade oder eine sogenannte
»Sonderperiode« (periodo especial)
gegeben habe. In solchen Fällen sei
eine Abwertung gleichbedeutend mit
einer Einziehung der Währung und
täglicher Kampfin diesen Ländern.

Weiter führte Fidel Castro aus, daß

in Kuba dank der unantastbaren
Bezugsscheine solche Maßnahmen
nicht bekannt seien. Eines Tages wür-

ii:

de man im Parlament erklären kön-
nen, wie die Revolution das Bisherige

erreicht hat, nämlich nicht nur durch

ausländische Unterstützung. Schlicht
und einfach habe das Volk mit seinen
Zuteilungsheftendie Infrastruktur des

Landes finanziert.

Wenn Kubakein Geld für den Bau
eines Krankenhauseshatte, so sei das

Krankenhaus trolzdem gebaut wor-

den, weil es Bezugsscheine gegeben
habe. Ohne Bezugsscheine wäre ein
vollständig ausgeglichener Haushalt

erforderlich gewesen, und sofort
wären die Preise gestiegen. In Kuba
seien aber tausende von Schulen, hun-
derte von Krankenhäusern und unzäh-

lige andere Dinge gebaut worden, und

niemals hätten der Liter Milch oderdie
Lebensmittel auch nur einen Centavo
mehrgekostet. Fidel Castro führte aus,
er spreche von jenem goldenenZeit-
alter, in dem es viel mehr auf Bezugs-
schein gegeben habe als heute, da er

immer von der klarenVorstellung aus-
gegangensei, daß das Volk die soziale

und wirtschaftliche Entwicklung des
Landesfinanziert habe, denn dafür

hätten nicht genügend Einnahmenzur
Verfügung gestanden. Es sei zwar zu
einer Ausweitung der Geldmenge

gekommen, doch habe die Bevölke-

rung monatlich ihre Lebensmittel zu
gleichbleibenden Preisen bekommen.

Die Volksmachtwisse das.Seit 1976
seien alle Maßnahmen verwirklicht

worden, die die Volksmacht beschlos-

sen habe, ohneje danachzufragen, ob

dafür staatliche Mittel zur Verfügung
stünden. Es habe Holz und Stahl gege-
ben, die Löhne seien in den über

30 Jahren vom Finanzministerium
gezahlt worden. So habe das Volk die
Maßnahmen ohne Inflation finanzie-

ren können,weil die Preise nichtfrei-
gegeben worden seien. Bei Freigabe
der Preise wäre dies nicht möglich
gewesen. Fidel Castro fügte hinzu, daß
nur ein einziges Mal in den achtziger

Jahren die Preise für einige Produkte
angehoben wordenseien.

Im Anschluß berichtete er von eini-

gen Fällen, die von Abgeordneten zum
Thema Arbeitshaltung in verschiede-
nen Betrieben vorgebracht worden

waren. Danach hättensich einige Per-
sonen nicht leistungsgerecht entlohnt

gefühlt.
Fidel Castro unterstrich seine Über-

zeugung, daß eine Abschöpfung der
überschüssigen Geldmenge dazu bei-
tragen würde, Bedarf an Arbeitskräf-

ten zu schaffen.



»Wir sprechen von der Finanzlage

und von der Lösung des Geldmengen-
problemsin einerSituation, in der sich

das sozialistische Lager aufgelöst hat

und unsere Importe um 78 % zurück-
gegangen sind, zu Zeiten, in der wir die

bisher rigoroseste Blockade erleben,
zu Zeiten einer weltweiten Wirt-

schaftskrise, aber wir haben keine

Angst, denn die Revolution zeichnet
sich dadurchaus, daß die Dinge mitder
Unterstützung und dem Verständnis
des Volkes getan werden.«

Fidel Castro erinnerte daran, daß
die Zigarettenzuteilungen auf der
Grundlage einer Meinungsumfrage

gestaltet worden seien, in der man
sogar die Volksräte konsultiert habe,

und daß durch die Befragung nicht
immergute Entscheidungengetroffen

worden seien. Es könnten Beispiele

angeführt werden, bei denen Be-
fragungen durchgeführt wordensei-
en, und die Lösungen,die sich aus die-

sen Befragungen ergeben hätten,sei-
en bisweilen schlechter als andere
Lösungen gewesen. Die Zigareltien-
verteilung sei ein Beispiel dafür.

Er führte dazu folgendes aus: Im
Exekutivkomitee sei man zu bestimm-

ten Schlußfolgerungen gekommen,
aber im Organisationsausschuß des
Parteikongresses habe es keinen Kon-
sensgegeben. AmEndehabemanallen
Kubanern über 18 Jahren eine Ziga-

rettenquote zugeteilt, obwohl es

bereits eine historisch festgelegte Quo-
te gegeben habe. Da jedoch nichtfest-
gestelltwerden konnte,werrauchtund
wer nicht, wurden die Zigaretten zu

einer Einnahmequelle auf dem
Schwarzmarkt. Heute gebe es noch

weitere Schwarzmarktquellen, so bei-
spielsweise US-Zigaretten.

Dasselbe geschehe mit Medika-
menten: Personen, die reisen können,

sei es erlaubt bis zu 10 kg Medika-

mente mitzubringen, um bedürftigen
Personenzu helfen. Der Staat sei dazu
nicht immer in der Lage und verfüge
nichtüberausreichendeMittel, um die

Medikamentenversorgungvollständig

sicherzustellen. So würden auch die
Medikamente zu einer Schwarzmarkt-
quelle, ebenso die Geldüberwei-

sungen aus dem Ausland, mit denen in
den Dollarshops eingekauft werden
könne.

Nachdiesen Beispielen wies Fidel
Castro daraufhin, daß die überschüs-

sige Geldmenge zwar wesentlich zu
einer Verschärfung der Probleme bei-
trage, daß sie aber nicht der einzige
Aspekt sei, sondern auch zahlreiche
andere Faktoren eine Rolle spielten.

»Wir dürfen uns keine Illusionen

machen. Wir müssen mit diesem Übel,

mit dieser Krankheit leben, denn die-

se Dinge sind unvermeidlich, aber wir

suchen nach Lösungen,unddies unter
schwierigsten Bedingungen. Ich den-

ke, daß wir das Richtige tun. Esist das
Ehrlichste, das Loyalste, das man

gegenüber dem Volk lun kann.«

Auf die Frage, wer nach dem
Wunsch der Regierung die Maßnah-
men richtig begreifen müsse, antwor-
teie er »das Volk«, und auf die Frage,

von welcherSeite denn das meiste Ver-

ständnis nötig sei, antwortete er eben-

so »von Seiten des Volkes«.
‘Wenn jemand in Kuba kein reines

Gewissen habe, so sei das allein sein

Problem, denn die ehrlichen Men-

schen bräuchtensich keinerlei Sorgen
zu machen. Er wies daraufhin, daß

einige der möglicherweise umzuset-
zenden Maßnahmen aus dem Katalog,
der der Nationalversammlung vorge-

stellt wordensei, Opfer mit sich brin-
gen würden.

Jede Steuertreibe die Preise in die
Höhe, und jede Subvention könne die

Preise für Grundbedarfsgüter anstei-
gen lassen. Als Beispiel führte er an,
daß die Festsetzungeiner allgemeinen

Steuer, seisie auch nochso gering, den
Menschen Opfer abverlangen würde.
Er sehe jedoch keine Möglichkeit, die-
ses unvermeidliche Unrecht auszu-

gleichen, ohne entsprechende Maß-
nahmen zu ergreifen. Es enispreche
dem grundlegenden Gerechtigkeilts-
sinn der Revolution, das Volk zu schüt-

zen, die Rechte und Erungenschaften
der Revolution zu erhalten, nieman-

den schutzlos sich selbst zu überlas-
sen, keinen Studenten nach Studien-

abschluß ohne Arbeitund keinenFach-
arbeiter ohne Beschäftigung zulassen.

Alle Kubaner müßten sich darüber
bewußtsein, daß es ohne einen gewis-

sen Zeitraum mit keiner Maßnahme

möglich sei, die Situation in irgendei-

ner Form zu bewältigen, und daß esin
jedem Fall nicht ohne Opfer ginge.
Darüber müßte sich das Volk im kla-
ren sein. Es seien zahlreiche Maß-

nahmen geprüft worden, ohne daß
auch nur eine Einzige angenommen
wordensei. Möglicherweise müßte die

Debatte auf einer weiteren außer-
ordentlichen Parlamentssitzung fort-
gesetzt werden. Das nächste Mal kön-
ne mansich auf ein wesentlich umfas-

senderes Informationsniveau stützen.

Fidel Castro nahm darüber hinaus
zu den bisherigen und künftigen
Bemühungen um eine Steigerung der

Produktion Stellung. Hierzu unter-
strich er, daß nicht alle Fragen derart
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offen diskutiert werden könnten,

und erinnerte dabei an den Satz
von Jos€ Marti, nach dem es Din-

ge gebe, die im Verborgenen

getan werden müßten oder gar
nicht, da der Feind sie sonst sabo-

tieren würde.

Die Maßnahmen, die in der

Handder kubanischen Regierung
lägen, könne niemand verhin-

dern, insbesondere dann nicht,

wenn das Volk sie kenne und verstehe.

Deshalb seiesnotwendig, daß das Volk
diese Politik verstehe und mittrage.

Die Feinde würden schonsehen, ob
die Kubaner Mut hätten odernicht,die
Schwarzhändler und Geschäfte-
macher undall die anderen, die die

Revolution nicht täuschen könnten.

Die Revolution habe noch.viele Mittel,

von denen sie sich keine Vorstellung

machten.

Nach der Rede Fidel Castros wurde

einstimmig der Vorschlag des Präsi-
denten der Nationalversammlung
Ricardo Alarcön angenommen, die

Behandlung des Themas abzu-
schließen und die Debaite auf einer

außerordentlichen Sitzung fortzuset-
zen, die demnächst einberufen wer-

densoll. Dies biete den Abgeordneten
zudem die Möglichkeit, sich besser
vorzubereiten sowie Meinungen und

Eindrücke aus der Bevölkerung einzu-
holen.

In einem Schlußwort bewertete
Alarcön den Sitzungstag als inhalts-
reich und nützlich. Es habe sich dar-
aus eine eindeutige Schlußfolgerung
ergeben: Die Abgeordneten wie auch
die große palriolische, revolutionäre

Mehrheitdes Volkes seien in dem aus-

laufenden Jahr voller Herausforder-

ungen, durch die sie auf die Probe
gestellt worden seien, ein gutes Stück
vorangekommen.

Alarcön meinte, in Kuba gebe es die
Fähigkeit zum Widerstand, patrioti-

sche Entschlossenheit und revolu-

tionäres Bewußtsein, die die Kubaner

zu der Überzeugung führten, daß sie
die enormen Schwierigkeiten bewälti-
gen und Fortschritte erzielen könnten,

wenn sie ihren Weg beibehielten.
»Wir müssen dies außerdem nicht

nur mit Energie und Kraft tun«, fügte
er hinzu, »sondern mit einer tiefen

Weisheit und völliger Treue zu unse-
ren Wurzeln.«

Die Sitzung der Nationalversam-
mlung wurde mit der kubanischen

Nationalhymne abgeschlossen,die alle

Abgeordneten und Gäste mitsangen.

u
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INTERNE FINANZLAGE
*x Im zweiten Teil des Sitzungstages

wurde die gegenwärtige interne
Finanzlage erörtert. Die Debatte

begann mit einer Einführungsrede des
Finanzministers Jose Luis Rodriguez.

Als eines der schwierigsten Probleme
Kubas bezeichnete er das interne
finanzielle Ungleichgewicht. 1989
bestand nach seinen Angaben ein
Geldmengenüberschußvon 4,165 Mrd.

Pesos; heute liegt er bei über 10 Mrd.

Dies entspreche einem durchschnittli-
chen Gehalt von 14 Monaten. Es sei
davon auszugehen, daß es zu einer
weiteren Erhöhung der Geldmenge
kommen werde. Die Lage sei damit
kritischer als im Dezember 1970.
Damals hätte sich die umlaufende
Geldmenge auf ein Gehalt von
13 Monaten angestaut. Diese Beding-
ungen wirkten sich hemmendauf die

Arbeitsleistung aus.
Wenn wir berücksichtigen, daß der

Verkauf von Waren und Dienstleis-
tungen an die Bevölkerung zwischen
1989 und 1992 um etwa 55 % zurück-
gegangensei, so sei leicht zu verste-

hen, warum neben dem mangelnden

Angebot der Geldmengenüberschuß
zu einem bestimmendenFaktorfür die
Ausweitung des Schwarzmarktes mit
seiner Vielfalt von Spekulationsakti-
vitäten und seinen horrenden Preisen

gewordenist.
Der Minister erwähnte weitere

Ungleichgewichte, die zwar weniger
bekannt, dafür aber nicht weniger
besorgniserregend seien. Dazu gehö-
re das staatliche Haushaltsdefizit, das
seit 1989 von 1,405 Mrd. Pesos auf 4,2
Mrd. Pesos angestiegen sei. Der wach-
sende Überhang an Staatsausgaben
gegenüber den Einnnahmen gehe im

wesentlichen auf den Rückgang der
Wirtschaftsaktivitäten des Landes

zurück. Man habesich jedochintensiv

bemüht, die Auswirkungen dieser

Situation nicht der Bevölkerung auf-

zubürden.

In anderen Ländern seien die typi-

schen neoliberalen Maßnahmen ange-

wandtworden, mitdenen über die Wir-

kung der Marktmechanismen um

jeden Preis ein Gleichgewicht zwi-
schen Angebot und Nachfrage herge-
stellt werden solle. Dies habe verhee-
rende Folgen für die unteren Einkom-

mensschichten, da die Preise freigege-
ben, die Löhne eingefroren und die
staatlichen Sozialausgaben gekürzt

wurden.

»Hier war das nicht so,« führte der

Finanzminister aus. »Entsprechend
unseren Prinzipien ist das Beschäfti-
gungsniveau im Staatssektor zwischen

1989 und 1993 gleichgeblieben, die
Durchschnittslöhne haben sich prak-
tisch nicht verändert, die Ausgaben im

Gesundheitswesen sind um 10 %
gestiegen und die Sozialausgaben um

33,4 %.«

Rodriguez erwähnte darüber hin-
aus die Zuschußzahlungen für Unter-
nehmensverluste, in denen sich die
Auswirkungen der ungünstigen Wirt-
schaftslage mit einem erheblichenm
Rückgang der Arbeitsleistung und der
Produktivität wiederspiegele. Diese
Zahlungen seien stärker angestiegen
als vorgesehen und hätten 1995 mit
4,5 Mrd. Pesos 75 % über denen des
Jahres 1989 gelegen.

Damit stellten die Ungleich-
gewichte ein ernstes Hindernisfür die

lebenswichtige Wirtschaftsleistung
des Landes dar. Rodriguez rief dazu

auf, ohne verantwortungslose Über-

stürzung eine ernsthafte und nicht an
technokratischen Ansätzen orientierte
Analyse der Situation zu erstellen.

Er vertrat die Ansicht, daß eine Aus-

weitung des Waren- und Dienst-
leistungsangebots in Übereinstim-
mung mit der Kaufkraft der Bevöl-
kerung kurzfristig nicht im erforderli-
chen Maße möglich sei. Anfang der
70er Jahrehabe man durch Importstei-

gerungen eine Lösungerreicht. Heute

bestünden aber nicht die wirtschaftli-

chenBedingungenwie damals. Gegen-

wärtig versuche man,die finanziellen

Ungleichgewichte mit anderen Me-

thodenin den Griff zu bekommen,die

eine angemessenepolitische Lösung

bieten könnten, ohne dabei die wesent-

lichen Prinzipien der Gerechtigkeit

und sozialen Gleichheit aufzugeben.

Seiner Meinung nach zwängen die

verfügbaren Lösungen zu Maß-

nahmen, die unter normalen Beding-

ungen nicht angewandt würden. Die

bestehenden Probleme könnten nicht

mit einer einzigen. Maßnahme in

Angriffgenommenwerden, sondernes

en

müsse auf sinnvolle Weise ein ganzer
Maßnahmenkatalog erarbeitet wer-
den. In jedem Fall würden die Maß-
nahmen keine sofortige Wirkungzei-
gen, und heute seien mehr dennje Dis-
ziplin und Ordnung erforderlich, um

die Situation zu bewältigen.
Im Zusammenhang mit dem Staats-

haushalt erklärte Rodriguez, daß
schrittweise und in geordneter, ratio-
neller Form ein neues Steuersystem

eingeführt werdensollte, das gemein-

sam mit anderen Wegen der Mittelbe-

schaffung die Staatseinnahmen ver-
bessern und damit die Bedürfnisse der
Gesellschaft abdecken könte. Man
müsse eine Kultur der Steuerzahlun-
gen schaffen. Gleichzeitig müßten die
Ausgaben, besonders aber die Verlust-
zuschüsse so weit wie möglich redu-

ziert werden. Es gehe darum,die ver-

fügbaren Ressourcen wirtschaftlich
sinnvoller zu nutzen, die Ausgaben
durch eine Steigerung der Arbeitslei-

stung zu reduzieren und einen Pro-

duktionszuwachs zu erzielen. Dies sei

der einzige mögliche Weg,die gegen-
wärtige »Sonderperiode« (periodo

especial) zu überwinden.
»Wir alle müssen diese realen

Bedingungen verstehen,« betonte der

Finanzminister, »und ebenso müssen

wir sie der Mehrheit unserer Mitbür-

gerinnen und Mitbürger begreiflich

machen,dies in dem Bewußtsein, daß

jede Maßnahme Ergebnis einer einge-

henden Analyse sein soll sowie mit

dem Ziel, die vorrangigsten Interessen

der Gesellschaft in der gegenwärtigen

komplexen Lage durchzusetzenxrj
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SCHLÜSSELPROBLEM IST
DIE VERRINGERUNG DES
HAUSHALTSDEFIZITS

n einerklaren Einschätzune hat der kubanische Finanzminister

Jose Luis Rodriguez deutlic

Schwierigkeiten mit dem finan

h gemacht, daß die heutigen
ziellen Ungleichgewicht in Kuba

nicht nur von einer Gruppe von Wirtschaftsfachleuten und -wis-

senschaftlern gelöst werden können. »Es handelt sich um ein Pro-

blem, das aufgrund seiner Tragweite, seiner Bedeutung und sei-
nes Gewichtes für das Leben der Menschen und denFortschritt

der Revolution eine zutiefst politische und nicht nur eine Öökono-

mische Angelegenheit darstellt.

Rodriguez bezeichnete das Defizit
im Staatshaushalt als verantwortliches
Schlüsselelement für den zunehmen-
den Geldüberhang.In der Zeit vor der
»periodo especial« wurde dieses Defi-
zitausverschiedenen Quellen gedeckt.
Dazu gehörten die Kredite, die Kuba
aus dem Auslanderhielt, die Geldmit-
tel, die intern aufgebracht wurden
sowie die Ausgabe von neuem Geld. In
denletzten Jahren hat man dasDefizit
zu etwa 60 % durch die interne Gelde-
mission gedeckt.

Rodriguez führte aus, daß man sich
in einem ersten Analyseschritt

zunächst darüber klar werden müsse,

daß sich, sofern keine Entscheidungin
bezug auf das bezeichnete Defizit
getroffen werde, die Geldmenge schon

 
allein aus diesem Grund ausdehnen
werde. Das Hauptaugenmerksei auf
die Verringerung des Haushaltsdefizits
zu richten.

Der Ministerstellte klar, daßesnicht

die Ausgaben für Gesundheit, Bildung
und soziale Sicherheit seien, die am
stärksten ins Gewichtfielen. Diese drei
Bereiche entsprechenlediglich einem
Anteil von knapp 50 % der Staatsaus-
gaben. Im Hinblick auf die Gesund-
heitsversorgung gebe es Argumente

dafür, bestimmte Leistungen wie z. B.

Schönheitsoperationen in Rechnung
zu stellen. Dies könnte in Erwägung
gezogen werden, wie auch andere
kostenlose Dienstleistungen in den

Bereichen Bildung, Kultur und Erho-

lung.

Rodriguez erörterte auch den eher
erzieherischen als ökonomischenNut-

zen, der sich aus der Umsetzung man-
cher Maßnahmenergeben könnte. Sie
könnten z.B. zu einem pfleglicheren
Umgang mit den bestehenden Ein-
richtungen führen, denn wenn etwas

bezahlt würde, wüßte man eher auch

den Wert zu schätzen.
Unmittelbar danach nannte der

Finanzminister auf Vorschlag Fidel
Castros einige Beispiele für Leistun-
gen, die u. U. in Rechnunggestellt wer-
den könnten: Nach vorliegenden

Untersuchungen könnten bisher
kostenlose Kulturveransatltungen

jährlich 15 Millionen Pesos abwerfen.
Bei Verbrauchsmaterialien in der
Schule könnten 10 Millionen, bei
Schuluniformen 14 Millionen einge-

spart werden. Auch bei speziellen
Sportfächern wie Kunstturnen und

Be

Schwimmen könnte man Eins-
parungenerzielen.

Fidel Castro fragte nach, was
denn z. B. mit einer Person
geschähe, die einen Unfall erlei-
de und eine plastische Operation
benötige, und ob dies auch unter
die Kategorie der Schönheits-
operationen falle. Hierzu wurde
ihm erklärt, daß die Leistungen in
einem solchen Fall nicht bezahlı
werden müßten. Es gebe jedoch Mei-
nungen dahingehend, daßjemand, der
eine andere Person angreife, für die
Kosten der medizinischen Behandlung
des Geschädigten aufkommen müsse.
Fidel Castro hieß diese Idee gul und
hielt sie für moralisch sinnvoll.

Aus den Ausführungen ging hervor,
daß der überwiegende Teil des Haus-
haltsdefizits durch die Zuschuß-
zahlungen entsteht. Ein deutlicher
Beweis dafür seien die staatlichen
Zuwendungen an das Zuckerminis-
terium und die Landwirtschaft. In den
drei Jahren seit Beginn der »Sonder-
periode« hätten diese beiden Bereiche
das Land ca. 7,252 MRD. Pesos geko-
stet. Dies entspreche einem Anteil von
54 % des Haushaltsdefizits im selben

Zeitraum.

Fidel Castro hob dazu hervor, daß

die Ausgaben für Zuschußzahlungen
eine wesentliche Rolle bei den Ansät-
zen zur Verringerung des Defizits
spielten.
Im weiteren führte Rodriguez aus,

daß im Hinblick auf die Gewährung
von Zuschußzahlungen 1994 die
Finanzlage der Staatsbetriebe über-
prüft worden sei. Im staatlichen Wirt-
schaftsbereich bestehe ein erheblicher
Mangel an Zahlungsdisziplin. Aus
einer Analyse des Jahres 1995 (bis Sep-
tember) gehe hervor, daß allein im
Unternehmenssektor Zahlungen von
Staatsbetrieb zu Staatsbetrieb in Höhe
von insgesamt ca. 2,622 Mrd. Pesos

ausstünden, d.h. dies seien Rechnun-

gen, die bestimmte Staatsbetriebe

anderen Staatsbetrieben schuldeten.
Der Finanzminister erklärte, darin

liege einer der Faktoren für die man-

gelnde wirtschaftliche Kontrolle, die
eine Umleitung von Ressourcen in
großem Maßstab begünstigten. Als Bei-
spiel führte er das Ministerium für
Grundstoffindustrien (MINBAS) an,
das am 50. September noch Außen-
stände in Höhe von 556 Mio.Pesos hat-
te; das Außenhandelsministerium zum

gleichen Zeitpunkt noch 835 Mio., da
die Imporibetriebe nicht zahlten.
Rodriguez nannte darüber hinaus die
Devisenkonten, deren Guthaben Hun-

derte von Millionen ausmachten.



   

 

Erbekräftigte denWillen des Lan-
des, die Ressourcen zu erhalten

und dem Staat eine adäquate Ver-
waltung zu ermöglichen. »Wenn

es gelingt, das Defizit zu verrin-
gern, so werden wir auch errei-
chen, daß im kommenden Jahr

weniger Geld in Umlauf kommt.
= Auf diese Weise können wir zu
7 einer Sanierung des Staats-

haushalts beitragen.«
Er gab bekannt, daß ein Vorschlag

für ein Steuersystem zur Prüfung vor-
liege, das von der Bevölkerung wie
auch den Unternehmen Abgaben ver-
lange. Einige Steuernseienbereits ein-

geführt, z. B. die Steuer für Selbstän-
dige. Nach vorliegenden Berech-

nungen auf der Grundlage der gegen-
wärtig geltenien Steuersätze könnten
über diese Abgaben 125 Mio. Pesos ein-
genommen werden.

Zur Einkommenskontrolle ziehe

mandas Verfahren einer eidesstattli-
chen Versicherung in Erwägung, das
die Zahlungeiner Strafe im Falle von

Verstößen jeglicher Art vorsehe. Der
Staats- und Regierungschef erklärte
dazu, es seien äußerst harte Strafen,
sogar Gefängnisstrafen gegen diejeni-
gen zu verhängen, die eine falsche
eidesstattliche Versicherung abgäben.

Im Zusammenhang mit der

Besteuerung von Konsumgütern erin-
nerte Fidel Castro daran, daß 1970 der
Geldmengenüberschuß durch indi-
rekte Steuern auf Produkten,die nicht

zu den Grundbedarfsgütern gehörten,
unter Kontrolle gebracht wurde.
Damals sei jedoch der Mangel an

Warennicht so ausgeprägt gewesen
wie heute. Die Besteuerung von Ziga-
retten und Alkohol habe im wesentli-
chenausgereicht, um das Ungleichge-

wicht in den Griff zu bekommen.

AufAntrag des Staats- und Regie-
rungschefs unterbrach der Finanzmi-
nister seine Ausführungen, um den
Abgeordneten Gelegnheit zu geben,

sich zu den wirtschaftlichen und poli-
tischen Vor- und Nachteilen einer
Geldeinziehung bzw. Währungsän-

derung zu äußern.
Leonel Gonzälez, Abgeordneter für

den Bezirk Cabaiguän, vertrat die
Ansicht, eine Währungsänderungkön-
ne das Problem nicht lösen, wenn die

Ursachen des Geldmengenüberhangs
nicht beseitigt würden. Blieben bei
einer Währungsänderung die sonsti-

gen Bedingungen gleich, so würde
innerhalb kurzer Zeit wiederein ähn-

liches Problem auftreten.
»Um die Geldmenge zu verringern,

könnten Maßnahmenwie die während
der Debatte vorgestellten ergriffen

werden. Dazu gehören die Umsetzung
einer allgemeinen Steuerpolitik, die
Abschaffung bzw. Kürzung von Pro-
duktionszuschüssen und die Einführ-
ung eines Steuersystems.

Zur Durchführung der Währungs-

änderung bräuchten wir eine beträcht-
liche Mengean Geld für den Druck der
neuen Scheine, und überdies wäre ein
sehr komplexe Operation vonnölen.
Man könnte auf der Grundlage der

eidesstattlichen Erklärungen denjeni-
gen Personen, die große Geldbeträge
besitzen(nichtalle sind unbedingt rei-
che Schwarzhändler), eine befristete
Einfrierung dieser Gelder auf einem
Bankkonto vorschlagen, damit dieses
Geld nicht im Umlaufist. Das Vermö-
gen dieser Person an sich wäre nicht

beeinträchtigt.«
Fidel Castro meinte dazu: »Das Spa-

ren ist eine der Maßnahmen,die einer

Geldmengenvergrößerung entgegen-
wirken. ÜberallinderWeltistder Geld-
umlauf derjenige Faktor, der die Infla-
tion anheizt, nicht das ersparte Geld.
Der Geldmengenüberhang, wie er in
unserem Fall vorliegt, würde zu einem

inflationärenProzeß führen, wenn wir
keine Bezugsscheine für bestimmte
Artikel hätten, wenn es einen freien

Verkauf gäbe.«
In Zusammenhang mit den Zu-

schüssen vertrat der Abgeordnete Leo-
nel Gonzälez die Meinung, eine Bezu-
schussung von Personen mit niedri-

gem Einkommensei möglicherweise

sinnvoller als eine Bezuschussung von

Produkten.
Ramön Perdomo, Abgeordneterfür

den Gemeindebezirk Diez de Octubre,

meinte dazu: »In absehbarer Zeit müs-
sen wir eine Währungsänderung ins
Auge fassen, denn die hohen Geld-
beträge imBesitz einiger wenigerPer-
sonen vermehren sich weiter. In dem

Maße, in dem sich das Land wirt-
schaftlich erholt, wird eine Währungs-
änderung unausweichlich, denn wir
gehen sonst das Risiko ein, daß alle
Produkte, die zum Verkauf angeboten
werden, sofort aufgekauft werden, und
dies nicht unbedingt von der gesamten

Bevölkerung, sondernvon denjenigen,
die über umfangreiche Geldbeträge
verfügen. Heute ist vielleicht nicht der
richtige Zeitpunkt, und die Beding-

ungen, die zu solch einem Schritt
führen würden, wären andereals in

den sechziger Jahren.

Die Zinssätze, die heute von den

Banken angeboten werden, sind sehr
niedrig und regen nicht zum Sparen

an. Die Bankguthabeneiner Person
könnten beispielsweise mil einem

Betrag im Gegenwert eines Produkts,

B:

das die betreffende Person kaufen
möchte, eingefroren werden. Die Bank

behält das Geld, und die Person

bekommtdenfraglichen Artikel später

im Laden.«

Mehrere Abgeordnele, darunter

Tomäs Pagän aus Guanajay, bekräftig-

ten die Ansicht, eine Währungs-

änderung sei keine geeignete Maß-
nahme, wenndie Faktoren, die zudem

bestehenden Geldmengenüberschuß
geführt haben,gleich blieben.

Zur Frage der Zuschüsse fragte
Fidel Castro, welche Folgen deren völ-
lige Streichung hätte. Der Finanz-

minister führte dazu aus, daß 69 % der

Betriebe des Landes von der Streich-
ung betroffen wären, denn gegenwär-
tig seien nur 51 % der Unternehmen

rentabel.

Rodriguez erklärte: »Unangebrach-

teundzustreichende Zuschüsse bezie-

hen sich auf die Verluste, die auf Feh-

ler im Betriebsmanagement zurück-

zuführensind.«

Für 1994 sind Zuschüsse in Höhe
von etwa 500 Millionen Pesos für den
Zuckeranbau und ca. 400 Millionen für
diezuckerverarbeitende Industrie ver-

anschlagt. Das Zuckerministerium,

das Landwirtschaftsministerium und

die Kooperativen müssen im Vergleich
zu diesem Jahr (1995) ihre Zuschüsse
für 1994 um 800 Mio. Pesos zurück-

schrauben. Dies ist eine der Maß-
nahmen,mit denen der Staatshaushalt

für das kommende Jahr gekürzt wird.

Im weiteren Verlauf der Debatte
über mögliche Maßnahmen betonte
Fidel Castro die Notwendigkeit, die
Vorschläge der Experten aus politi-
scher Sicht zu naee

Solidari

Schulzeug für Kubas Kinder
Ja zu Kuba! - Die Schulkinder in Kuba benötigen dringend
unsere Hilfe, denn wegen der wirtschaftlichen Schwierigkeiten
ist es gegenwänig nicht möglich, die Kinder mit dem not-

jal auszustatten. Mit dieser Solidaritäts-

aktion wollen wir Hefte, ks, Blei- und Buntstifte,
Anspitzer, Radiergummis, Füller, Tinte, Lincale, Kreide und
alles andere, womit unsere Kinder hier in deı
sind, beschaffen und nach Kubaschicken. Zum Kauf weiteren
Schulmaterials sowie für den Transport benötigen wir außer-
demeine f Ile Unterstützung.
Diese Spendensammlungbeginnen wir Neujahr 1993 gemein-

sam ımit dem Iateinamerikanischen Restaurant »
Schulsachen können abgegebenw :bei»CubaSi«oderim

»Batea«, KrummeStr. 42 in Berlin-Charlottenburg.

Solidarität mit Kuba! Schluß mit der
Blockade durch USA, EG und BRD!
Wir bitten freundiichst, diese Solidaritätsaktion mil G
zu unterstützen (st setzbar). Konto-Nr. 43
Cod.96 12, Berliner Bank AG, BLZ 100 200.00, VW
für Kubas Kinder, Wir danken allen SpenderInnen!

ist die Zärtlichkeit der Völker!
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Kommentar zur Debatte

über die Wirtschaftslage

im kubanischen Parlament

   N DR ia)

je Revolution wird sich mutig den Überwältigenden wirt-

Jose Alejandro Rodriguez

Bone

schaftlichen und finanziellen Herausforderungenstellen,

ohne dabeidie wesentlichen Grundlagensozialer Gerech-

tigkeit aufzugeben, auf die sie sich von jeher gestützt hat. Diesist

die Quintessenz aus den Überlegungen, die das kubanische Par-
lament zu Beginn dieses neuen, entscheidenden Jahres der

Bevölkerung zum Geschenk gemacht hat.

Die voreinigenTagnzu Ende gegan-
gene Sitzungsperiode derkubanischen
Nationalversammlung war so frucht-
bar und reich an Debatten wie nie
zuvor. Das gefährliche finanzielle
Ungleichgewicht, das sich mit der Zeit
in der kubanischen Ökonomie ent-
wickelt hat, ist dabei offen zutage

getreten. Es besteht gegenwärtig ein

Geldmengenüberschuß in Höhe von
10 Mrd. Pesos (dies entspricht einem
Durchschnittslohn von 14 Monaten).
Dem steht keine ausreichende Menge
an Konsumgütern und Dienstleis-
tungen gegenüber. Hinzu kommt ein
Haushaltsdefizit, das zum Jahresende

bei über 4,2 Mrd. Pesoslag.

Die Abgeordneten sprachen unver-
blümt über die negativen wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Aus-

wirkungen des Ungleichgewichts:

geringes Arbeitsinteresse, Rückgang

der Produktivität, Fernbleiben vom
Arbeitsplatz, mangelnde Disziplin,
Ausweitung des Schwarzmarkts. Als
Folge davon kommtes in einigen Tei-
len der Gesellschaft zu einer negativen
Veränderung von Verhaltensmustern

und zur Bildung von sozialen Rand-
gruppen. All diese Belastungen
erschüttern das kubanische Gesell-
schaftsmodell in seinen Grundfesten.

Selbstverständlich konnte das
Parlament keine magische Tür zur
Lösung der Mißstände öffnen. Es war
schon von vorneherein klar, daß aus

den Sitzungen keine bombastischen
Maßnahmepakete hervorgehen wür-
den, auf die nicht wenige innerhalb
und außerhalb des Landes spekulier-
ten. Einmal mehr bekräftigte Chef-
kommandantFidel Castro: »Die Verän-
derungen in unserer Ökonomie wer-

Be

denschrittweise erfolgen und gut
durchdachtsein.«

Doch deshalbist der kollektive
Denkprozeß eines bereils verän-
derten Parlaments über die Mög-

lichkeiten einer zukünftigen
Bewältigung der bestehenden
Probleme keineswegs geringzu-
schätzen. Es geht um sehr kuba- #
nische Lösungswege, geprägt GG
vom Leben und von Besonnen-
heit, nicht von blinder Verbohrtheit,
ohne dabei den Diktaten der neolibe-
ralen Schocktherapie zu folgen, die
diese einpolige Welt als Dogma fest-

schreiben will.
Am streitfreudigsten wardabeiFidel

Castro, und so gelang es den Abge-
ordneten, aufder Grundlage der Über-
einstimmungen und Meinungsver-
schiedenheiteneinige Sanierungskon-
zepte zu entwerfen, die systematisch
und im Zusammenhang umgesetzt
werden könnten: Dazu würde die
schrittweise, geordnete Einführung
eines neuen Sleuersystems gehören,
mit dem die Haushaltseinnahmen
gesteigertund die überschüssige Geld-
menge zu einem gewissen Teil abge-

schöpft werden könnte. Eine weitere

Maßnahme wäre die Anhebung der
Preise für bestimmte vereinzelte Pro-
dukte sowie die Abschaffung von Gra-
tisleistungen- wobei das Gesundheits-
und das Bildungswesen in jedem Fall
unangetastet blieben-, vor allem aber

die Kürzung und sogarStreichung von

Verlustzuschüssen für nicht finanzier-
bare, unrentable Unternehmen,die die

kubanische Ökonomie 1995 mit
4,6 Mrd. Pesos belastet haben.

AI dies steht in direktem Zusam-
menhang mit dem Lösungsweg, die
Effizienz zu steigern, die Finanz-
disziplin von Betrieben und Institu-
tionen im Hinblick auf Ein- und Aus-
zahlungenzu erhöhen, eine direktere
Ressourcenkontrolle zu gewährlei-
sten, die Kosten zu senken unddie Pro-

duktivität zu steigern sowie die Rolle

der Löhneals Leistungsanreiz erneut
zu stärken. Nichts aber kann
grundsätzlich davon ausgespart blei-
ben, zu produzieren und zu arbeiten.

Die möglichenVeränderungenwer-
den eine Aufweichung verknöcherter
Standpunkte mit sich bringen; sie wer-
den dem Paternalismus, der Trägheit
und dem so schädlichen Egalitarismus
einen heftigen Schlag versetzen und

selbstverständlich auch gewisse Opfer
erfordern. Die größten Nutznießer
aber werden langfristig diejenigen
sein, die den wichtigsten gesellschaft-
lichen Beitrag leisten, die ehrlichen
und anständigen Menschen.



Aus diesem Grund wurde auch
ständig die politische Kompo-
nente der Veränderungen ange-
führt. Dies ist keine Aufgabe, die
Technokraten oder Spezialisten
vorbehaltenist. Deshalb auchwar
die Debatte so ausgedehnt. Dabei
floß die theoretische Begründung
des Wirtschaftswissenschaftlers
mit den Beobachtungen auf der
Straße und den intuitiven Mei-

nungen einer Volksratsvorsitzenden

zusammen, die die bestehenden Pro-
bleme und Widersprüche tagtäglich

hautnah miterlebt.

Aufgrund dessen muß nach den
Worten Fidel Castros auch geradedie
Volksbewegung den Prozeß direkt
begleiten. Der Erfolg dieses Wettlaufs
mit der Zeit, dieser »Wirtschaftskur«
ohne Wunder hänge davon ab, ob das
Volk verstehe, was damit verbunden

ist, was über die reinen Symptomehin-
aus umgestaltet wird und was dabei
konjunkturell mehr oder weniger

beschwerlich sein kann.
Die Breite, in der die anstehenden

Themen, diskutiert wurden, der spür-

bar offene und dialektische Geist der
Analysen, aus denen nichtdieses läh-
mende Gefühlsprach, esseijaohnehin
schon alles vorgefertigt und vorbe-

stimmt, all dies bildet die Grundlage
für die weiteren Überlegungen zu den

anstehenden Problemen, die in der

nächsten außerordentlichen Sitzungs-
periode vertieft werden sollen.

Ein Beispiel dafür war die Debatte
über das umstrittene Dekret 141, das

die selbständige Tätigkeitregelt. Zahl-
reiche Basisabgeordnete verteidigten
hartnäckig die Umsetzbarkeit einer

solchen Arbeitsform, trotz der Unre-
gelmäßigkeiten, die es bisher bei der
Anwendung und genaueren Festle-

ingen an der Kü:

gung des Dekrets gegeben hat. Man
verfiel also nicht gleich ins andere
Extrem. Allerdings wurden eine stär-
kere Kontrolle und staatliche Steue-
rung, mehr Disziplin sowie eine enge-
re Orientierung an den Gesetzen als
Notwendigkeiten erkannt, um so die

ehrlichen und gesellschaftlich nützli-
chen Selbständigen von den Speku-
lanten und Halsabschneidern, den
gewöhnlichen Geschäftemachern zu

unterscheiden.
AI diese Veränderungen erfordern

einen nie dagewesenen Wagemut,

denn es geht darum, den notwendigen

Pragmatismus an den Tagzulegen und
die Ökonomiein das Regelwerk dieser
Welt einzubinden - mit allen Risiken,
die dies in sich birgt -, ohne dabei die
politischen Werte aufzugeben, auf die
wir uns von jeher gestützt haben, son-
dern sie eher noch dynamischer zu
gestalten und sie unter den neuen,
ungewohnten Bedingungen zu berei-

chern. Wie kann dieses gerechte
Gleichgewicht zwischen dem Unver-
meidlichen und dem Wünschens-
werten, zwischen Taktik undStrategie
erreicht werden? Dies hängt von der
Reife und geistigen Klarheitab, die wir
in die Waagschale werfen können.

Trotz der Mängel und Fehler, die
man aufzeigen könnte,trotz der Rhe-
torik und der hohlen Phrasen, die auch

hier und da auftauchten, war dies die
Nationalversammlung der schwieri-

gen Zeiten, der Standpunkte und des
wachen,nicht blinden Vertrauens. Ein

einziger Satz Fidel Castros faßt über
den Anpassungen und Neuansätzen

die Grenze zusammen,bis zu der wir

gehen werden: »Die Revolution wird

über alle Interessen des Volkes
wachen]

 DRSlee
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Es wird Zeit, daß sie rauskommen!

Einen Freund „vorstellen”, der gefangenist -
schreiben, damit mehr Leute sich einmischen,
daß er rauskommt, daß alle rauskommen, an
diesem Beispiel - geht das? Was können wir
sagen, was nicht alle wissen zu der Ungeheu-
erlichkeit von 17, 19, 22 Jahren Gefangen-
sein?
Als wir Ostern '73 aus dem besetzten Hous

Ekhofstraße in Hamburg geräumt wurden,
landete Karl-Heinz Dellwo erst einmalein Jahr
im Untersuchungsgefängnis... Wir wollten ein
Haus, brauchten Raum jenseits von Gleichgül-
tigkeit, leistung und Konsum, wir wollten
leben... daß die sozialdemokratische Staats-
macht auf Aufbruch mit dem Versuch der
Zerstörung der Aufbrechenden antworlele,
war für uns hammerharl, wenn auch nicht

neu... es hatte die Studenten- und lehrlingsbe-
wegung gegeben, die Aktionen der RAF
gegen den US-völkermord in Vielnam, es gab
schon politische Gefangene, isoliert und im
Kampf darum zu vermitteln, daß Isolation
Folter ist...
Als Karl-Heinz 1975 bei der Besetzung der

BRD-Botschaft in Stockholm gefangen genom-
men wurde, ging es um die Befreiung der
damaligen RAF-Gefangenen — zuvor wor
Holger Meins im zweiten Hungerstreik durch
gezielte Zwangsunterernährung gestorben. Es
folgte eine Eskalation der Zerstörung gegen
alle RAF-Gelfangenen, das 24-Punkte-Pro-
gramm derIsolation, Ulrike Meinhof erhängı,

totale Abschottung nach außen durch „Kon-
takısperre”, Stammheim 1977 und immer der
Kampf ums leben, die eigene Identität, die
Gruppe - unzählige Hungersireiks... 16 Jahre

saß Karl-Heinz im Trakt, seit 1979 zusammen
mit Lutz Taufer und Knut Folkerts in Celle, seit

1991 nicht mehr im Trakt...
Karl-Heinz hat uns immer wieder getroffen -

z.B. in den Kämpfen um die Hafenstraße
1986/87 in einer Intensitäl, wie sie sonst mit

wenigen leulen außerhalb der Häuser mög-

lich war... Sein Interesse an dem, was

draußen Neues entwickelt wurde, seine Fra

gen, worum Altes reproduziert wird, seine
Gegenwart haben uns auch mit anderen
verbunden, zu denen wir diese Nähe nicht

haben. :
Wir wollen ihn endlich wieder draußen,
unter uns - und alle anderen auch.

Simone BorgsiedeBrigitte Simonsen 



 

Caridad Miranda in der Bohemia

Realismus ist notwendig

ie Realität und die Träume bewegensich oft auf ver-

schiedenen, auch gegensätzlichen Pfaden. Trotzdem ist

es nötig, um die teuerstenZiele zu erreichen, oder wenig-

stens die Genugtuung zu haben, um deren Verwirklichung zu

kämpfen, das Leben so zu erkennen, wie es sich darbietet in sel-

nen unablässigen Veränderungen. Dasist zweifellos die Grundla-

ge aller Umbildungsbestrebungen.

Cuba trotzt heute einer ernsten

Wirtschaftskrise. Es ist die schwerste,

derletzten fünfunddreißig Jahre.
Seit den Anfängen dieser Not-

situation hat die Regierung beschlos-
sen, die Hauptverantwortlichkeit zu
übernehmen, um so weit wie möglich

zu vermeiden, daß die schwere Last

der Widrigkeiten auf den Rücken des

Volkes geworfen wird.
Auch so konnte der dramatische

Abstieg des Lebensstandards noch
nicht gestoppt werden und auch nicht

die Alltäglichkeit harter Einschränk-

ungen.
Die derzeitige Situation zu revidie-

ren bedeutet auch, eine wirtschaftli-
che Strategie anzuwenden, die neue

Grundlagen schafft für eine stabile
Entwicklung. Diese Notwendigkeit hat
dazu gezwungen, Kapital zu suchen,

Technologie und den Markt. All dies,
als die Sozialistische (Staaten-)
Gemeinschaft zusammenbrach.

Durch diese Entwicklung muß jede
Analyse über Cuba, wennsie sich um
Wahrheit bemüht, in Rechnung stel-
len, daß das Land eine schwierige Pha-
se durchlebt, die es nichtselbst zu ver-

antwortenhat, und die von der Regie-
rung abverlangt, mit Flexibilität vor-

zugehen,nicht nur um diese Phase zu

überwinden, sondern auch um die sub-

stantiellen Errungenschaften zu erhal-

ten.
Der Realismus ist allerdings das

Kennzeichen der Maßnahme-Pakete
die angewendet wurden, sowie derje-

nigen, die in der Folgezeit angenom-

men werden können, denn sie tragen

alle bei zu der unumgänglichen Ein-

bindung des Landes in eine Welt, die

von der kapitalistischen Wirtschaft

dominiert wird.

Es ist notwendig zu wiederholen,

daß Cuba nicht mehr über die günsti-

gen Handelsabkommen von früher

verfügt, und es herrschen auch nicht
mehr die Regeln der Gerechtigkeit wie
sie in den Beziehungen zu der unter-
gegangenen UdSSR und anderen ehe-

mals sozialistischen Staaten bestan-
den hatten. Und obendrein gestaltet es
sich heute extrem schwierig, Finanz-

kredite zu erhalten und die Blockade
zieht die Daumenschrauben nochfest-

eran.
Die Veränderungen,die geschehen

sind und diejenigen, die auf uns

zukommen, müssen deshalb verstan-

den werden als Ausdruck der Ver-
pflichtung, die Anpassung unseres
Wirtschaftsmodelles an die gegenwär-
tigen Charakteristika der Welt - basie-
rend auf unverzichtbaren Prinzipien
wie Unabhängigkeit und Nationale
Souveränität - weiterzuverfolgen.

Es geht darum, die Produktion von

traditionellen Exportgütern anzukur-

beln, den Antrieb im Bereich des Tou-

rismus, der pharmazeutischen und der

biotechnologischen Industrie zu ver-

stärken, aber auch die Produktion von

Nahrungsmitteln abzusichern, einen
optimalen Einsatz der Energien zu

erreichen und diejenigen Ersatzteile

herzustellen, die unmöglich aus dem

Ausland erworben werden können.

Heute strebt man wie früher nach

einer leistungsfähigeren Gesellschaft,

mit dem Menschen im Mittelpunkt
ihrer Bestrebungen, welche auch ihre

Bedürfnisse immer in Übereinstim-
mung mit den Mitteln des Landes

befriedigt und nicht übersie hinaus.

Zu diesem Ziel müssen die Reorga-

nisalion unserer Wirtschaft, die aus-

ländischen Kapitalinvestitionen mit-

tels Joint ventures und andere Moda-

litäten beitragen:die Arbeit auf eigene

Rechnung,die Einkünfte durch Geld-

sendungen aus der Emigration, sowie

Formen der Stimulation, die die lei-

stungsfähigen Arbeiter der Schlüsse-

lindustriezweige auszeichnen unddie

mit der Zeit jeden begünstigen,der

mehr undbesserarbeitet.

Diese notwendige Wiederbelebung

der Wirtschaft erfordert ebenso Maß-

nahmen,die aufdie Verminderung des

in Umfaufbefindlichen Geldes gerich-

tet sind, das etwa 10 Milliarden Pesos
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beträgt, was ungefähr einem Jah-

resverdienst der werktätigen

Bevölkerung entspricht.
Es ergibt sich augenfällig, daß

der Staat unter den gegenwärti-

gen Umständen nicht damit fort-
fahren könnte, dem Bürger seine
Verantwortlichkeiten für die
Gesellschaft abzunehmen. Er-
forderlich ist ein Steuersystem
zur Regelung der individuellen

Beiträge zu den öffentlichen Kosten

entsprechend den Einkünften. Abseh-
bar ist auch eine weniger aufwendige

soziale Absicherung, die denjenigen

Unterstützung gibt, die über keine

andere Hilfe verfügen.
Cubahatsichverändert. Dasisteine

Tatsache, die man nicht übersehen

kann, aber es handelt schließlich mit

Vernunft und ohne auf die wesentli-
chen Grundlagen der Revolution zu
verzichten. Das Land muß überleben
in einer Welt, die mehr feindlich als

freundlich gesinnt ist, und seine

Anpassungist folglich weder unschäd-

lich noch schmerzlos.
Es sind Zugeständnisse gemacht

worden. Manche wirken sich schäd-
lich aus. Es gibt jetzt mehr Ungleich-

heiten, und sie sind nicht durch per-

sönliche Verdienste gerechtfertigt, wie

es wünschenswert wäre. Aber Bestand

hat die innere Überzeugung, daß wir

keine Unterscheidungen haben wer-

den aufgrund des Geschlechtes, der

Hautfarbe, vor der Pforte eines Kran-

kenhauses oder an der Schwelle einer

Schule.
Die Dankbarkeit muß wieder Raum

finden. Ihr Platz ist nicht beschränkt

auf die unzähligen Wohltaten des

Sozialismus in mehr als drei Jahr-
zehnten. Ich bin sicher auch die heu-

tigen Kämpfe haben sie Nerdienäiin

(@.d.Sp.M.Schw.)

 



  dokumentation
Im folgenden dokumentieren wir eine vlertellige Artikelserie aus
dem »Militant« mit freundlicher Genehmigung desselben:

Die cubanische Nationalversammlung diskutiert

Maßnahmen, um mit der enormen Wirtschaftskrise

= fertigzuwerden

Arbeiterinnen debattieren

den weiteren Weg der

cubanischen Revolution

Havanna, Cuba

»Es liegt im Wesen des Kapitalis-
mus, daß ihm Täuschung, Krieg und
Konkurrenzzu eigen sind«,stellte Fidel
Castro in einer Rede an die National-
versammlung, das Landesparlament,

währenddessenSitzung im Dezember
fest.

»Dennochsind kapitalistische Ideen
in Modes,fuhr Castro fort. »Es scheint

sogar, als ob SozialistInnen, Revolu-

tionärlnnen und KommunistInnen

zurückweichen. Gelegentlich scheint

es so, daß wir Angst haben, von Sozia-

lismus zu sprechen,daß wir uns fürch-

ten, die Worte Marxistund Leninismus

auszusprechen; abernoch immerfühlt

man manchmal den Wunsch, laut zu

rufen: Es lebe der Sozialismus! Es lebe
der Kommunismus! Es lebe der Mar-
xismus-Leninismusl,« sagte Castro
und erhielt anhaltenden Applaus.

Der cubanische Präsident sprach
über ökonomische Maßnahmen,die

die Regierung seit dem letzten Som-
merangenommenhatte, undneue, die
gerade erwogen werden in dem Ver-
such, die landwirtschaftliche und die

industrielle Produktion wieder anzu-
kurbeln, welcheindenletztenvier Jah-
ren schwer gelitten hatten durch den
plötzlichen Verlust der Unterstützung
und des Handels zu Vorzugspreisen
mit der früheren Sowjetunion.

Im Juli wude es cubanischen Bür-
gern allgemein erlaubt, US-Dollars
und andere Devisen zu besitzen und

man eröffnete ein Netz von Geschäl-
ten, wo gegen Dollars Importgüter
erworben werden konnten. Im Sep-
tember legalisierte die Regierung die
Selbständigkeitin eiwa 140 Berufen. In
demselben Monatleitete der Staatsrat
den Prozeß der Reorganisierung in
Form kleinerer Kooperativen bei den
allermeisten der Staatsfarmen des

Landesein, die 75 % der cubanischen
Anbauflächen umfassen.

Nicht wünschenswerter,

aber notwendiger Rück-

zug

Castro hatte einige der Schritte, die

in Reaktion auf die ernste Wirtschafts-

krise unternommen wordenwaren, als

nicht wünschenswerten aber notwen-

digen Rückzug revolutionärer Politik
beschrieben. »Die Umstände haben
uns gezwungen, uns an die Bedingun-
gen der Welt in der wir leben anzu-
passen.« erläuterte Castro den Abge-
ordneten der Nationalversammlung.

»Wir werden vom Kapitalismus auf
allen Seiten bedroht...«.

»Ich glaube, daß wir einige Konzes-
sionen machen müssen, und wir

machensie,« sagle Castro. »Wir halten
einige Rückschritte in Kaufzunehmen

  

im Krieg und in der Revolution gibt es
Zeiten, wo man sich zurückziehen
muß und Zeiten wo man vorankom-
men kann.«

Die Deputierten dieser Nationalver-
sammlung waren im Februar 1993
gewählt worden. Es war das erste Mal
seit der Revolution 1959, die die Tyran-
nei von Fulgencio Battista stürzte, daß
die CubanerInnen zur Wahl gingen,
um die Stimmenin direkten Wahlen zu
den Provinzparlamenten und dem

Nationalparlament abzugeben. Bis zu

der Veränderung des Wahlgesetzes
1992, wähltendie Mitglieder der Kom-
munalparlamente die Abgeordneten
der Provinzparlamente. Diese wählten
dann die Deputierten der National-
versammlung.

Es wurde zu einem de facto Refe-
rendum, das die breite allgemeine
Unterstützung für die Regierung zum
Ausdruck brachte,als ein neues Parla-

ment gewählt wurde mit substantiel-
len Veränderungen in seiner Zusam-

mensetzung. 83 Prozent der Abgeord-
neten der Nationalversammlungsind

dort zum ersten Mal tätig, viele junge
Menschensind darunter. Eine größe-

re Anzahl von CubanerInnen die
Schwarz und Mestizen (afro-europäi-
schen Ursprungs) sind wurden
gewählt, sowie viele Frauen. Eine

beträchtliche Anzahl der Abge-
ordneten haben an internationalisti-
schen Einsätzenteilgenommen.

Die Diskussion auf der Dezember-
Sitzung der Nationalversammlung,die
zum großen Teil im eubanischen Fern-
sehen und Radio übertragen wurde,

spiegelte die Tatsache wieder, daß die
Delegierten, wie andere CubanerIn-
nen heute, darum ringen, die extre-

 



 

men wirtschaftlichen Schwierigkeiten
zu bewältigen.

Zur großen Bestürzung von Vertre-
tern des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und anderer Ratgeber, die
begierig warenaufgrößere Öffnungen
für kapitalistische Investition und Aus-
beutung in Cuba, beschloß die Natio-
nalversammlungkein vielfach vorher-

gesagles »Pakel« ökonomischer Maß-
nahmen in dieser Richtung.

»Cuba scheut sich vor vorgeschla-
genen Reformen,trotz Warnungen vor
einem wirtschaftlichen “Chaos‘.« lau-
tete die Überschrift eines Artikels im
“Wall Street Journal‘ vom 8. Februar.

Stattdessen gaben die Parlamen-
tarier ihre Zustimmung zu Vor-
schlägen des Cubanischen Gewerk-
schaftsverbandes (CTC), Versam-
mlungenanjedereinzelnen Arbeits-
stätte überall auf der Insel durchzu-
führen, so daß Arbeiterinnen die

wirtschaftliche Krise des Landesdis-
kutieren können und ihre Meinun-
genzudenMaßnahmen äußernkön-
nen, die vom Landesparlament
erwogen werden. Sogenannle
ArbeiterInnenparlamente (Versam-
mlungender ArbeiterInnen), 80.000

solcher Zusammenkünfte, die im

Januar begannen, bringen die $
Arbeiterklasse in die sich verschär-
fende Debatte darüber, wie weil ein

Rückzug nötig ist.

Debatte der

Nationalversammlung

»Cubas vorsichtige Annäherung

an eine Wirtschaftsreform hatsich !
abgekühlt, ungeachtet dramati-
scher Warnungen internationaler
Experten, daß die Insel schnelles
Handeln nötig hat«, schrieb Jose de
Cordoba am 8. Februar im ‘Journal’-

Artikel.
Die »Experlen« sind IWF Direktor

Jacques de Groote und Spaniens frühe-
rer Finanzminister Carlos Solchaga,
der vom spanischen Premierminister

Felipe Gonzalez beauftragt war, die
cubanische Regierung ökonomisch zu
beraten. Der Rat der Experten war
natürlich nichts anderes, als das was
sie kapitalistischen Regimes in der
ganzen Welt empfehlen: die sofortige

Einstellung von Zuschüssen an Staats-
betriebe die mit Verlust arbeiten, den

Beginn massenhafter Entlassungen,
das Zusammenstreichen von Sozial-
leistungen, die Beseitigung von Preis-

regulierungen bei Grundbedürfnissen
und die Privatisierung der Industrie.
Die kapitalistischen Experten empfah-

len auch, den Cubanischen Peso kon-

vertibel zu machen und ein Besteue-

rungssystem zu entwickeln, das mit

den bürgerlichen Normen der(Eigen-
tums-) Verteilung übereinstimmt.

»Aber in der Versammlung der
Nationalversammlung griff Herr
Castro, der im Sitzungsverlauf domi-
nierte, den Kapitalismusheftig an«,

meldete der ‘Journal‘-Artikel.
»Ich glaube an den Sozialismus und

verachte den Kapitalismus«, sagte
Castro in seiner Rede an die National-

versammlung. »Wasich fühle istAbleh-

nung gegenüber den Kapitalisten,

nicht Voreingenommenheit. Ich habe

keine Vorurteile, sondern Ablehnung.
Wir müssen mit den Kapitalisten

 

mgehen und reden. Ich habe der
Interpretation eines alten Spruches
noch eines hinzuzufügen: Je besserich
den Kapitalismus kenne, umso mehr

liebe ich den Sozialismus.«
Es fand bei der Versammlung eine

Debatte statt zwischen Castro und
Ministern der Regierung, die vor-
schlugen, daß das Parlament ein

gewisses Paket mit neuen politischen

Ansätzen verabschieden sollte, wie

beispielsweise die Einführung von
Einkommenssteuern; Kostenbeiträge

für Sport- und Kulturveranstaltungen,

Schuluniformen und kosmetische
Chirurgie; Streichung von Subventio-

nen für einige Produkte sowie die Her-

ausgabe einer neuen Währung als
einem Mittel, die großen Summen von

Be
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Pesos zu enteignen, die von Spe-
kulanten gehortet werden.

»Eine Steuerist ein Instrument
oder allgemein angewandter
Wirtschaftsfaktor«, argumentier-
te Osvaldo Martinez, der Direktor
des Weltwirtschafts-Forschungs-
zentrum in Cuba,in einem Inter-|
view mit Radio Havanna im Sep-

tember. »Sie ist wie die Mathe-
matik etwas, das für sich selbst
gesehen weder kapitalistisch noch
sozialistsch ist,« sagte er.

Wir sagen Ihnen verbindlich, daß
wir ein Besteuerungssystem für das

Land vorschlagen,« sagte Finanz-
minister Jose Luis Rodriguez während

der Diskussion in der Nationalver-
sammlung. Wir haben schon über
die Notwendigkeit geredet, ein
Bewußtsein unter der Bevölkerung
zu schaffen, ein Bewußtsein, das
wir verloren haben.«

Diskussion über
Steuern

»Nein, nein, nein,« antwortete

Castro. »Wir hatten dieses Bewußt-
sein nie. Das frühere Steuersystem
war ein bürgerliches Steuersys-
tem.«
Casiro erläuterte, daß Cubas nicht-

kapitalistische wirtschaftliche Ent-
wicklung und soziale Prioritäten
finanziert worden sind durch ein
entsprechendes Steuersysiem von

anderer Art - das Lebensmittelheft
(libreta).
»Wir waren glücklich, das
geschätzte, dasgepriesene Lebens-
mittelheftzuhaben«sagte er.»Viel-
leicht wird eines Tages irgendje-
mand erklären, wie es der Revolu-

tion möglich gewesenist, alldas zu

tun, was sie getan hat. Alles das hat-

te seine Basis nichtalleinin der Zusam-

menarbeit mit anderen Ländern,« sag-

te Castro, verweisend auf Unterstüt-

zung seitens der früheren Sowjetuni-

on.

»Einfach gesagt waren es die Men-
schen dieses Landes, die den Bau von
Schulen, Straßen usw. finanzierten.

Wenn wir das Geld nicht hatten, ein
Krankenhaus zu bauen, wurde das

Krankenhaus doch gebaut. Warum?
Weil wir das Lebensmittelheft hatten.
Ohne dieses Lebensmittelheft hätte
unser Staatshaushalt völlige Ausge-

glichenheit erfordert, um die Preise

niedrig zu halten. Wir bauten Tausen-
de von Schulen, Hunderte und Aber-

hunderte von Krankenhäusern, viele

Dinge, und der Liter Milch wurde nie-



mals einen einzigen Centavo teu-
rer,sstellte Castro fest.
»Ich kann Ihnen versichern,« so

Castro zu den Delegierten, »daß
durch Steuern, und nur durch
Steuern dieses Land niemals in
der Lage sein wird, die sozialen
Errungenschaften der Revolution
zu erhalten.«
Später betonte der Delegierte
Agustin Delgado in der Diskussi-

on, daß er den Ökonomen Glauben
schenke.»Sie tun das, aber ich nicht,«

erwiderte Castro. »Ökonomen er-
schrecken mich. Es gibtnur eineSache
von der ich ein Wenig verstehe, dasist
die Politik. Daswarmeine Aufgabe und
die wichtigste Aufgabe, die ich hatte.
Ich glaube, daß die Dinge mittels der
Politik beurteilt werden müssen. Die

Ideen, die von den Spezialisten vorge-
legt werden, müssen von einem politi-
schen Standpunkt her analysiert wer-
den...«

»Ein technokratisches Herangehen
kann zurLösung dieserProblemenicht
angewandtwerden,«sagte Castro.»Wir
dürfen nicht vergessen, daß in diesem
Land ArbeiterInnenihre Ehre,Patrio-

tismus, ihr Empfinden von Würde und
Pflicht zum Ausdruck bringen. Wir
ermuntern ArbeiterInnen,sich einzu-
bringen. Wenn wir etwas ohne die

Unterstützung der ArbeiterInnen

unternähmen, wäre das ein gewaltiger

politischer Fehler.«
»In dieser Versammlung habe ich

kein einziges Wort von irgendjemand
gehört, das an den Patriotismus und
die Ehre der ArbeiterInnen appelliert

hätte.«

Zum Abschluß der Debatte ent-
schieden die Abgeordneten auf Vor-

schlag von Castro, Entscheidungen
über etwaige neue Leitlinien hinaus-
zuschieben. Stattdessen stimmten sie
einem Vorschlag der Führung des CTC
zu, Tausende von Versammlungen,
sogenannte ArbeiterInnenparlamente

zu organisieren.

»Wir begrüßen die Klugheit der
Nationalversammlung, daß sie die

Beschlußfassung hinausgeschoben
und es entschieden abgelehnthat, daß

die Zielstellung laute, ein sogenanntes

‘Maßnahme-Paket‘ zu verfassen,«
stand am 17. Januar im Editorial von
"Travajadores‘, der Zeitung des CTC.

»Die Wahrheitist, daß die Idee eines
"Maßnahme-Paketes° nach Dritte-

Welt-Kapitalismus schmeckt, nach

neoliberaler Politik, unter der die

ArbeiterInneneines Tages aufgerüttelt
werden von den Nachrichten, daß die

Preise sprunghaft angestiegen sind,

die Unternehmenprivatisiert werden

und die Hälfte der Beschäftigten ent-
lassen werden sollen, daß die Löhne

fallen und die Sozialleistungen abrupt
gestrichen wurden,« hieß es weiter in

dem Editorial.
»Die Realität zwingt uns dazu, eine

ökonomische Anpassung durchzu-
führen, aber wirwerden dies aufsozia-

listischem Weg tun, auf dem cubani-
schenWeg, unter demokratischen Vor-

zeichen, die wahrhaft unvorstellbar

sind für andere Gesellschafts-
ordnungen.«

Ökonomische
Bedingungen heute

Der Wegfall von Unterstützung und
Handel zu Vorzugspreisen mit der
früheren Sowjetunion und den osteu-
ropäischen Ländern - Cubas Haupt-
handelspartnern - löste seit 1989 einen
akuten, steigenden Mangel an Treib-
stoffen, Nahrungsmitteln und anderen

grundlegenden Erfordernissen aus.
Seit damals hat sich die eubanische

Importkapazität um 75 Prozent verrin-
gert. In Handelsgeschäften zu Welt-
marktpreisen, meist gegen Devisen,

konnte Cuba nur 5 Millionen Tonnen
Öl im letzten Jahr importieren, im Ver-
gleich zu 135 Millionen Tonnen vorvier

Jahren.
Nach Aussagen der meisten Cu-

banerInnen,mitdenenwir gesprochen
haben,wardie schlimmste Periode bis-

her im letzten Sommer. Die Be-
dingungen scheinen sich seit damals
gewissermaßen stabilisiert zu haben.

Die Strom-Abschaltungen in Havanna
sind von täglich 10 Stunden oder mehr
im Juli, auf täglich etwa 5 Stunden in
der darauffolgenden Zeit begrenzt

worden.

Viele ArbeiterInnen müssen stun-
denlang warten,bis sie in einen Bus
oder an eine Mitfahrgelegenheit kom-
men und die Straßen der Hauptstadt
sind indes voll von Fahrrädern. Lange

Schlangen an Bushaltestellen sind ein

Bild des täglichen Lebens. Aber der

Nahverkehrhat sich wiederleicht ver-

stärkt. In den letzten zwei Monaten, als

die Ölpreise in der Welt gefallen sind

und etwas mehr Treibstoff verfügbar

war, gelang es der Regierung, eine

monatlicher Ration von fünf Gallonen

Benzinpro Wagenzu verteilen, wasihr

im letzten Jahr meist nicht gelungen

war. Außerdemkönnen CubanerInnen
mit Zugang zu Devisen, Benzin gegen

Dollars kaufen,undfolglich ihre Fahr-

zeuge benutzen.

Die ernsteste Krise jedoch, ist die

zunehmende Zersetzung des Zutei-
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Es wird Zeit, daß sie rauskommen!

Christine Kuby wurde im Januar 1978 in
Hamburg nach einer Schießerei verhaftet.
Damols war sie 20 Jahre alt. Bei der
Festnahme wurde sie und einer der Polizi-
steh verletzt. Angeklagt und verurleilt wurde
sie wegen „versuchlem Mord". Das Johr
1978 war geprägt von einem Klima der
„Terroristen“-Heize und des staatlichen Aus-
nahmezustands. Allein in Hamburg wurden
damals innerhalb von 10 Monaten 4133
Personen und 3496 Fahrzeuge überprüft.
Das Kontaktsperregesetz wurde erlassen,
die Trennscheibe auch bei Verteidigerbesu-

chen zur Vorschrift. Christine wurde wäh-

rend des Prozesses ausgeschlossen und zur
Unteilsverkündung gefesselt vorgeführt. Sie
wurde zu lebenslänglich und zusätzlichen
10 Jahren verurteilt < für zwei Schüsse, die
sie auf Polizisten abgab, um sich ihrer
Verhaftung zu widersetzen. Im SPIEGEL
wurde damals die Frage nach einem
„Scheinverfahren” gestellt, das „gespensti-
sche Form’ angenommen habe, „wie bei
Kafko”.

Die ersten 19 Monate nach ihrer Verhaf-
tung war Christine in Einzelisolation. Nach
einem kollektiven Hungerstreik der RAF-
Gefangenen kam Christine Kuby 1979 nach
Lübeck, wo sie heute mit Hanna Krabbe und

Imgard Möller in einer Kleingruppe inhaf-

tiert ist,
Wie die anderen Gefangenen, die 15

Johre oder länger in Haft sind, stellte

Christine Kuby im Oktober 1992 einen
Anlrag auf Haftentlassung, in dem sie noch

einmal erklärt: „Die RAF hatte sich auf der |

Grundlage Ihrer politischen Einschätzung
der gesellschaftlichen Verhältnisse zu Beginn
der siebziger Jahre entschlossen, das von ihr

angestrebte Ziel einer gesellschafilichen Ver

änderung mit dem Mittel des bewaffneten
Kampfes durchzusetzen. ...olleinige Motiva-
tion für alle war das angestrebie politische
Ziel einer durchgreifenden gesellschafilichen
Umwälzung.“ Trotzdem wurde zur Vorbedin-

gung für eine Haftentlassung ein psychialri-
sches Gutachten von den Richtern bei ihrer

Anhörung gefordert. Ein Vorgang, der von

allen RAF-Gefongenen abgelehnt wird, weil

ein solches Gutachten ihre damalige Ent-

scheidung psychiatrisieren und damit entpo-

litisieren soll.  
 



lungssystems, des staatlichen Instru-

mentes zur gleichmäßigen Verteilung
der grundlegen Bedarfsgüter, die nur
knapp zur Verfügung stehen. Seit den
frühen Tagen der Revolution garan-
tierte dieses Rationierungssystem, daß
kein Mensch ohne Nahrung und ande-
re Lebensmittel blieb. Und aus diesem
Grund war es in Cuba beliebt. Doch
unter dem Einfluß der gegenwärtigen
Wirtschaftskrise war es unmöglich,
hinreichende Mengen weiterhin abzu-
sichern.

Die meisten Menschen, die wir in

Havannabefragten, erzählten uns, daß
das Zuteilungsheft monatlich Reis und
Bohnen ausreichend für wenig länger
als zwei Wochensichert, ein kleines

Brot täglich für jeden, die Milch für
Kinder unter sieben und etwasfür die
älteren, sowie einige Eier pro Monat.
Die meisten Leute müssen das meiste

an Essen und Kleidung auf dem soge-
nannten Schwarzmarkt kaufen - ein
Ausdruck, der einen Handel um-

schreibt, der überschattetist von ille-

galen Verkäufen gestohlener Nah-
rungsmittel, bishin zuFarmern, dieihr
Mehrprodukt verkaufen, oder Kin-
dern, die gefangene Fische verkaufen.

Viele Bedarfsgüter, die früher über
das Zuteilungsheft erhältlich waren,
wie Seife, Öl zum Kochen, Zahnpasta
oder Shampoo,sind jetzt nur über den
Schwarzmarkterhältlich oder in staat-
lichen Geschäften, ‘Shoppings‘ ge-
nannt, die ausschließlich gegen
Dollars verkaufen.

Aufblühender

Schwarzmarkt

Die meisten Menschen müssen nun

sogar Salz und Zucker auf dem
Schwarzmarkt kaufen. »So gehtesuns,
auf einer Insel, die einer der welt-
größten Zuckerproduzentenist, umge-
ben von einem Meer von Salzwasser,

und wir haben kein Gramm Salz oder
Zucker im Haus,« so scherzten viele

CubanerInnen mit uns, mit dieser Art

von schwarzem Humor, der hier Teil

des täglichen Lebensist.
Die akute Salzknappheit rührtteil-

weise von einem schweren Sturm her,

der im letzten November in den östli-
chen Provinzen eines der Salz produ-
zierenden Unternehmenzerstört hat.
Es wird mindestens nochein Jahr dau-
ern, bis die Salzproduktion auch nur in
dem früheren, unzureichenden Maße

wiederhergestellt werden kann. Das
Fehlenvon Zucker, demHauptprodukt
des Landes, wurde verursacht durch

eine niedrige Ernte von 4,2 Millionen
Tonnen im letzten Jahr (2 Millionen

unter den Erwartungen) und die
Bemühungen,die größtmöglicheMen-
ge zu exportieren, um dringend
benötigte Devisen zu erhalten.

Die meisten der Produkte, die auf
dem Schwarzmarkt erhältlich sind,
wurden aus Fabriken, Landwirt-

schaftsbetrieben und Lagerhallen ent-
wendet von Leuten,die oft vonVerwal-
tern oder anderem Führungspersonal
organisiert werden.

Laut “Trabajadores’ werden 50%

aller landwirtschaftlichen Produkte in
der Provinz Havanna gestohlen und

kommen auf den Schwarzmarkt. Von
den schwerwiegenden Vergehen, die
aus der Provinz Havanna im letzten
Jahr gemeldet wurden,betreffen 67%
Diebstahl und illegale Viehschlach-
tungen.

Die Häufigkeit und der Umfang der
Diebstähle von Rohmaterial ebenso
wie von fertigen Produkten und in eini-
gen Fällen technische Anlagen aus
staatlichen Unternehmensind enorm.

Am 1. Februar, auf einer Gewerk-
schaftsversammlung in der Zigarren-
fabrik ‘Jose Diaz Colina’, konfrontier-

ten die ArbeiterInnen den Leiter des
Tabakbereiches damit, daß eine Men-

ge von 750.000 Zigarren auf unerklär-
liche Art und Weise verschwunden
waren, bei einer Produktion von ins-

gesamt4,5 Millionen im leizien Jahr.
Wenige Tage vorher erfuhren die

ArbeiterInnen bei einerähnlichen Ver-
sammlungin einem Werk in Havanna,

das Meerestiere verarbeitet, daß 570

Tonnen Fisch aus dieser einen Anlage
gestohlen worden waren, genug um

iR:
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alle Kinder-- und Jugend-
einrichtungen in der Hauptstadt
ein Jahr lang zu versorgen. »All
dieser Fisch kommt auf den
Schwarzmarkt zu unerhörten
Preisen,« sagte der CTC General-
sekretät Pedro Ross auf der Ver-
sammlung, »in einem Land, wo
die Menschenmanchmalaufeine
Mahlzeit verzichten.«

Die Schwarzmarktpreise für
Konsumgüter sind in Cubain denletz-
ten drei Jahren um das 50fache ange-
stiegen,laut ‘Einer tiefgehenden Stu-
die‘, einem Buch, das in Havannabald

herausgegebenwerdenwird. Die Jour-
nalistin Mirta Rodrigez Calderön
schrieb im Novembereine Rezension
des Buchesin der Zeitschrift Bohe-

mia.
Jorge Rodriguez Hernändez, der

Autor des Buches,teilte der Bohemia’

mit, daß er Dutzende Fälle von Betrü-

gereien-»Umleitung« vonStaatseigen-

tum - bei Betriebsleitern, Finanzver-

 

antwortlichen und Staatsbeamten vor-
gefunden hatte. »Dies alles zeigt,«so
Rodriguez Hernandez, »den organi-
sierten Charakter und das Ausmaß der
Mittäterschaft von Personen die, weit

davon entfernt, in ihrer angesehenen
Position ein gutes Beispiel zu geben, zu
Geseizesbrechern werden.«

Ein Ausdruck von Spott, derin Cuba

heute weit verbreitetist, lautet 'mace-

tas’und bedeutet Blumentöpfe, dienur
in der Sonne stehen und den Regen
aufsaugen und wachsen. Viele
CubanerInnenbenutzen denAusdruck

um die vielgehaßten Händler und Zwi-



 

schenhändlerzu beschreiben,die

wohlhabend aus dem Schwarz-
markthandel hervorgehen.
Verschiedene Deputierte brach-
ten in ihren Äußerungendentie-

fen Unmut vieler Arbeiterinnen
in Cubaüberdiese Profiteure zum
Ausdruck. Die Abgeordnete
Genoveva Morales sage, sie miß-
billige die Tatsache, daß gewisse

Personensich auf unangemesse-
ne Weise bereichern.Sie fragte, woher
sie Treibstoff, Fleisch, Reis und Boh-

nen, sowie Bier bekämen,die für die

meisten ArbeiterInnennichterhältlich

sind.

 

»Ich bin nicht beunruhigt über die-
ses Unbehagen,« antwortete Castro,
»denndies bedeutet, daß die Menschen

ein sozialistisches Bewußtsein haben.

.„ Das sind schlechte Nachrichtenfür
die Unterstützer des Kapitalismus.

Wenn die Menschen dies nicht verste-
hen wie, verdammt nochmal, werden
sie sich damit abfinden, unter dem

Kapitalismus zu leben? Kapitalismus
ist beständiger, unablässiger Raub,
fortgesetzte, unaufhörliche Ungleich-
heil.«

Grundbedarfsgüter wie Reis, Boh-
nen und Speiseöl sind durch das Ratio-
nierungssystem lange Zeit zu Preisen

verteilt worden, die unter den Kosten

lagen. Milch z.B., die jetzt nur noch für

Kinder unter 7 und einige ältere Men-

schen gewährleistet wird, wird zu 25
Centavos je Liter verkauft. Aber ein
Milchbauer erhält 56 Centavos für
einen Liter Milch, dessen Wert nach
der Verarbeitung 56 Centavos beträgt.

Subventionierter Reis wird das Kilo zu
43 Gentavos verkauft.

Die Löhne der CubanerInnen
jedoch spiegeln die hohen sozialen
Zuwendungen wieder, die das kosten-
lose medizinische Versorgungs und
Bidungssystem darstellen, die niedri-
gen Mieten und erschwinglichen
Lebensmittelpreise. Die Löhne betra-
gen zwischen 100 Pesos monatlich für
einige ungelernte Fabrik- und Land-
arbeiten und 400 Pesos für Ingenieure

und Ärzte. (Der offizielle Umtausch-
kurs für die cubanische Währungist
ein Peso für einen Dollar geblieben.
Aber der Dollar wird jetzt auf dem
Schwarzmarkt für mehrals 100 Pesos

gehandelt.)
In der Vergangenheit garantierten

diese ökonomischen Leitlinien, ge-

schaffen um Proletarierzufördern und
nicht Bourgeois, die Verteilungs-
formen und sozialen Werte, er-

schwingliche Preise für alle Arbeiter-
Innen und den Lebensunterhalt für

arbeitende Bauern. Aber unter den
heutigen Bedingungen extremer

Knappheil, sind Diebstahl und
Schwarzmarkthandel dramatisch
angestiegen.

Schätzungsweise 65% der industri-
ellen Kapazität ruhen wegen der Ein-
bußen an Energie, Kraftstoff, Rohma-

terial und Ersatzteilen. Aber Entlas-
sungen sind bisher auf einem Mini-
mum gehalten worden. ArbeiterInnen,
die ihren Arbeitsplatz verlieren, erhal-
ten im allemeinen eine Arbeits-
losenunterstützung, die 60% ihres
Lohnes ausmacht, für drei Monate,

sowie Hilfe zur Umorientierung.Wenn
sie innerhalb dieses Zeitraums keine
Beschäftigung gefunden haben und
sich weigern, Arbeitsplätze anzuneh-
men, die in der Landwirtschaft oder
sonstwo zur Verfügung stehen, dann
verlieren sie möglicherweise ihre

Unterstützung.

Im Laufe der Sitzung der National-

versammlung wurde berichtet, daß
nur 51% staatlicher Unternehmen
heute als rentabel eingeschätzt wer-
den. Die Regierungssubventionen an
staatseigene Gesellschaften sind seit
1989 um 75% in die Höhe gestiegen,
sagte der Finanzminister. Dies hat
große Defizite im Haushaltverursacht,
die die Regierung einfach durch das
Drucken von mehr Pesos ausgleicht,
eine Politik, die die Inflation anheizt.

Selbständigkeit,

Umgang mit Dollars

Die Legalisierung von Devisen-
besitz hatte zum Ziel, mehr Dollars in

die Staatskasse fließen zu lassen,

anstatt damit den Schwarzmarkt anzu-
heizen. »Unter normalen Bedingun-

gen hätten wir niemals (den Devisen-
besitz) legalisiert,« erläuterte Castro
der Nationalverammlung im Dezem-

ber.

Für diejenigen mit Zugang zu
Dollars hat diese Maßnahme dem
extremen Mangel die Schärfe genom-
men, während sie gleichzeitig die
schnelle Vertiefungsozialer Ungleich-
heiten begünstigt. Im Ausland, meist
denUSA lebende Verwandte von Cuba-
nerInnen sind die hauptsächliche

Dollarquelle für viele Familien. Auch
wer im Tourismusbereich arbeitet,

erhält einen Teil der Trinkgelder in

Dollars.
Bewaffnete Raubüberfälle und ähn-

liche Verbrechen - früher selten in
Cuba-sind ebenfalls dramatisch ange-
stiegen. Alle die aussehen,als könnten
sie Dollars haben, werden zum ver-

lockendenZiel, wie jeder Gegenstand,

hr
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der für Dollars auf dem Schwarzmarkt
verkauft werden kann, von Lebens-

mitteln bis zu Fahrrädern und Benzin.
Die Prostitution hat sich auch ausge-
weitet, sowohl um die Hotels, wie auch

in anderen Gegenden.
Radio Rebelde, Havanna, berichtet

kürzlich, daß 141.000 Menschen bis

zum 51. Januar die Erlaubnis zur
Selbständigkeit erhalten hatten. Die
Verfügung, die die Selbständigkeit in
annähernd 140 Berufszweigen gestat-
tet wurde im September vom Staatsrat
veröffentlichtund von der Nationalver-
sammlung am Jahresende bestätigt.

Die Tätigkeiten, die in dem Geseiz
aufgeführt sind, umfassen Frisieren,
Klempnerarbeiten und Maschinenre-
paraturen; die Herstellung von Seife,
Tinte, Seilen und ähnlichen Produk-

ten; Unterrichten von Maschinen-

schreiben, Musik, Kunstund Sprachen;

Hauswirtschaftstätigkeit; Verkauf von
Wein, antiquarischen Büchern, Blu-

men und von verschiedenen Kunsi-
und Kunsthandwerkserzeugnissen.

Die Verordnung beinhaltet nicht
den Wiederverkauf von Waren um
Gewinn zu erzielen. Aber seit das
Gesetz zur Anwendung kam, sind im
ganzen Land Straßenmärkte entstan-
den. Man kann viele Bauern sehen,die

Käse, Zwiebeln, Knoblauch und Avo-

cados an den Landstraßen anbieten. So
viele Kleinhändler und Kunsthand-
werker drängensich auf dem San Raf-
aelBoulevardin Havanna,daß die Leu-

te begonnen haben,ihn eine ‘candon-
ga’ zu nenne, nach den gedrängt voll-
en Straßenmärkten, die cubanische

Soldaten in Angola kennengelernt hat-

ten.
DerVerkaufvon gestohlenenWaren

floriert natürlich unter dem Deck-
mantel der Selbständigkeit. »Aufjeden
legalen Straßenhändler,« so der Repor-
ter von Radio Rebelde, Diosdado Maso,
»kommenfünf, dieohne Genehmigung
Brot und Käse oder Schinken verkau-
fen, heiße Pizza und Süßigkeiten, die

nicht selbstgemachtsind.«
»Wir können Verstöße nicht zulas-

sen,« sagte Carlos Lage, der Vor-

sitzende des Exekutivkommitees des
Ministerrates, neulich in einem Inter-
view. Lage gab bekannt, daß eine spe-

zielle Gruppe von Inspekioren
geschaffen würde, um dieses Treiben
zu überwachen.

Castro aber warnte, daß die Selbst-
ändigkeit nicht mittels gesteigerler

Polizeimethoden überwacht werden
könne. »Glauben Sie nicht, daß das

magische Wort “Inspektoren‘ alles
löst,« erläuterte er der National-

versammlung. »Wir hören immer

“Kontrolle” und ‘mehr Kontrolle‘, aber
die Zahl der Personen, die kontrolliert

werden müssten, ist enorm.«

»Wir brauchen auch Leute, um die

Kontrolleure der Kontrolleure zu kon-
trollieren,« fügte Castro hinzu. »Wir
kommen dann soweit, daß wir 450.000
Personen haben, die damit beschäftigt
sind.... Dann würde der Tagkommen,

an dem wir die Menschen in ihren
erhabensten Momenten zu kontrollie-
ren haben, wenn sie nämlich zur Toi-
lette müssen,« sagte Castro unterallg-

meinem Gelächter.
Die Verordnung gestaltet es auch

Besitzern von Fahrzeugen,sie als Taxis
- nur gegen Pesos - einzusetzten. Aber

viele Fahrer bieten TouristInnen Fahr-

ten gegen Dollars an,billiger als die

Dollartaxis, die von staatlichen Agen-
turen eingesetzt werden.

Häusliche Restaurants

Häusliche Restaurants - allgemein
‘paladares° (Gaumen oder Ge-
schmacksknospen) bezeichnet, nach
einem Ausdruck aus einer wohlbe-
kannten brasilianischen ‘Seifenoper’ -
wurden auch erstmals zugelassen.
Nach einigen Schätzungen gibt es

allein in der Hauptstadt Hunderte
davon. Eine Mahlzeit mit Hühnchen
oder Schweinefleisch und einem
Getränk, was für die meisten Cubane-
rInnenschwerzubekommenist, kostet

dort 3 bis 6 Dollar.
»JedeR kann zuhause einen Tisch

decken,« sagte Castro bei der Natio-
nalversammlung im Dezember. »Wer

überwacht den geheiligten Platz, den
wir Zuhause nennen, um zu sehen, ob
einer oder zwei Tische gedeckt wur-
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den? Das ist schwer zu machen.
Wir können nicht anfangen, das

zu kontrollieren.... Ich glaube
wirklich nicht, daß ein oder zwei

Tische den Sozialismus angrei-
fen. Allerdingsist jemand mit 25
Tischen und 100 Stühlen etwas
anderes.«

Das im September verfaßte
Gesetz legalisierte den Verkauf Rx

von Mahlzeiten mit Imbißcharak-
ter (Getränke, Brote, Süßigkeiten, ete.).
Sich berufend aufdas»etcelera«began-
nen eine Menge Leute, mit in Dollar-

läden gekauften oder aus staatlichen

Lieferungen gestohlenen Waren, ihre
Wohnungenin Restaurants umzuwan-

deln.

Dieses »etcetera«in der Klauselüber
Nahrungsmittel in diesem Gesetz wur-
de ein sehr umstrittener Punkt in der

Nationalversammlung.

»Ich muß die Wahrheit sagen: Ich
begreife dieses ‘etcetera’ebensowenig
wie alle die anderen GenossInnen,«

sagte Castro der Nationalver-
sammlung. »Der Genosse, derüber das
‘etcetera’ gesprochen hat, hat völlig
recht. Etwasplus ein 'etcetera’ bedeu-
tet alles.« Schließlich strichen die
Abgeordneten das »etc.« aus dem

 

Gesetz und machten die ‘paladares‘,
die ganze Mahlzeiten verkaufen, ille-

gal. Imbisse sind jedoch noch erlaubt.

Die Regierungregelte, daß die meisten
‘paladares’ im Januar schließen soll-
ten, aber viele bestehen immer noch.

Die Regierung behandeltdie Selbst-
ändigkeit als eine der Lösungen des
Problems, daß die meisten Fabriken

viel zu viele Beschäftigte haben, seit
die Produktion steil zurückgegangen,

das Personal hingegen mehr oder



weniger auf dem vorherigen
Stand geblieben ist. Regierungs-
vertreterInnen kündigen an, daß
am Jahresende an die 500.000
Personen über die Erlaubnis zur
Selbständigkeitverfügen werden.
Diese Tätigkeiten werden bisher

nur minimal geregelt. Wer von

seiner Kommunalverwaltung
eine Erlaubnis hat, bezahlt nur

eine monatliche Gebühr von ca.
45 Pesos. Aber Selbständige können in
einigen Berufen wie Klempner oder
Maurer bis zu 1000 Pesostäglich ver-
dienen, wie uns Jos€ Alejandro Marti-
nez, ein Journalist von ‘Juventud
Rebelde‘, erzählte. Weder werden die

Preise kontrolliert, die die Berechtig-
ten für diese Dienstleistungen verlan-
gen können, noch wird deren Ein-

kommen besteuert.
Das Gesetz bezüglich der Selb-

ständigkeit verbietet die Anstellung
von Arbeitskräften, aber es erlaubt

Familienmitgliedern, aufkooperativer

Basis zusammenzuarbeiten - was vie-
le lang vergessene »Gousins« dazu ver-
anlaßt, selbst ein Geschäft aufzuma-
chen, wobei jeder ein Auge zudrückt.

Die möglicherweise weitreichend-
ste Maßnahme, die bisher angenom-
men wurde, war die Reorganisierung
von staatlichen Landwirtschafts-
betrieben hin zu Kooperativen, Grund-

einheiten Kooperativer Produktion
(UBPC) genannt. Dies ist die umfas-
sendste Veränderung in der Struktur
der landwirtschaftlichen Produktion
seit der zweiten Agrarreform 1963.

"Straff kontrollierte”

Debatten?

Bestürzung über das Ergebnis der
Sitzung der Nationalversammlung im
Dezember zum Ausdruck bringend,

und über den Widerwillen der Abge-
ordneten, ökonomische und soziale

Verhältnisse zu übernehmen, die die

cubanische Arbeiterklasse vor etwa 35
Jahren überwunden hatte, jammerte
das "Wall Street Journal‘, »Einige Ana-
lytiker fragensich, ob es Herrn Castros
FurchtundAblehnung gegenüber dem
Kapitalismus gelingt, die Reformen
abzuwürgen.«

»Inzwischen,« so verkündete die

Zeitung, »werdendievorgeschlagenen
Reformschritte diskutiert innerhalb

von Tausenden von - wie einige Analy-
tiker sagen - höchst inszenierten,straff
kontrollierten Debatten an Arbeits-

plätzen in ganz Cuba.«
Die ArbeiterInnen-Versammlun-

gen, an denen Reporter des Militant”
im Januar und Februar teilnahmen,

waren allerdings weit davon entfernt,
straff kontrolliert und höchst insze-
niert zu sein.

In wenigen Fällen dauerten die
ArbeiterInnen-Versammlungen nur

kurze Zeit. Bei der Belegschaft der
Zeitschrift Bohemia’ z.B. dauerte das
ArbeiterInnen-Parlamentnicht länger

als 40 Minten, wie uns berichtet wur-
de. Aber in einigen Fabriken erstreck-
ten sich die Versammlungen über zwei

Tage.
Die ArbeiterInnen-Parlamente be-

ginnen im allgemeinen mit einem
Bericht des/der Betriebsleiters/in über
den Stand der Liquidität, die finanziel-
le Entwicklung der Fabrik im letzten
Jahr und Prognosen für 1994, sowie
Vorschlägen zur Effektivitäts- und Pro-
duktivitätssteigerung. Die allgemeine
Diskussion wird dann eröffnet über
zwei Themenbereiche, erst über den

Berichtdes Betriebsleiters und wie die
Produktivität der Anlage zu verbessern
sei, zum zweiten über die weitrei-

chenderen ökonomischen Schwierig-
keiten vor denen Cubasteht und die in
der Nationalversammlung debattier-
tenMaßnahmen. Gewerkschafisleiter-
Innen auförtlicher und oft nationaler
Ebene nehmen an den Versam-

mlungenteil.
Etwa 80.000 Versammlungen sind

geplant, diemehrals35 MillionenArbei-

terInnen einbeziehen. An den größten
Arbeitsstätten werden die Versamm-
lungen abieilungsweise durchgeführt,
um abzusichern, daß jedeR ArbeiterIn
eine Gelegenheit hat zu sprechen.
Nach den zuerst stattfindenden Ver-

 

 

ELLE NTEi
9. bis 30. Oktober 1994

WE Praktische, konkrete Solidarität
durch Arbeit in der Landwirtschaft
Wi der Versuch, durch Vorträge,
Treffen und Besuche einen Einblick in
die derzeitige Situation Kubas zu er-
halten
durch gemeinsamesArbeiten und
Leben mit ca. 200 Personen aus 8
westeuropäischen Ländern Erfahrun-
gen sammeln und Anregungen für die
gerade jetzt so wichtige Solidaritäts-
arbeit für Kuba gewinnen - dassind
die Zielsetzungen der Soli-Brigade!
BEE Als konkretes Zeichen derSolidari-
tät überreicht jede Brigade Geld- und
Sachspenden als. Brigadegeschenk
auf Kuba. 50% der gesammelten
Summe erhält die „Gesellschaft für
motorisch Behinderte” in Havanna,
mit 50%unterstützen wir unseren ku-
banischen Partner und Veranstalter
der Brigade Jos& Marti, das ICAP.
Geldspenden andie Freundschaftsge-
sellschaft BRD - Kuba e.V., Stichwort
„Jos& Marti“, Postgiroamt Köln (BLZ
370 100550), Kto.-Nr. 307 984-507.

Weitere Informationen durch die
Freundschaftsgesellschaft BRD -Kuba
1el.0221/1318361.9.30-15.00Uhrod.
W.Peter, Tel. 07345/5352 ab 22 Uhr.
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Kuba braucht Presse. Das NETZWERK
CUBA schafft Öffentlichkeit. Dazu
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das o.a. Konto__ DM.
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O Fördermitglied

Q Mitglied als Organisation/Gruppe

werden

Der monatliche Mindestbeitrag für
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sammlungen in den Fabriken, wird

damit begonnen, Bauernversammlun-
gen in den Landwirtschafisko-

operativen durchzuführen, sowie

Zusammenkünfte in Universitäten

und anderen Bildungseinrichtungen.

»Weder Oxford, noch Harvard: Die
ArbeiterInnen sprechen,« lautet die
Überschrift eines Artikels in der Aus-
gabe der Trabajadores’ vom 31. Janu-
ar, der Zeitung des CTC, in dem die
Ergebnisse der ersten 267 Versam-
mlungen zusammengefaßtwerden. Es
wareinetreffende Beschreibung.

Bei jedem der Treffen an denen wir

teilnahmen, gab es eine lebhafte
Debatte über Maßnahmen, die hin-

sichtlich konkreter Probleme anzu-
wendensind, welche die Produktivität
des Werkesbetreffen.

Konfrontation zwischen

Direktor und

Arbeiterinnen

In der Zigarrenfabrik Jose Diaz Coli-
na, zog sich eine reale Konfrontation
zwischen dem Werksdirektor und den
ArbeiterInnen durch die ganze Veran-
staltung. Die ArbeiterInnengriffen den
Leiter des Tabakbereiches in dem
Punkt an, daß im letzten Jahr von ins-
gesamt 4,3 Millionen hergestellten

Zigarren eine Menge von 750.000 auf

unerklärliche Weise verschwanden.
Die Versammlung fand am 1. Febru-

ar statt, während der Arbeit der 580
Beschäftigten, die an ihren Arbeitsti-
schen auf drei verschiedenen Etagen

Tabakblätter schnitten und rollten.

Aber jedeRkonnte die Diskussion über

Lautsprecher hören und konnte sich

über Mikrofone,die in jeder Etage auf-
gestellt waren, daran beteiligen.

Nach dem einleitenden Bericht ver-

langten die ArbeiterInnen, Details
über die Finanzen der Fabrik zu erfah-
ren. »Man kann die ArbeiterInnen,die

über die wirtschaftlichen Zahlen

Bescheid wissen, an den Händen ab-

zählen,« sagte Alfredo Perez, ein

49jähriger Beschäftiger, der in dem

Werk seit 1960 arbeitet. »Die Arbeite-

rInnen müssen eine Kontolle über die

Daten und ökonomischen Ziffern

haben.«
Der Bericht des Direktors war

tatsächlich ein Angriffaufdie Arbeiter-

Innen gewesen, er machte sie verant-

wortlich für den fehlenden Tabak und

beinhaltete auch, daß das Werk durch

zuviel Personalim Produktionsbereich

belastet sei.

»Mir gefällt diese Vorstellung nicht,

daß wir schuld sind,« antwortete Hida-
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lina Rodriguez, eine andere Pro-
duktonsarbeiterin, ärgerlich
unter schallendem Applaus. »Wir
haben mehr als genug Leiter. Die
Zahl der Verwalter ist gestiegen
und jeder hat einen Sekretär,«
sagte sie. »Wie kommenwir dazu,
einen Transportchef mit einem
Helfer und Sekretär zuhaben und
alles was wir besitzenist ein alter

zusammengebrochenerLaster!«
Pedro Ross, Generalsekretär des

CTC, der an der Versammlungteil-
nahm,schlug später eine Reduzierung

im Umfang des Verwaltungsapparates

dieses Werkes vor.
»Sie sprechen nicht mit den 'mace-

tas’ (Blumentöpfen,s.0.),« sagte Rodri-

guez dem Direktor. »Wir sind diejeni-

gen, die mit einem schlechten Lohn
leben,« sagte sie. »Wir brauchen etwas
mehr Geld. Die HilfsarbeiterInnen
leben von 118 Pesos monatlich, und

dasist nicht leicht.«

»Das Problem zieht sich von oben

bis unten und die Lösung muß unter

den ArbeiterInnen gefunden werden,

die direkt in der Produktion stehen,«

folgerte sie. Die ArbeiterInnen began-
nen mit ihren Messern auf die Arbeit-

stische zu trommeln, um ihre Zustim-

mung zu zeigen, in der traditionellen

Manier der TabakarbeiterInnen in den

Fabriken.
In dieser speziellen Versammlung

dauerte die Diskussion über die öko-

nomischen Maßnahmen, die in der

Nationalversammlungdebattiert wur-

den,nicht lange. Einige ArbeiterInnen

schluben vor, daß es, wenn Preise für

Waren angehoben würden, auch eine

Erhöhung der Gehälter geben solle.

Andere forderten, Maßnahmen zur

Bestrafung von Schwarzmarkthänd-

lern zu ergreifen.

AhmedGirön, ein 21jähriger Arbei-

ter, hielt eine Zigarre hoch undsagte,
»Die ist in Spanien 20 Dollar wert. Aber

ich kommenicht hierher, um wegen

des Geldes zu arbeiten. Mein Bruder

geht unentgeltlich zur Schule. Die

medizinische Versorgung ist kosten-

los. Meine Schwester kann ihr Kind

umsonstin einer Kindertagesstätte las-

sen und hat die Gewißheit, daß einE

andereR WerktätigeR gutfür das Klei-

ne sorgt.«

»WirwerdennichtzurückzumKapi-

talismus gehen,« fügte Pedro Ferrer

Fornaris hinzu, ein anderer Produkti-

onsarbeiter. »Wir haben einmal einen

Bewußiseinsstand erreicht, daß wir

jeden anderen als gleichwertig anse-

hen, das kann uns niemand wegneh-

men.«



   

 

Die Arbeiterinnen sind

zuversichtlich, daß

Lösungen gefunden

werden

WährendeinerVersammlung des

ArbeiterInnen-Parlamentes in
einem Werk für Milchprodukte
außerhalb von Havanna gab es

eine ausführlichere Diskussion
über die wirtschaftlichen Maßnah-
men,die in der Nationalversammlung
diskutiert wurden. Einige Arbeiterln-
nen sprachen sich in aller Schärfe

gegen die Vorstellung von Einkom-
menssteuern aus. Jene mit verhältnis-

mäßig geringeren Familienein-
kommen waren auch gegen Vorschlä-
ge, Preise für Waren des Grundbedar-
fesanzuheben undwiesen aufdie Bela-
stung hin, die dies für ihre Familien
bedeuten würde.

Eine hitzige Diskussion über Dieb-
stähle von Maschinen und anderen
Gütern aus der Fabrik fand ebenfalls

statt.

»Wir alle sehen,wie dies geschieht,«

sagte ein älterer Produktionsarbeiter,
der über Diebstahl sprach. »Es
geschiehttäglich, aber oft sehen wir
weg, weil wir uns vorstellen, es sind
Leuie, die eine harte Zeit durchma-

chen, undein kleines bißchen für ihre

Familien brauchen.Aberdasist falsch.
Es muß bekämpft werden.«

»Unter den Leuten, die Geld anhäu-

fen,« so bemerkte Caridad Cruz, eine
Fließbandarbeiterin, »sind diejenigen,
die bügeln, saubermachen, oder eine

andere Arbeit selber verrichten sehr
selten. Die meisten von denen, die

dicke Dollars machen, sind ‘macelas‘,
die dem Staat Produkte undMaschinen
stehlen.«

»Aber wir lassensie das tun,« beton-

te sie. »Und dann organisieren wir Ver-
anstaltungen wieein FestivaldelSaba-
do‘, (Samstags-Flohmarkt) wo sie die
Waren zum Verkauf bringen. Die

Regierung tut überhaupt nichts, die
Partei tut überhaupt nichts, die
Gewerkschaft tut überhaupt nichts,
und wir wissen, wer diese Leute sind

und wosie leben.«
Ross, der an der Versammluntteil-

nahm antwortete, »Ja, das ist richtig.«

In einer Versammlung nach der

anderen forderten die ArbeiterInnen,

daß Schritte unternommen werden

sollten, gestohlene Waren zu beschla-
gnahmen und die Bestechlichkeit in

Verwaltungen zu überwinden. Laut

einem Bericht in "Irabajadores’vom 7.
Februar, war dies eines der Hauplan-
liegen, die die ArbeiterInnen während

einer Versammlung in der Reparatur-
werkstatt Lenin’zumAusdruckbrach-
ten, einem riesigen Instandhaltungs-

betrieb für Maschinen und Zucker-
rohrerntekombinen in Camagüey.

Die ArbeiterInnen diskutierten
auch, was hinsichtlich der sprunghaft
steigenden Schwarzmarktpreise zu
tunsei, die in den letzten drei Jahren

um das 50fache gestiegen sind.

WährendeinerVersammlungander
Universität von Camagüey, meldete

“Trabajadores‘,hatte ein Professor, der

berichtete, daßdasMonatseinkommen

seiner Familie 600 Pesos betrage, vor-
geschlagen, daß die Regierung Preis-
grenzen festlegen solle für das, was

Händler auf dem Schwarzmarkt ver-

langen.Erhielt die Existenz eines sol-
chen Marktes für unvermeidlich.

Arbeiterinnen der Reparaturwerk-
statt ‘Lenin’jedoch, deren Monatslohn
bei 181 Pesosliegt, fanden die Anre-
gung des Professors bestenfalls unrea-
listisch. »Der einzige Weg, diesem

schändlichen Marktein Ende zu berei-
ten,« argumentierte jemand, »bedeu-

tet, die Produktion zu steigern und das

gesamte Potential der Arbeitskräfte zu
nulzen.«

Die ArbeiterInnen wollen Wegefin-
den um Diebstahl und Sabotage zu
beenden,die die Kosten in die Höhe

treiben,die Kollektive demoralisieren,

und Geldschneider und Hehler berei-
chern,« so stand es in einem Editorial

von Trabajadores’, das die Ergebnisse
der ersten Runde von Veranstaltungen

aufzeigte. »Sie fordern, daß die Behör-

den drastische Maßnahmenergreifen,
die beispielgebend füralleEbenensein
werden.«

Be

Das Problem der

Beschäftigung lösen

Niedrige Produktivität und Unter-
beschäftigung waren ein Problem,
dem sich ArbeilerInnenin vielen Ver-
sammlungen zuwendeien.

Elmer Durän,ein junger Arbeiter in
der Abteilung für Sojamilchprodukte
des Milchverabeitungsbetriebes in
Havanna,griff es konkret auf. »Wir
habenoffensichtlich eine Menge über-
zähliger ArbeiterInnen im Werk,« sag-
te er. In meiner Abteilung werden wir
wahrscheinlich 60 von den 260, die auf

 

der Lohnliste stehen, streichen müs-

sen.«
Die Milchproduktion in der Fabrik

fiel von 700.000 Tonnen 1989, auf

300.000 Tonnenim letzten Jahr. Milch-

pulver, das wichtigste Rohmaterial,

wurde aus der DDR importiert zu 650
Verrechnungsdollar pro Tonne.
Tatsächlich kam die meiste Milch, die
in Cuba konsumiert wurde, in Pulver-

form aus der DDR.Jetzt muß dasstaat-
liche Unternehmen Milchpulver zu
1.900 Dollar pro Tonne einkaufen und

zwar zu Devisen auf dem Weltmarkt.

Einige ArbeiterInnen sagten daß seit
über zwei Jahren in der Fabrik keine

Frischmilch verarbeitet wurde, was sie

dem Mangel an Kraftfutter zuschrie-
ben, das ebenfalls aus Osteuropa
importiert zu werden pflegte.

In der gleichen Zeit blieb die Zahl
der Beschäftigten bei etwas über1.300,
praktisch gleichbleibend zu 1989. Das
bedeutet, daß schließlich viele Arbei-

terInnendie meiste Zeitdes Tages her-
umsitzen und wenig oder nichts zutun

haben, was Demoralisierung hervor-

bringt, äußerte Duran.

 



»Ich weiß, ich könnte einer der Ent-
lassenen werden.«stellte er fest. »Was

macheich dann? Ich will nicht raus-
gehen und jemand ein Fahrrad steh-
len, um für meine Familie, meine Kin-
der, eiwas zu Essen auf den Tisch zu

bringen. Aber ich kann wirklich nicht

dafür garantieren, daß ich es niemals
tun würde,falls es soweit kommt. Wir

müssen für dieses Problem des perso-
nellen Überhangs eine Lösungfinden.
Ich will produktiv sein.«

Durän schlug vor, daß Arbeiter-
Innen, die im Werk nicht gebraucht
werden, gestattet wird, Land urbar zu
machen, das an die Fabrik grenzt und

eine Kooperative zu bilden, um drin-
gend benötigte Nahrungsmittel anzu-
bauen. Ähnliche Anregungen werden
auch gerade in anderen Produktions-
stälten erwogen.

In der Personalversammlung der

Universität von Camagüey sagte Guil-
lermo Guevara, vonderAbteilung Tier-
medizin, daß schonallein seine Abtei

lung die Aufgabe in Angriff nehmen
könnte, eine landwirtschaftliche Anla-

ge auf nahegelegenem Brachland zu
erstellen, um Nahrung für LehrerIn-
nen und StudentInnender Einrichtung

anzubauen.
Unter einem Beifallssturm fügte

Guevara hinzu, daß das einzige Hin-
dernis in der Vergangenheit der Man-
gel an »Exaktheit, klaren Vorstel-
lungen und Orientierung darüber, wie
die Probleme zu bewältigen sind,«
gewesen ist. Die Versammlung über-
trug Guevaradie Verantwortung dafür,
geradewegs mit der Landwirtschafts-
anlage zu beginnen.

Als Läzaro Valdez Monte, Inspektor
der AbfüllabteilungdesMilchverarbei-
tungsbetriebes, darüber klagte, daß

ArbeiterInnen in seinem Bereich zu
viele Flaschen zerbrechen würden,

protestierten verschiedene Arbeiter-

Innen nachdrücklich.
»Die Sacheist die, daß die Art und

Weise, wie die Förderbänder montiert

sind,völlig fehlerhaft ist,« sagte Rober-
to Bejo, ein Produktionsarbeiter. »Wir

arbeiten bei der Abfüllung sehr hart,«
fügte er hinzu. Bejo erklärte, die Arbei-
ierInnen hätten die Kästen mit abge-

füllter Milch buchstäblich von den
Bändern zu reißen, was zu vielen zer-

brochenen Flaschen führte. Dann

schlug er Veränderungenin der Orga-
nisierungseines Bereiches vor, umden
Ausschuß zu verringern.

Ein bemerkenswerter Teil der Dis-
kussion konzentrierte sich auf Arbei-

terInnen, die Anregungen gaben, wie

die Produktivität unter den widrigen

Bedingungen, vor denen sie stehen,

verbessert werden kann.

Das war eines der Hauptthemen in
der Diskussion bei einer Arbeiter-
Innenversammlungin der Zigarren-

fabrik ‘Helden der Moncada’in Havan-
na. Die ArbeiterInnen drängten dar-
auf, daß Grundvorausseizungen - von
abgenutzten Tischen bis zu einem

undichten Dach - im Werk verbessert
werden, um ihnen die größtmögliche
Steigerung ihrer Produktionsleistung

zu ermöglichen. Mehrere erwähnten,

daß die von ihnen produzierten hoch-
wertigen Zigarren eine wichtige Devi-

senquelle darstellen. »Wir erwarten
keine Lohnerhöhung,«sagte ein Arbei-
ter. »Wir wollen daß unseren Arbeits-
bedingungen mehr Aufmerksamkeit
geschenkt wird, dann können wir
effektiver arbeiten.«

Ein Matrose, der im Februar die

Buchmesse in Havanna besuchte,
erzählte den Militant‘-Reportern dort,
daß viele seinerSchiffsmaate während

ihrer Versammlung die Überzeugung
äußerten, daß Cuba durch die Repara-
turvon einigen dervorhandenen Fang-
schiffe weniger abhängig von Fischim-
porten werden könnte. »Wir sind eine

Insel, die von Fischen um gebenist. Die

TeilnehmerInnen (der Versammlung)
sagten, Wir können einen großen Bei-
trag dazuleisten, daß unser Landsich
selbst versorgen kann.’ »

Nicht jedeR, die/der an den Arbei-
terInnen-Versammlungen teilnahm,
die (von den ‘Militant-Redakteuren)
besucht wurden, glaubte, daß etwas

Positives daraus hervorgehen würde.

Einige ArbeiterInnen der Molkerei z.B.
sagten,sie hättenin der Vergangenheit
an ähnlichen Treffen teilgenommen,
hätten viele derselben Probleme
früher angesprochen, und es hätte sich

nichts verändert.
Es gab allerdings einen deutlichen

Unterschied zwischen der Haltung der
meisten Arbeiterinnen, mit denen wir

über die Wirtschaftskrise gesprochen
hatten, und vielen CubanerInnen, die

Teil des akademischen und Verwal-

tungsbereiches sind. Unter denjeni-
gen, die von der Produktion isoliert
sind, waren Ausdrücke vonHoffnungs-
losigkeit und Verzweiflung über die
Mangelerscheinungen und andere

Probleme wesentlich mehr verbreitet.
Aber das war nicht die Stimmung

unter den FabrikarbeiterInnen,die wir

in diesen Versammlungen getroffen
hatten. Im Gegenteil, erklärten die
meisten, die sich zu Wortmeldeten, ihr

Vertrauen auf ihre Fähigkeit, die real

vorhandenen Bedingungen, vor denen
sie stehen, zu verändern, Cubas

Be

   

Schicksal in die eigenen Hände zu
nehmen und gemeinsam zu ver-
ändern. Zahlreiche konkrete Vor-
schläge wurden von den Arbeite-
rInnen vorgeschlagen,wie sie die
Produktion steigern, den Aus-

schuß verringern, dem Diebstahl

an staatlichem Eigentum ein

Ende setzen und mehr direkte #
Kontrolle auf den Produktions- x
prozeß ausüben können. .

Die Jouurnalistin Soledad Cruz
berichtete in ‘Juventud Rebelde‘, der

Zeitung des Kommunistischen
Jugendverbandes, daß die Arbeiter-
Innen nunin immer mehr Betriebs-

versammlungenfordern, daßsie direkt

an der Erstellung von Produktionsplä-
nen beteiligt sind. Laut Soledad Cruz
habendie ArbeiterInnen bei verschie-
denen Versammlungen auch vorge-
schlagen, daß die in der Produktion
Beschäftigten ihre Werksdirektor-
Innen selberwählen sollten - so wie die
Mitglieder der neuen Kooperativen,

die die staatlichen Landwirtschaftsbe-
triebe ersetzen, jetztihre VerwalterIn-
nen wählen.

Wie ein Hafenarbeiter aus Havanna

es am Ende einer dieser Versam-

mlungen ausdrückte,»istjetztnichtdie

Zeit für Weinen und Wehklagen. Wir
haben die Fähigkeit und die Kraft uns
selbst aus dieser Klemme zu

ziehen.7]

Der obige Artikel von Argiris Mala-

panis und Aaron Ruby wurde in drei
Teilen im Militantabgedruckt.

(AdEngl. msw)

Die Fotos machte C. Fernandez im

reparto electrico im März/April ‘94



dokumentation

Cubanische Regierung

reorganisiert Staatsgüter

in Genossenschaften um

die Produktion zu

fördern'
Von Argiris Malapanis und Aaron Ruby

CIENFUEGOS, Cuba

Anfang Februar waren die Arbeiter
dermit ihren Erntemaschinen in

Genossenschaft La Esperanza

dabei, die diesjährige Ernte von

Cubas wichtigstem Exportpro-

dukt einzubringen— Zucker. Als
eine von Hunderten von Grund-

einheiten der genossenschaftli-

chen Produktion (UBPC?,die rapi-

de die Staatsgüter auf dem Lande
in Cuba ablösen, war La Espe-

ranza’ gerade vor vier Monaten

gegründet worden.
Bis Ende Januar waren die

überwältigende Mehrheit der

Staatsgüter für Zuckerrohrin die-

seneuenkleineren Einheiten auf-|

geteilt worden. Der Prozeß hatte

in Güter begonnen, die Tabak,

Zitrusfrüchte, Gemüse und ande-

re Feldfrüchte anbauen sowie

auch in der Viehwirtschaft.

Dies ist die weitreichendste

Änderung in der Organisation der
landwirtschaftlichen Arbeitskräf-

te seit der zweiten Agrarreform

von 1963. Esstellt einen Rückzug

von dem System der Staatsgüler

dar, das als eine der grundlegen-

den Errungenschaften der

Revolution eingerichtet wurde

Aber die Führung in Cubahofft

daßeszueinem schnellenWachs-

tum in der landwirtschaftlichen

Produktion führen wird.

Die UBPCs werden materielle

Anreize fürjedes einzelne Mitglied bie-

ten, indem das Einkommenandie Pro-

duktivität gekoppelt wird.

Die Ernte wird nun den Mitgliedern

der Genossenschaft gehören,die sie zu

garantierten Preisen an den Staat ver-

kaufen. Die Regierungspolitik ermu-

tigt auch die Genossenschaften sich

selbst mit Lebensmitteln zu versorgen,

indem sie Brachland unter den Pflug

nehmen. Regierungsvertreter hoffen,

daß diese Maßnahmen,zusammenmit

Wohnungsbauprogrammen und ande-

ren sozialen Diensten für die

   

  
  

     

  

 

  

  

  

   

  

  

  
   

  

  

   

  

 

  

  

  

  

  
    

   

  
    

 

  
  

 

  

 

Genossenschaftsmitglieder, Beding-

ungen für eine angemessen landwirt-

schaftliche Arbeitskraft schaffen wird.

Die meisten Genossenschafltler, mit

denen wir gesprochen haben, sahen

die UBPC nichtals eine Gelegenheit,

Eigentümer zu werden, sondern um

demokratisch eine größere Kontrolle

über die Organisation der Arbeit und

den Einsatz von Arbeitsmitteln zu

errichten, unnötige Verschwendung

zu vermindern,die um sich greifenden

3

Diebstähle zu verringern undeffekti-      
ver zu produzieren.

Die Einrichtung der neuen Genos-

senschaften ist eine von drei Maßnah-

men, die seit dem letzten Jahr vom

Ministerrat dekretiert und von der

Nationalversammlungratifiziert wur-

den, als ein Versuch zur Wieder-

belebungderlandwirtschaftlichenund
industriellen Produktion. Wie in den

beidenvorigenAusgaben vonThe Mili-

tant berichtet wurde, hat die Regie-

rung auch den Besitz und Benutzung

von US-Dollars entkriminalisiert und

selbständige Arbeit in ungefähr 140

Berufen legalisiert.

In einer vor kurzem gehaltenen

Rede erwähnte Fidel Castro die ern-

sten Engpässe bei Treibstoffen
und anderen Waren des täglichen
Bedarfs, die ausgelöst wurden
durch den Zusammenbruch der

Hilfe seitens der früheren Sowjet-

union und der osteuropäischen
Länder, von denen die cubanische

Wirtschaft sogar bei Lebens-

mitteln im höchsten Maße abhän-

gig war, und sagte, daß die Bil-

dung der UBPC „unter den gege-

benen Umständen das am mei-

sten Angemessene und Nützliche

ist., Daswaram 7. Novemberbeim

Provinzparteitag Havanna-Stadt

der Kommunistischen Partei.

»Esist ein definitiver Schritt,«sag-

te Castro,»den wirgemachthaben
in der Hoffnung daß die Grund-

einheiten der genossenschaftli-
chen Produktion funktionieren

werden undeffizient arbeiten ...

denn gegenwärtig kann so ein

großer Betrieb nicht aufrechter-
halten werden bei den ernsten

Engpässen an Treibstoffen und

Transportmitteln. Man muß sie

kleiner machen,leichter zu hand-

haben, aber man muß sich darü-

berhinaus auch um Sparmaßnah-

men bemühen.«

Krise auf den

Staatsgütern

Der starke Produktionsrückgang

der staatlichen Landwirtschaft in den

vergangenen vier Jahrenhatte schwe-

re Auswirkungen. Landwirtschaftliche

Produkte, vor allem Zucker, stellen

drei Viertel der Ausfuhreinnahmen

dar.

Die Zuckerernte von 1992/93 mit

nur 4,28 Millionen Tonnen, dem nied-

rigsten Ergebnis seit zwei Jahr-



 

zehnten, war »ein schwerer Schlag«
sagte Castro.

Mangelan Treibstoffen und Ersatz-
teilen beeinträchtigen Bewässerung

und Transport. Es wurden erheblich
weniger Dünger und Pflanzenschutz-
mittel eingesetzt, wodurch die Ernte

noch weiter sank. Weiter hatten drei
schwere Stürme im Jahr 1995 Schäden
von schätzungsweise übereiner Milli-

arde USD angerichtet.
Nichtsdestoweniger, so Fidel

Castro, haben aufgeblasene Verwal-
tungsapparate eine noch geringere

Produktivität bewirkt,
»Tatsacheist, daß den Staatsgütern

das gleiche passierte, was auch dem
Panamerikanischen Tourismus Kom-

plex im Osten von Havanna geschah,
...” was in vielen Fabriken und vielen

Betrieben geschah,« sagte Fidel Castro
in dieser Rede am 7. November. »Übe-
rall ist dasselbe passiert: überbesetzte
Belegschaften, eine Tendenz zu Perso-
nalüberhang, Paternalismus, eine

wenig anspruchsvolle Haltung... Sei-
en wir offen: diese Probleme sind von
der Revolution geschaffen worden.«

Der Journalist Eloy Concepciön gab
ein konkretesBeispiel dieses Problems
in einem Artikel, der im vergangenen
August in Trabajadores, der Zeitung
der Zentralorganisaion der cubani-

schen Arbeiter (CTC, der zentrale
Gewerkschaftsbund) erschien.
Von der Gesamtbelegschaft von

3685 Leuten in dem Agro-Industriel-
lenKomplex Camilo Cienfuegos waren
2000 in »nicht-produktiven« Tätig-
keiten beschäftigt, hieß es in dem Arti-
kel. Gleichzeitig fehlten 250 Industrie-
arbeiter in der Zuckerrohrmühle und
600 Landarbeiter auf den Zuckerrohr-
feldern. Ein Viertel der Produktions-
kosten wurden dem Ver-
waltungsapparat zugerechnet.

Die Produktivität in dem Komplex
ist seit 1985 um 50% gefallen, von
nahezu 70000 Pfund Zucker per acre
heute auf 35000 pro acre heute.

Nach denStatistiken, die Abgeord-
neten der Nationalversammlung im
Dezemberzur Verfügung gestellt wor-
den sind, wuchsen die Subventionen
für die Staatsbetriebe von 1989 bis 1995
um 75% an. Der größte Faktor dabei
waren die wachsenden Subventionen
für Staatsgüter, und vor allem für die
Zuckerrohrplantagen.

Wertvolle Treibstoffe und andere
Ressourcen wurden auf den Staats-
gütern aufgrund von Führungs-
schwächen und niedriger Moral ver-
geudet. »Natürlich, mehr Treibstoffe
werden verschwendet, wenn es an
Organisation fehlt und keine hohen

Anforderungen gestellt werden«,stell-
te Castro in seiner Rede vom 7. Novem-

ber fest. »Mehr Pflanzenschutzmittel
werden verschwendet, wenn es an

Organisation fehlt und keine hohen
Anforderungen gestellt werden; ohne
diese beiden Elemente wird Dünger
manchmalineffizient eingesetzt; ohne

diese beiden Elemente wird der Boden
manchmal nichtrichtig für die Aussaat
vorbereitet.«

Es wurde »immer mehr blau
gemacht,... die Arbeitszeiten wurden
verkürzt auf vier bis fünf Stunden pro

Tag, obwohldie Arbeitmindestensacht
nötig machte, und all das wurde hin-

genommen,« fuhr Castrofort.
»Um höhere Löhnebieten zu kön-

nen, erhob sich jeder Verwalter zu

einem Arbeitsministerium, hat prak-
tisch einen Einheitslohn festgesetzt

und die Produktionsnormen derart
herabgesetzt, daß die Arbeiter das dop-
pelte und dreifache davon produzieren
konnten und noch mehr Lohnein-

streichen konnten,« sagte Castro.
Erstellte fest, daß diese Praktiken

jedoch nicht in den landwirtschafili-
chen Genossenschaften üblich waren,
dievon Bauernmiteigenen Land gebil-

det wurden. Diese Genossenschaften
erhielten mit der ersten

Agrarreform ihr juristi-
sches Fundament und
wurden seit den späten
70er Jahrenin beschleu-
nigtem Tempo einge-
richtet. Heute bearbei-
ten sie 14% des land-
wirtschaftlich genutz-
ten Landesin Cuba.Wei-
tere 11% werden von
Einzelbauern bearbei-
tet, die ihr eigenes Land
besitzen und es selbst
beackern. Staatsgüter
machten die übrigen
75% der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche aus.

»Wir bemerkten, daß

die besten Agrarge-
nossenschaften den
niedrigsten Treibstoff-
verbrauch hatten, den

niedrigsten Verbrauch
an Pflanzenschutz-
mitteln, den niedrigsten
Verbrauch von anderen
Hilfsmitteln, und dasist,
was wir jetzt in der
ganzen Landwirtschaft
brauchen,«sagte Castro.

Durchschnittliche Ernten von
Gemüsen und Knollenfrüchten auf
Staatsgütern sind 2600 lbs pro acre
wohingegen die Genossenschaften
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4900, etwa das doppelte, hervor-

bringen. »Es gab natürlich ein
größeres Eigeninteresse des
Arbeiters in den Agrargenossen-
schaften,« stellte Castrofest.

Viele der UBPC Mitglieder, die

wir interviewten, machten ähnli-

che Beobachtungen.

Sinkende *

Produktivität

Sinkende Produktivität auf den
Staatsgütern und anderenstaatlichen

Betrieben ist nichts neues. Diese Tat-
sache, und die Gründe dafür in den

politischen Praktiken, ähnlich denen
der bürokratischen Regimes in der
Sowjetunion und Osteuropa, die in
Cuba übernommen wurden,stand im

Mittelpunkt dessen, was in Cuba als

der Prozeß der Berichtigung bekannt
ist, und der 1986 eingeleitet wurde.

Die Berichtigung zielte darauf ab,
das Bewußlsein und die Kampfbereit-
schaft der Arbeitervorhut in Cuba zu
stärken und ihre führende Rolle zu
stärken, indem freiwillige Arbeits-
brigaden gebildet wurden, die Woh-
nungen, Kindergärten, Bewässerungs-

anlagen und andere Projekte bauten
2

und auch anfingen, das Problem der
Nahrungsmittelproduktion anzuge-
hen.



Die Brigaden wurden später,

zunächst konzentriert auf das

Bauwesen, durch besondere Kon-

tingentevon Freiwilligen ergänzt.

Die Mitarbeit in diesen Kontin-

genten war freiwillig, erforderte

jedoch die Aufnahme durch das

Kollektiv. Sie arbeiteten mit fle-

xiblen Arbeitszeiten von 10 Stun-

den oder mehr pro Tag, je nach

dem zu vollbringenden Werk. Es

gab eine einfache Lohnskala ohne

Überstundenzuschläge oder Prämien.

Die Arbeitsdisziplin wurde nicht von

einer besonderen Schicht von Lei-

tungspersonal durchgeseizt, sondern

wurde von den Mitgliedern des Kon-

tingents selbst organisiert und auf-

rechterhalten. Die Ausrüstung wurde

von den Arbeitern gewartet und

gepflegt, die sie selbst benutzten. Ver-

waltungsaufgaben wurden mehr und

mehr von den Arbeitern selbst über-

nommen, anstait an eine gesonderte

Gruppe von Spezialisten delegiert zu

werden, die von der eigentlichen

Arbeit selbst immer weiter entfernt

steht.
Der Berichtigungsprozeß kam je-

doch ins Stocken,als die Wirtschafts-

krise durch den schnellen Zusammen-

bruch von Handel und Unterstützung

seitens der Sowjetunionsich beschleu-

nigte. Der scharfe Niedergang der Pro-

duktiyität bekam neue und kritische

Dimensionen.

Das unerbittliche und verschärfte

Handelsembargo der US-Herrschen-

den hat es noch schwerer gemacht,

neue Quellen für lebenswichtige

Importe und neue Handelspartner zu

finden.

Es war unter diesen äußerst schwie-

rigen wirtschaftlichen Bedingungen,

daß die Regierung im letzten Jahr zu

dem Schluß kam, daß die Führungs-

krise in den Staatsgütern nicht mehr

auf dem durch den Berichtigungs-

prozeß eingeschlagenenWeg behoben

werden konnte. Dieser Kurs beinhal-

tete beträchtliche Mobilisierungenvon

freiwilligen Arbeitsbrigaden für

jeweils zwei Wochen zur Arbeit auf

dem Lande und die Bildung von zahl-

reichen Landwirtschaftskontingenten

der Vorhutarbeit.

Statt dessen wurde ein Rückzug

beschlossen, die Staatsgüter in Tau-

sende von kleineren genossenschafili-

chen Einheiten aufzulösen. Die neu-

en Genossenschaften sollen sicher-

stellen, daß die Produzenten selbst

größere Kontrolle über die srundle-

genden wirtschaftlichen Ent-

scheidungen und Arbeilsbedingungen

haben.

Die Staatsgüter — Grundeinheiten

der industriellen Produktion auf dem

Lande — hatten einen bedeutenden

Platz in der sozialistischen Revolution

Cubas..

Wie Castroin seinenjüngstenReden

immer wieder erklärt hal, haben

»Staatsgüter in unserem Lande Dinge

getan, die unter keinem anderen

System existieren könnten.«

Viele Staatsgüter wurden in Cuba

als Ergebnis der ersten Agrarreform

eingerichtet. Das Agrarreformgesetz

von 1959wardiejenige Maßnahme,die

mehr als jeder andere Schritt »die

cubanische Revolutiondefinierle«, wie

Castro sich ausdrückte. Ihre schnelle

Durchführung festigte das Klassen-

bündnis, auf dem die Revolution auf-

baute — die Allianz von Arbeitern,

einschließlich Landarbeitern, und

arbeitenden Bauern. Und sie brachte

die Revolution in eine direkte Kon-

frontation mit dem US-Imperialismus

und seinen cubanischen Verbündeten.
Re

Die zwei Agrarreformen

Die erste Agrarreform enteignete

die großen Plantagen, schaffte das

System der Pachten und Grundschul-

den (Hypotheken) ab, das die Bauern-

schaft erdrückte, und garantierte die

Landnutzung denen, die es bebauen.

Vor der Revolution hatten 85% von

Cubas Kleinbauern ihr Land gepach-

tet und kein eigenes Land besessen.

Sie lebten unter der ständigen Bedro-

hung, von ihrem Land vertrieben zu

werden. Ungefähr 200000 Bauernfa-

milien hatten kein Stück Land, das sie

für ihre eigenen Zwecke bebauen

konnten. Das Gesetz von 1959 garan-

tierte jeder Bauernfamilie ein Lebens-

minimum von 67 acres. Jeder, der bis

zu 165 acres bearbeitete, sei es als

Geldpächter, Naturalpächter oder

ohne Pachtvertrag, bekam einen

Besitztitel für dies Land.

Land im Privatbesitz konnte nur

beim Staat beliehen werden, der

Finanzierung für arme Bauern zu gün-

stigen Bedingungen zur Verfügung

stellte. Land konnte nicht aufgeteilt

 



werden und ıuran eine Person vererbt

werden.
Eine einzelne Familie durfte im all-

gemeinen nur bis zu 1000 acres besit-
zen, bei einigen Nutzungsarten wie

z.B. Viehzuchtbis zu 5500 acres. Das
Gesetz untersagte Landbesitz in Cuba
durch Ausländer. Vor 1959 war mehr
als 50% des fruchtbarsten Bodens im
Besitz von Ausländern, vor allem aus

den USA.
Große Güter, die bis dahin als eine

Einheit bewirtschaftet worden waren,

wurden zusammen gelassen und,

nachdem sie eine Zeitlang als Genos-
senschaften betrieben wurden,bald in
Staatsbetriebe umgewandelt.

Das Gesetz von 1959 schuf die
Grundlagefür die Bildung von Genos-
senschaften durch Bauern,dieihreige-
nes Land besaßen. Über die folgenden
50 Jahre habensich ungefährdie Hälf-
te der cubanischen Bauern mit ca. 60%
des Landes im Privatbesitz freiwillig in

Genossenschaften zusammenge-

schlossen.
Die zweite Agrarreformin Cubavom

Oktober 1965 war von anderer Natur
als die erste. Sie war eine sozialistische

Maßnahme.Sie kam einige Jahrenach
der Nationalisierung der Industrie-
betriebe im imperialistischen und
cubanischenBesitz, und sie zielte dar-

auf ab, die Besitzverhältnisse auf dem

Lande mit denen in anderen produkti-
ven Sektoren in Übereinstimmung zu

bringen.
Die Reform von 1963 enteignete das

Land über 165 acres hinaus,das Rigen-
tum von kapitalistischen Farmern x
war, die noch 20% der landwirtschaft-

lichen Nutzfläche ihr Eigentum nann-

ten. Durch die Nationalisierung dieser
beträchtlichen Güter, die nur mit

Lohnarbeitern bearbeitet werden
konnten,hatte die zweite Agrarreform
den kapitalistischen Sektor der cuba-
nischen Landwirtschaft abgeschafft.

Debatte über Staatsgü-

ter und Genossenschaf-

ien in den 60er Jahren

Während der ersten Jahre der Revo-
Jution diskutierten Arbeiter und Bau-
ern in Cuba, wie die großen Zucker-
rohrplantagen organisiertwerdensoll-
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ten, die zu den ersten kapitalisti-

schen Besitztümern gehörten, die

nationalisiert wurden.
Das Landproletariat in Cuba

mit seinem Schwerpunkt in der
Zuckerindustrie war eine der

stärksten Abteilungen der

Arbeiterklasse und eine entschei-
dende Bastion, die den revolu-
tionären Kampf zum Sturz des %
US-gestülzten Diktatur von Ful-

gencio Batista trug.
Ursprünglich wurden die Land-

arbeiter auf den Zuckerrohrfeldern in
etwa 600 Genossenschaften organi-
siert. Aber Rinderzuchtbetriebe, Reis-
plantagen und jungfräuliches Land
wurde von Anfang an in granjas
(Staatsgütern) organisiert.

Zwei Jahre später haben Revolu-
tionäre in Cuba diese Erfahrung dis-
kutiert und auf einem Kongreß von

Zuckerrohrgenossenschaftlern im
August 1962 beschlossen, die Genos-
senschaftenals Staatisgüter zu reorga-

nisieren. Castro erklärte in einer Rede
an diesen Kongreß, warum dieser

Schrittnötig war, um die proletarische

Vorhut der Revolution zu stärken.
Während die Bildung der Zucker-

rohrgenossenschaften ursprünglich
eine Schritt vorwärts über die kapita-
listischen Eigentumsformen gewesen
sein mag, sagle Castro, waren vom
Standpunkt der Arbeiterklasse »die
Genossenschaftenein Schritt zurück«.

»Diejenigen die auf den Staals-
gütern arbeiteten waren Arbeiter, die
niemanden ausbeuleien,« sagte
Castro. »Alle waren gleich. Aberin den

Genossenschaften, wo eine bestimmte

Zahl von Leuten Mitglieder waren,die
sich die Gewinneaufteilten, gab es ein
Problem. Was waren die anderen?

Arbeiter, Bürger zweiter Klasse, am

Rande. Sie waren nichts. Da sie keine

Mitglieder der Genossenschaft waren,
waren sie Arbeiter und die Mitglieder
waren ihre Arbeitgeber. Wenn die

Gewinneverteilt wurden,erhielten sie

nichts. Die Mitglieder der Genossen-

schaften bekamen die ersten Häuser

und andere Vorteile.«
Die Zuckerindustrie war die größte

und älteste in Cuba, die Hundert-

tausende von Landarbeitern in einer

Generation nach der anderen beschäf-

tigte. »Traditionell war die Gruppe mit

dem besten Kampfgeist, die am mei-

sten revolutionären der Landarbeiter

eben die Zuckerrohrarbeiter, die

Arbeiter auf den großen Zucker-
rohrplantagen,« sagte Castro.

»In dem Moment, wo das Proletariat
begann, die Geschicke des Landes zu

lenken,hörte eine große proletarische



und ausgebeutete Gruppe von
gestern auf, Proletarier zu sein,«

sagle Castro über die Arbeiter, die
in Zuckerrohrgenossenschaften
organisiert wurden.
Um diese Lage richtigzustellen,
schlug Castro vor, die

Zuckerrohrgenossenschaften als
Staatsgüter in der Hand ihrer
Arbeiter zu reorganisieren.

»Ein Proletarier zu sein ist eine

Ehre undein Titel über allen anderen
in unserer Gesellschafi,« sagte Castro,

»mehr als materielle Vorteile, die man

bekommenkönnte. Heuteist die größ-

te Ehrbarkeit, der Herr des Landes,
weder der Yankee, noch der ausbeute-
rische Gutsbesitzer. Es ist der Proleta-
rier!« fügte er hinzu. »Ist es nicht rich-
tig, einen weiteren Schritt nach vorne

zu tun?«
»Mit diesem Schritt beginnt das

Landproletariat vorwärts zu gehen,
wird zur zahlreichsten Abteilung der
Arbeiterklasse in unserem Lande...
eine große und mächtige Kraft der
Revolution.« Castro betonte den Unter-

schied zwischen den Genossen-
schaften von Landarbeitern auf den
Zuckerrohrplantagen und »der echten
Genossenschaft, in der sich unabhän-

gige Produzenten zusammen-

schließen, die keine Proletarier sind.«
Castro wiederholte diese Argu-

mente bei späterer Gelegenheit. »Ich
habe immer gedacht und denke auch
heute noch, daß Staatsunternehmen

die höchste [Form der Produktion]«

sind, erklärte er in einer Rede vor dem

Kongreß der ANAP (Nationalverband
der Kleinproduzenten) im Jahre 1982.
»Ich habe immer die Idee gemocht, daß
sich die Landwirtschaft wie eine Indu-

strie entwickelt und die Landarbeiter

wie Industriearbeiter sind,« sagte

 

Castro. »Ein individueller Arbeiter
besitzt nicht den Betrieb oder die Pro-

duktion, außerals Teil des Volkes, denn
das Volk ist Besitzer der Betriebe und
der Produktion.«

Der cubanische Präsident hat die-

sen Standpunkt durchgehend vertei-
digt. Gleichzeitig erklärte er kürzlich
in vorsichtiger Weise, daß die Ent-
scheidung, die UBPGszu bilden,in der
gegenwärtigen Wirtschaftskrise not-
wendigist.

Reorganisation in UBPCs

Ende Januar warenbereits 1563 von
insgesamt 2000 geplanten UBPCs in
der Zuckerrohrwirtschaft eingerich-
tet.

Darüber hinaus sind 838 UBPCs in

anderen Bereichen der Landwirtschaft
eingerichtet worden. Darunter sind
407 Genossenschaften in der Vieh-
zucht, 226 in gemischten Feldfrüchten,
65 in Tabak, 29 in Zitrusplantagen, 25
in Fischfarmen,14 in Reis, 12 in Kaffee

und einer in der Forstwirtschaft. Die
Genossenschaften außerhalb des
Zuckerrohrs umfassen 2 Millionen
acres mit 78000 Arbeitern.

Wiescchnellin diesen anderen Berei-
chen die UBPCseingerichtet werden,
wird davon abhängen, wie erfolgreich
sie im Zuckerrohrsind.

Castro sagte, daß 10 Millionen acres
Land für die Umwandlung in UBPCs
vorgesehen sind, was etwa eine Milli-

on Arbeiter umfaßt, oder drei bis vier

Millionen Menschen mit Familienan-
gehörigen. Das ist die Mehrheit der

Staatsgüler.

Die Genossenschaften werden

gebildet, indem die Staatsgüterin klei-
nere Einheiten von 850 bis 1000 acres
eingeteilt werden. La Esperanza z.B.
isteine von 16 UBPCs, die aus dem vor-

herigen Staatsgut hervorgegangen
sind. In jeder UBPC sind etwa 100
Arbeiter.

Das Landbleibt Staatseigentum und
kann nicht verkauft, verpachtet oder
von den Mitgliedern vererbt werden.
Aber die Genossenschaftsmitglieder
sind Eigentümer der Maschinen und
der Produkte, die sie dann an den Staat
verkaufen. Sie bezahlen für das Saat-
gut, Dünger, Pflanzenschutzmittel,

Treibstoffe und was immer sie sonst
verbrauchen.

Der staatliche Komplex Guillermo
Moncada,ein früheres Staatsgut nahe

bei der Stadt Abreus in der Provinz
Cienfuegos, zu dem das Land von La
Esperanza gehörte, ist jetzt auf die
Zuckerrohrmühle und die Saatgut-
bank reduziert. Dies Unternehmen

Be

gewährte einen Kredit von 162000
cubanischen PesosanLaEsperanza an
ihrem Gründungstag, dem 1. No-
vember 1995, so daß die Mitglieder
zwei Erntemaschinen,drei Lastwagen

und andere Landmaschinen kaufen
konnten, sagie Tania Corcho,die jetzt
die Bücher für die Genossenschaft
führt. Corchoarbeitete vorher im Büro

des staatlichen Komplexes.

Alle Kreditemüssennacheinerdrei-
jährigen Pause innerhalb von 25 Jah-

ren zurückgezahlt werden, mit 14%

Zinsen pro Jahr. Als Starthilfe gibt das
Staatsunternehmen der Genossen-
schaft auch einen Vorschuß, um Löh-
ne zu bezahlen.

Erlöse werden aufgeteilt, um den
Kreditan den Staat zurückzuzahlen,in
Maschinen und andere Verbesser-
ungen zu investieren, und Prämien an

die Mitglieder der Genossenschaft zu
bezahlen.

Arbeiterdemokratie und

Arbeitsanreize

»Die UBPC ist 100% demokrati-
scher,« sagte Corcho im Vergleich mit

dem vorherigen Staatsgut. Viele
Genossenschaftsmitgliederteilten die
gleiche Einschätzung.

Eine Versammlungaller Mitglieder
jeder Genossenschaft tritt einmal
monatlich zusammen. Die Ver-

sammlung wählt einen Lenkungs-
ausschuß und einen Manager unddis-
kutiert und beschließt Arbeitsnormen.
In La Esperanza wählten die Mitglie-
der einen Ausschuß von drei Männern
undzwei Frauen, der wöchentlich tagt,
um Probleme zu besprechen, die zwi-
schen den Versammlungen aufkom-
men und um die Tagesordnungfür die
monatlichen Mitgliederversammlun-

gen vorzubereiten.

Wenn die Genossenschaft einge-
richtet wird, bringt die Verwaltung des
Staatsbetriebes einen Vorschlag für
einen Manager ein, der von der Ver-
sammlung bestätigtwerdenmuß. Aber
die Mitglieder der UBPC können
jemand anders aus ihren Reihen für
diesen Posten vorschlagen. Der Mana-
ger muß 70% der Stimmen erhalten,
wurde unsberichtet.

Löhne hängenvon derzuleistenden

Arbeit ab. In La Esperanzaz.B. sind die
Fahrer der Erntemaschinen die am
besten bezahlten mit 11 Pesos pro Tag.
Andere erhalten unterschiedliche
Löhnebis hinunter zu 7 Pesos pro Tag.
Prämien werden auf der gleichen
Grundlageverteilt. Die Versammlung
kann auch ein Mitglied ausschließen,

wenn es sich nicht an die Arbeitsnor-



men oder andere Regeln hält, die das
Kollektiv aufgestellt hat.

Diejenigen, die als Landarbeiter auf

dem Staatsgut Gewerkschaftsmit-
glieder bei der CTC waren,bleiben es
auch in der Genossenschaft.

Mitglieder der CTC haben diese
Reorganisation der landwirtschaftli-

chen Arbeitskräfte als einen Schritthin
zu einer größeren Kontrolle durch die
Mitglieder der neuen Genossen-
schaften über die Arbeitsorganisation
und Haushalten mit den Ressourcen

begrüßt.

Salvador Valdes, der General-

sekretär der Nationalen Gewerkschaft
der Land- und Forstarbeiter, sagie in
einem Interviewmit Trabajadores, daß
sich die hauptamtlichen Gewerk-
schaftsfunktionäre der Staatsgüter in
die Arbeiterschaft der UBPCseinglie-
dern werden.

Unswurde auch gesagt, daßeseinen
regelrechten Widerstand gegen die
Bildung der UBPCs aus den Ministeri

en gab, die die Staatsgüter verwalte-
ten. Innerhalb des aufgeblasenen Ver-
waltungsapparats geht die Angst um,
daß die relativ besser bezahlten
nieht-produktiven Verwaltungsjobs
beseitigt werden, wenn die Bildungder
UBPCs bis zum Ende durchgeführt

wird.

Wo die

Genossenschaftler

herkommen

Die Mitglieder der UBPC, die alle
freiwillig beigetreten waren, setzen
sich hauptsächlich aus früheren Land-

arbeitern der Staatsgüter zusammen.

Regierungsvertreter hoffen jedoch,
daß diese Genossenschaften andere
anziehen werden. Bei vielen ist das

schon geschehen. Die meisten Mit-
glieder der freiwilligen Land-
wirtschaftskontingente schließen sich
jetzt den neuen Genossenschaften an,

wurde uns gesagt.
»In einem Gebiet von 10000 cabal-

lerfas [1 caballeria=33 acres] um Cien-
fuegos herum stieg die Zahl der
Zuckerrohrarbeiter von 5000 im Okto-
ber auf 8500 im Januar,« sagte Gonza-

lo Nufez Cruz, ein Führer der UJC

(Kommunistischer Jugendverband) in
der Provinz, der uns bei der Fahrtnach

la Esperanza begleitet hatte.
Maria de los Ängeles Gonzäles

Miranda, eine 26 Jahre alte frühere

Sonderschullehrerin, war drei Monate

vorher La Esperanza beigetreten. Ihr

Gehalt stieg von 148 Pesos pro Monat,
die sie als Lehrerin bekommenhatte,

auf 198 Pesosan,sagte sie. Aber sie füg-
te schnell hinzu, daß»der größte Unter-
schied in der Möglichkeitliegt, unser
eigenes Essen zu produzieren.«

Mitglieder der Genossenschaft
haben 123 acres Buschland gerodet,
wo bereits frisch gepflanzte Gemüse,
Kartoffeln und andere Knollenfrüchte
wachsen. Außer ihren neun Pferden
besitzen die Genossenschaftlerjetzt 70
Schafe, 6 Milchkühe und eine Hüh-

nerfarm, die Nahrungsmittel liefern,
die in der Stadt schwer zu findensind.

Ein Überschuß, den sie vielleicht

schließlich erwirtschaften, kann mit

anderen Genossenschaften getauscht
werden oderan den Staat verkauftwer-

den.

Das cubanische Recht verbietet den

Verkauf an Endverbraucher. Aber
angesichts des Ausmaßes der Engpäs-
se und der Ausdehnung des Schwarz-
en Marktes, glauben wenige, daß man
das wird verhindern können.

Mit den gegenwärtigen Änderun-

gen aufdem Lande »bekommen Land-
arbeiter den Vorrangdabei, ihre Fami-
lien zu Selbstversorgern bei Lebens-
mitteln zu machen und Wohnungen
bauen zu können,« sagte Carlos Lage,

Sekretär des ständigen Ausschusses
des Ministerrates. Lage sagte, daß in
der kommenden Periode »70% des

Wohnungsbauprogrammsfür Landge-

meindensein wird,für Arbeiter in der
Zuckerindustrie und Landarbeiter.«

Auf La Esperanza und der nahege-

legenen UBPC 12. November planen
die Mitglieder den Bau von jeweils 10
Häusern in diesem Jahr. »Der Staat ver-

sorgt uns mit Sand, Zement, Holz und

anderen Baumaterialien zu niedrigen

Preisen,« sagte Raul Santana Ramos
vonder Genossenschaft 12. November.

Arbeiter bauen die Häuser in frei-

williger Arbeit nach Feierabend und
am Wochenende. Die Mitgliede-
rversammlung entscheidet dann die
Zuteilung entsprechend den größten

Bedürfnissen. Die Häuser werden
dann zu niedrigen Preisen an die Mit-
glieder der UBPC verkauft — 1800
Pesos verteilt auf 20 Monate. Aber
wenn ein Mitglied die Genossenschaft
verläßt, verliert es auch das Haus.

Inmitten der gegenwärtigen Wirt-
schaftskrise in Cubaist dies für viele

die beste Möglichkeit, eine Wohnung

zu bekommen.

Mehr Arbeitskräfte auf

den Feldern

Auf was jetzt La Esperanza ist,
waren »43 caballerias [1419 acres]
Zuckerrohrfelder in schlechtem

Be

Zustand, gepflegt nur von neun
Landarbeitern,« sagte Corcho.
»Außerdem niemand arbeitete
gut, weil sie dasselbe Gelderhiel-
ten, ob sie nun zwei Stunden

arbeiteten oder acht.«

Corcho sagte, daß es eine
wachsende Knappheit von Land-
arbeitern gab, was durch die UBP-
Cs in dem Gebiet geändert wer-
de. Es gibtjetzt 43 Arbeiter in La
Esperanza anstattvon neun. »Jeizt ver-
bessern wir den Zustand der Felder,«
sagte sie. Corcho und andere Genos-
senschafiler sagte, daß keine qualita-

tiv größere Ernte in diesem Jahr auf-
grund der Reorganisation erwarten.
Sie hoffen, daß sich die Ergebnisse im

Jahr 1995 zeigen werden.
Die UBPC bezahlt auch jedwede

zusätzliche Arbeitskräfte, die sie

beschäftigen. Das hat dazu geführt,
daß die kurzfristigen Mobilisierungen
weniger gefragt sind, da die Genos-
senschaften Kosten sparen wollen.

Mehrere Genossenschaftler sagten
uns, daß sie keine freiwillige Arbeits-
mobilisierungen von städtischen

Arbeitern oder Studenten haben wol-

len, weil das viel kostet und weil die

meisten der Freiwilligen keine Erfah-

rungen haben.

Trabajadores berichtete, daß in der
Provinz Havanna ungefähr 6000 Leute

weniger für die Ernte in diesem Janu-
ar mobilisiert wurden,als in der glei-

chenZeit 1993.

Niedergang der

freiwilligen Brigaden

Die vierzehntägigen freiwilligen
Landwirtschaftsbrigaden wurden
1991 und 1992 vermehrt eingesetzt,

um der zunehmende Lebensmittel-

knappheiten zu entgegnen. Die Orga-

nisierung dieser massiven Mobilisie-
rung trug zunächst den Schwung der

Berichtigungskampagne mit sich.
Hunderttausende von Studenten,

Arbeitern und Akademikern schlossen
sich diesen Brigaden an, um beim
Pflanzen, Ernten und anderen Arbei-

ten zu helfen.
Im ersten Stadium dieses Prozesses,

so hatten viele Freiwillige berichtet,
bewirkten die Arbeitsbrigaden höhere
ProduktionvonGermüsenundObstund

daraus resultierend ein gestiegenes
Selbstbewußtsein, das Nahrungsmit-

telproblem lösen zu können.
Mehrere Leute jedoch, die wir inter-

viewten, sagten, daß mit der Zeit die
massiven freiwilligen Arbeitsmobili-
sierungen weitgehend zu einem wei-

teren administrativen Mittelgeworden



waren, bürokratisch aufgestellte
Pläne aufStaatsgütern zu erfüllen

— nicht ein Hebel, um das

Bewußtsein, die Führung unddie
Organisation der Arbeiter in

einem demokratischen und pro-

letarischen Sinne zu verändern.

»Vorher benutzten Verwalter von

Staatsgütern große Mengen von

Leuten,die als Freiwilligekamen,

um die sinkende Effizienz der
Staatsgüter auszugleichen,« sagte Ser-

gio Lamote, Sekretär der Kommunisti-
schen Partei im Agroindustriellen
Komplex Guillermo Moncada.
Das Fehlen einer ernsthaften

Führung vonSeiten vieler der Verwal-
ter auf den Staatsgütern, fügte Lamo-
te hinzu, brachte Desorganisation und
Verschwendung mit sich und bewirk-

te die Demoralisierung vieler Freiwil-

liger.

Mehrere Mitglieder der UBPC und
andere, die an landwirtschaftlichen

Mobilisierungen teilgenommen hat-
ten, hatten ähnliche Beobachtungen

mitgeteilt.

Im Gebiet um die Stadt Güinesz.B.,

50 Meilen außerhalb von Havanna,

haben Freiwillige ohne etwas zu tun zu
haben auf den Feldern gesessen,
manchmal für einen ganzen Tag, nach-
dem sie den Kohl oder andere Früch-

te gepflückt hatten. Mangel an politi-

scher Führung führte zur Desorgani-
sation. Die Lastwagen, die den Kohl
aufladen sollten, kamen einfachnicht,

und häufig nicht wegen Treibstoff-
mangel oder mechanischer Probleme.
Die Produkte verrotteten auf den Fel-
dern und viele Stunden Arbeit wurden

unnötig vertan und die Freiwilligen
damit demoralisiert.

Castro pries jedoch die Leistungen
der Mitglieder der Kontingentein sei-
ner Rede am 7. November. »Die Kon-
tingente und die Gruppenfür die 14-
lägigen Einsätze haben eine gewalti-
gen Arbeit in der Landwirtschaft voll-

bracht, eine gewaltige Arbeit!« sagie
er.

»Das Lebensmittelprogramm war
eine bewundernswerte Anstrengung.

Mehr als eine Million Bewohner von

Havanna haben für kurze Perioden in
den vergangenen eineinhalb Jahren in
der Landwirtschaft gearbeitel,« sagte

er. »Es ist angemessen, dies zu
erklären, weil einige Leute fragen, ob

die Kontingente in der Landwirtschaft
erfolgreich waren.«

Die Debatte über die Rolle der frei-
willigen Arbeitsbrigaden und Kontin-
gente bleibt eine vitale Frage, die in

vielen Interviews immer wieder auf-

tauchte. Wie Castro in seiner Redezum

20. Todestag von Ernesto Che Gueva-
ra, einem der zentralen Führer der

eubanischen Revolution, am

20.10.1987 erklärte, waren viele Tech-

nokraten immer gegen massive Mobi-
lisierungen zur freiwilligen Arbeit.

»Die Bürokraten, die Technokraten,«

sagle Castro, »halten die freiwillige

Arbeit weder für grundlegend noch für
wesentlich. ... Deren Idee war, daß

freiwillige Arbeit lächerlich ist, eine
Zeitverschwendung.«

Viele Ökonomen undVerwalter den-

ken heute,daßdie freiwilligen Arbeits-
brigaden, ob aufdem Bau, in der Land-
wirtschaft oder sonstwo, immer eine

Abweichung waren.
Aber andere, mit denen wir gespro-

chen hatten, betonten das Gegenteil,
wie Gastro esin seiner Rede vom 7. No-
vembertat.

»Jetzt schließen sich viele Tausend
von Mitgliedern der Kontingente, die
überwältigende Mehrheit, freiwillig
und enthusiastisch den Grundein-
heiten der genossenschafllichen Pro-
duktion an,« sagte Castro.

Alle diese Ansichten sind Teil einer

realen Debatte in Cuba heute über den

kommunistischen Weg und wie man
die Revolution weiterführen kann.

Gegensätzliche

Perspektiven

Jorge Dominguez, ein US-Cubaner,
der an der Harvard Universität lehrt

und gegen die Revolution ist, drückte

dem Miami Herald! gegenüber seine
Hoffnung aus, daß die Bildung der
UBPC »der erste Schritt auf dem Weg
zur Privatisierung der staatlichen
Landwirtschaft« ist. Die Ansicht wird
von mehr als nur wenigen auch in
Cubageteilt.

Dominguez verwies auf die Tat-
sache, daß der Boden weiterhin natio-
nalisiert ist, als ein ernsthaftes Hin-

dernis gegen diese Perspektive. »Wenn
man den Boden nicht als Eigentum
haben kann, wenn man ihn nicht auf-
teilen kann, wenn man ihn dem Staat

verkaufen muß, dann werden die

Änderungen nicht wirklich radikal
sein,« sagte er der WashingtonPost.

Mitglieder der UBPC, mit denen wir
sprachen, hatten eine andere Ansicht.
Gefragt, ob die Tatsache, daß die Mit-

glieder der Genossenschaft nun
Eigentümer ihrer Produkte sind, ihre
Ansichten von sich selbst veränderten,

antwortete selbst der frisch gewählte

Manager von La Esperanza, Gualber-
to Hernändez,ganz entschieden: »Wir
sind Arbeiter, keine Eigentümer.«
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»Es hat sich nichts verändert,« füg-
ie Urbano Ferrer Sarmiento, ein Ern-

temaschinenfahrer hinzu, als er von

seiner Arbeit auf den Feldern zurück
kam.

Jesüs Sacerio Vidal hingegen, ein
Verwalter in dem staatlichen Komplex

Guillermo Moncada, verwies auf diese

Haltung als ein Problem. »Die Tatsa-
che, daß sie sich weiterhin als Arbeiter

betrachten und von Löhnen sprechen
istein Anzeichen für die Probleme, die
noch vor uns stehen,« sagle er.

Die meisten Arbeiter in den UBPCs

La Esperanza und 12. November sehen

diese Reorganisierung als eine Chan-
ce, demokratische Kontrolle zu gewin-
nen über die Entscheidungen zu

Arbeitsorganisation und wie man die
Produktivität steigern und Verschwen-
dung verhindern kann.

»Jetzt haben die Arbeiter viel mehr
Kontrolle über die Produktion,« sagte
Ernesto Rodriguez, einMitgliedvonLa
Esperanza. »Die Genossenschaften
führenzu einer Verminderung des Ver-
waltungspersonals.«
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1DieserArtikel ist übersetzt aus The
Militant Nr. 15 vom 18. April 1994.
The Militantist eine internationale
Wochenzeitung, die in New York
erscheint. Unverbindliche Probe-

abonnements von 12 Wochen kann

manfür 15 DM beziehen über: Lüko
Willms, Nußzeil 54, D-60433 Frank-
Jurt/Main, Tel. (069)529208, Fax
(069)519886, Konto 94327-600 bei
Postbank Frankfurt/M,

BLZ 50010060.
2UBPC = Unidad Basica de Producei-
on Cooperativa

3La Esperanza heißt aufdeutsch

»Hoffnung«
4Tageszeitung in Miami,
Florida, USA.
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Carlos Tablada inMünchen

 

m 8. April 1994 fand im GewerkschaftshausIn München

eine Veranstaltung mit dem cubanischen Ökonomen

Carlos Tablada statt, dem langjährigen ökonomischen

Leiter eines Staatsbetriebes und Professor für Philosophie der

Universität Havanna. Als sein bekanntstes Werk gilt »Che Gue-

vara: Ökonomie undPolitik beim Übergang zum Sozlalismus«.

Zunächst ging Carlos Tablada auf
die konkreten Auswirkungen der
gegenwärtigen ökonomischen Krise

Cubas ein. So fehlen beispielsweise

280 Erzeugnissedestäglichen Bedarfs

(Seife, Spülmittel usw.) ein öffentlicher
Nahverkehr besteht praktisch nicht
mehr, Stromabschaltungen von bis zu
16 Stunden pro Tag sind nicht selten.
Die cubanische Bevölkerung kämpft
nicht nur mit dem Probem der Roh-
stoffknappheit, sondern mit einer

latenten Unterernährung.
Als einen der Gründe für die Situa-

tion aufCuba heute,führte Carlos Tab-

lada zunächst die cubanische Wirt-
schaftsstruktur an, die zu einem hohen

Maße von Außenhandel abhängigsei.
War es vor der Revolution hauptsäch-
lich die Abhängigkeit von den USA, so

war esnach der Revolution die Abhän-

gigkeit von der Sowjetunion. Diese

Abhängiskeit sei trotz der EntwickIng
neuerWirtschaftszweige wegen der
Blockade durch die USA und die Logik

des RGW-Blocksystemsgestiegen. Die

cubanische Gesellschaft habe es ver-

säumt, Gelegenheiten für eigenständi-
ge Entwicklungen zu nutzen. So habe

man sich auf dem Gebiet der Land-

wirtschaft zum Beispiel nicht unab-

hängig gemacht.
Erstals zweiten Grund nannte Car-

los Tablada den Zusammenbruch des

Sozialismus. Der Warenaustausch mil

der Sowjetunion, mit der noch 1989

85% der gesamten cubanschen Han-
delsbeziehungen bestanden, sicherte

Cuba den höchsten Standard in ganz

Lateinamerika. Es kamen 98% der

Brennstoffe, 65% der Nahrungsmittel,

80% der Maschinen, 70% der Leicht-

industrieerzeugnisse und 80% der

Rohstoffe für die Industrie aus der

Sowjetunion.
Als dritter und letzter Grund erst

wurde die Blockade durch die USA

erwähnt. Bei der Diskussion, die im

Anschluß an den Vortrag stattfand,

bekräftigte Carlos Tablada noch ein-

mal, daß er in der genannten Reihen-

folge auch eine Prioritätenfolge der

Gründesieht.

Daß Cuba trotz aller Schwierigkei-
ien weiterexistiert, verdankt es Carlos

Tablada’s Meinung nach, einer selb-

ständigohneausländische Hilfe durch-

geführten Revolution und einer 1980

begonnenen Korrekturphase, deren

Maßnahmen gegendie Korruptionund

die Privilegien der Bürokratie gerich-

tet sind. Er stellt dabei historisch die

alte Kommunistische Partei Cubas

einer anderen marxistischen Denk-

strömung gegenüber, deren Hauptver-

treter Fidel Castro und Che Guevara

sind. Während die erstgenannte Strö-

mungdas gesellschaftliche Modell der

Sowjetunion kopieren wollte, stehe die

zweite Denkströmungfür einen Weg,,

der eine intensive Teilnahme der

Bevölkerung bei der Entwicklung des
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Sozialismus vorsehe und vor den

bürokratischen Verkrustungen

des sowjetischen Systems warn-

te,
Beide Denkströmungen exi-

stierten in den 70er Jahren paral-

lel zueinander, mit einem Über-
gewicht der prosowjetischen
Strömung. Diese sei denn auch
verantwortlich für die niedrige
EffektivitätderWirtschaftunddas
Versäumnis, mit den Ressourcen die

aus der Sowjetunion kamen,eigene

Strukturen aufzubauen, um eine

größere Unabhängigkeit vom Außen-

handel zu erlangen.
Eine wichtige Maßnahme der Kor-

rekturphase sieht Carlos Tablada in
der Wiederbewaffnung der Volksmili-

zen 1981. Das Volk sei nun wieder

bereit und in der Lage, für sich selbst

zu kämpfen. Er sieht heute bessere
Möglichkeiten, den Sozialismuszuver-
teidigen als vor 15 Jahren. Damals ging
es dem cubanischen Volk zwar so gul

wie nie, doch seien kapitalistische
Maßnahmen im Namen des Sozialis-

mus eingeführt worden und das Volk

nicht mehr mobilisierbar gewesen.

Heute dagegen würde gesagt, wenn

kapitalistische Maßnahmen einge-

führt werden. Abschließend machleer

jedoch darauf aufmerksam, daß das

Maß des Fortschrittes vom Imperialis-

musdiktiert werde.
Nach einer kurzen Pausestellte sich

Carlos Tablada den Fragen der Zuhö-

rer. Diese richteten sich natürlich

hauptsächlich auf die von der cubani-

schenRegierungdurchgeführtenMaß-

nahmen, wie zum Beispiel die Mög-

lichkeit zur Bildungvon Joint Ventures

und ihre Auswirkungen auf die cuba-

nische Gesellschaft. Auf die etwas

absurde Frage, ob die Blockade nicht

auch eine Chance für Cuba böte, wuß-

te Carlos Tablada zu antworte, daß

Cuba ohne die Blockade 40 MRD $

gesparthätte. Er siehtaber eine Gefahr

darin, die gesamte Schuld für die jet-

zige Situation auf die Blockade zu

schieben, anstatt zu sehen, daß die

Gründe hauptsächlich bei internen

Problemen zu suchensind.

Auf die Joint Ventures angespro-

chen, machte er deutlich, daß es für

den cubanischen Staat mit großen

Schwierigkeiten verbundenist, westli-

che Waren zu bekommen bzw. eigene

Waren im Westen abzusetzen. Es sei

unbestreitbar, daß Joint Ventures

negative Auswirkungen auf die cuba-

nische Gesellschaft haben und die

soziale Ungleichheit verstärkt werde,

doch sei das der Preis dafür, daß man

nicht am Hungersterbe. Die Ungleich-
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heit sei nicht selbst geschaffen,

sondern durch die Krise bedingt,
deren Gefangene sie seien. Man
wähle die kapialistischen Partner
allerdings nach eigenen Interes-

sen aus, und kein Privatmann

könneauf cubanischerSeit betei-
ligt sein, sondern entweder der
Staat oder die Gewerkschaften.
Er hob besonders hervor, daß die
cubanische Regierung nicht mit

repressiven Entscheidungen auf die
Krise reagiert habe, sondern im

Gegenteil die Bürokratie an Macht ver-
loren habe und das gesamte Volk mit
in den Entscheidungsprozeß einge-
bunden sei. So haben bisher 80.000
Versammlungen unter der Führung
der Gewerkschaften (nicht der Regie-
rung) stattgefunden. Die Ergebnisse
der Diskussionen sind der National-
versammlung übergeben worden.

u
Joachim Berner

Fotos: Ildana Blüml

Konferenz:

Nation und Emigration
Grundgedanken und Ergebnisse:

Das Entscheidendsteist vielleicht
die Vereinbarung, diese Art von

Zusammentreffen zu inslituliona-

lisieren. Damit wird die Konti-
nuität der dort behandelten Fra-

gen sichergestellt, ebenso auch im
Hinblick auf andere Punkte, die

sich im Verlauf der Beziehungen
ergeben können.

«Das cubanische Außenministeri-
um hat beschlossen, eine spezielle
Abteilung für die Angelegenheiten
einzurichten, die die im Ausland

lebenden CubanerInnen betreffe.

Diese Entscheidung hat eine deut-
lich politische Dimension.

Die cubanische Regierung hat
angekündigt, daß sie gegenüber
Washingtonihr Interesse an der
Eröffnung eines Konsulates in
Miami zum Ausdruck bringen
wird.

eEsist vereinbart worden, jungen
Cubanerinnen,die im Ausland

leben, die Möglichkeit zu einem

(Quelle: Cubanische Botschaft)

Studium an cubanischen Univer-
siläten einzuräumen, sofern sie

die dazu noch festzulegenden
Gebühren bezahlen.

eIn Cubasoll eine Zeitschrift mit
Themen herausgebracht werden,
die vornehmlich im Ausland
lebende CubanerInnen anspre-
chen sollen.

eDie Bestimmung,daß erst fünf
Jahre nach der Ausreise wieder
ein zeitlich begrenzter Besuch der

Insel möglichist, wird aufgeho-
ben. Diese Voraussetzung bleibt
jedoch für diejenigen weiterbeste-

hen, die das Land nicht auf
regulärem Wege verlassen haben.

Die Verpflichtung für vorüberge-
hende BesucherInnen,eine Hotel-

reservierung im Rahmen einer

Pauschalreise nachzuweisen,

wird aufgehoben, da die meisien
lieber bei ihren Familien über-
nachten.
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Wahlen in Lateinamerika -

Eine Perspektive für die Linke?

 

 

Parlatino verteidigt die Ein-

beziehung Cubasbei dem Gipfel-

treffen der Amerikanischen Staaten
Sao Paulo, Brasilien,

am 23. April, IPS.

Der Päsident des Lateinamerikani-

schen Parlamentes, der Venezolaner
Humberto Celli, veteidigte die Teil-
nahme Cubas am Gipfeltreffen der
AmerikanischenStaaten, das im näch-

sten Dezember in Miamistattfinden
wird.

»Cuba muß schon deshalb anwe-
send sein, weil es ein wesentlicher

Bestandteil Lateinamerikas ist.«
erklärte Celli vor der Presse.

Der venezolanische Senator versi-
cherte, daß keinePolitik für diese Regi-
on Cuba ausschließen könne, auch

wenn dies »nicht ausschließe, einen
ständigen Druck aufdie Regierungvon
Fidel Castro auszuüben, damit eine

politische Öffnung eintrete, die das
freie Auftreten verschiedener Parteien

und eine offene Wirtschaft erlaube,«

wie er ausführte.
Der Gipfel der Amerikanischen

Staaten, der von PräsidentBill Clinton

für Dezember in Miami einberufen
wurde, wird »eine gute Gelegenheit
bieten, daß die Vereinigten Staatenver-
stehen, daß ihre Rolle auf dem Konti-

nent eine andereist, als die eines Vor-

mundes, der manchmalaufdie Gewalt
zurückgreift,« sagte Celli.

»Das Fortbestehen derUSA als Groß-
macht selbst hängt ab von einem
Lateinamerika, das ökonomisch, sozi-

al und politisch gesundist,« führte er

aus.
Das Lateinamerikanische Parla-

ment bot an, seinem ständigen Sitz in

Sao Paulo, den Tagungsortfür dasvier-
te Regelmäßige Zusammentreffen auf
Kanzlerebene der Rio-Gruppe mit der
Europäischen Gemeinschaft.

In seiner Rede vor den versammel-

ten Kanzlern,forderte Celli erste Prio-

rität für das Problem der Armutin

Lateinamerika.
»Die Wechselwirkung zwischen der

Armut, dem Bevölkerungswachstum
und der Zerstörung der Umweli« hat
ihre Ursache in »ökonomischen Ein-

brüchen,politischen Unruhen, Rück-

schlägen in der Demokratie undInsta-
bilität,« die die gewählten Regierungen
in Lateinamerika und der Karibik
bedrohen,fügte er hinzu.

Es existiert eine deutliche Gefahr,

daß ein Klima sich auszubreiten

beginnt, das günstig ist für eine Rück-
kehr der Diktatoren und Demagogen.

(AdSp msw)
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In diesem Jahrfindeninvielen

Ländern Lateinamerikas wichü-
ge Präsidentschaftswahlen statt.
Ehemalige Befreiungsbewegungen
und linke Oppositionsparteien, die
früherWahlen aus begreiflichen Grün-
den ablehnten, haben heute die Hoff-

nung, dem gescheiterten Neoliberalis-
mus an der Wahlurne eine Absage zu
erteilen und sich einefette Scheibe von
der formalen Macht in Parlamenten
und Regierung abzuschneiden.

Ein Wahlsieg der Linkenist bei der
langen Tradition des Wahlbetrugs, die
es in vielen Ländern Lateinamerikas
gibt, keineswegssosicher. Jedochauch
eine linke Regierung wird an der wirt-
schaftlichen Misere ihrer Länder ver-
mutlich nur wenig ändern können.

Desweiteren gibt es in den Ländern
Lateinamerikas starke Unterschiede
hinsichtlich der Wahlprozesse und in
Bezug auf die Organisierung der Lin-
ken. Im folgenden werden ich meine
Eindrücke vom Regierungswechselin
Honduras, von den Wahlen in El Sal-

vador und den Umwälzungenin Mexi-
ko berichten.

Regierungswechselin

Honduras

Im traditionellen Zwei-Parteien-
System von Honduras kam es im Janu-
ar zum roulinemäßigen Regierungs-

wechsel. Die Nationalen Partei verlor
vor allem deshalb, weilsie ihre Regie-
rungszeit dazu benutzt hatte, sich

schamlos auf Kosten der Bevölkerung
persönlich zu bereichern. Außerdem
hätte ein Wahlsieg ihres erzreak-
tionären Kandidaten eine Rückkehr zu
den Verhältnissen der Militärdiktatur
Anfang der 80er Jahre bedeutet.

Der neue Präsident Reina von der

Liberalen Partei gilt als Modernisierer
mit sozialdemokratischer Tendenz.

Für seine angekündigte »moralische
Revolution« gibt es bei hoher Aus-
landsverschuldung und mit abgewirt-

schafteten Staatsbetrieben jedoch nur

wenig Spielraum. Außerdem fehlt es
ihm an Rückhaltin seiner eigenen Par-
tei, die von einer mächligen Bankier-
und Unternehmerfraktion dominiert
wird. Auch zwei weitere Regierungs-

ziele - die Einrichtung einesfreiwilli-
gen Militärdienstes und die zivile Kon-



 

trolle der Polizei - dürften sich

schwer umsetzen lassen. Aufsein

Verbot der Zwangsrekrutierung

antwortete die Armeeführung
lapidar, dann müßten die bereits
rekrutierten Soldaten halt solan-

ge dienen,bis sich Ersatz findet.
Das neue linke Parteienbündnis
kam nicht einmalins Parlament.
Von ihrer Zerschlagung Anfang
der 80er Jahre, als Honduras von

den USA zum Bollwerk gegen den
»Kommunismus« in den Nachbarlän-

dern aufgebautwurde,hatsichdie Lin-
ke nie erholt. Außerdem identifiziert
sich ein Teil der Bauernschaft, die

Anfang der 70er Jahre von einer parti-
ellen Agrarreform profitierte, weiter-
hin mit der LiberalenPartei.

Die Volksbewegungen befinden
sich jedoch seit dem Regierungswech-

  

Reina: Freiwilliger Militärdienst
‚Armeechef: Freiwillig nur der Kino-Besuch

selim Aufwind. Jede Woche wird zum
Parlament demonstriert und die
Abschaffung des Zwangsmiltärdien-
stes gefordert. In der Maquila-Indu-
strie (Teilfertigungsfabriken v.a. im
Textilbereich mit einem hohen Anteil
an Frauenarbeit) gibt es Betriebsbe-
setzungen, um die Anerkennung von

Gewerkschaften zu erkämpfen. Land-
arbeiterlnnen nehmen sich massiv

Ländereien,die ihnenseit Jahren vom
staatlichen Agrarinstitut versprochen
wurden. Die Kooperativenverbände
und indianischen Organisationen for-

dern vom Landwirischaftsministeri-
um eine Änderungdes Agrarmoderni-
sierungsgesetzes von 1992, das u.a. die
freie Verkaufsmöglichkeit für kollekti-
ven Landbesitz vorsieht.

Ende Januar schlossen sich vier
wichtige Gewerkschafts- und Campe-
sinodachverbände zur »Ersten Natio-
nalversammlung der honduranischen
Volksbewegung« zusammen. Diese
warnte in ihren Resolutionen davor,

sich falsche Hoffnungenüber die neue
Regierung zu machen. Die wirtschaft-
liche Lage des Staates, die Verpflich-
tungen gegenüberder internationalen

Organisationen und den wirtschaftlich

Mächtigen des Landes werde die

Regierung ohne Zweifel dazu bringen,
neue Wirtschaftsanpassungen vorzu-
nehmen.

Vor einem Wahlloka

Wahlen in EI Salvador

Die Wahlen am 20. März markier-

ten einen wichtigen Höhepunkt desins
Stocken geratenen Friedensprozesses.
Die ehemalige Befreiungsbewegung
FMLN unddie rechte Regierungspar-
tei ARENA buhlten um die Gunst der
wenigen Stimmberechtigten. Der

Wahlsieg von ARENA war vorherseh-
bar: Zu stark waren die Propaganda-
maschine von ARENA und die Mani-
pulationen der Regierung am Wähle-
rInnenregister, während des Urnen-
gangs undbei der Auszählung.

Die FMLN wurde zweitstärkste
Fraktion im Parlament und erreichte

eine Stichwahl für die Präsidentschaft

am 24. April. Dies war jedoch kein

wirklicher Erfolg für die FMLN,da sie
noch einmal einen teuren Wahlkampf
führen mußte und es ihr diesmal auch

nicht gelang, die Manipulationen zu
verhindern. Die Vereinten Nationen

als Garanten des Friedensprozesses
hatten kein Interesse daran, die Wahl-

en anzufechten, da sie El Salvador als

Erfolgsbeispiel in ihren anderswo
gescheiterten internationalen Missio-
nen benötigen.

Der neue Präsident Armando
Calderön Sol von der ARENA-Partei
läßt nichts Gutes für den Friedenspro-
zeß hoffen. Er beabsichtigt, die ver-
schleppte Landumverteilung an ehe-

malige FMLN-Guerilleras/os zu stop-
pen. Außerdem will er die restlichen
Einheiten der alten Nationalpolizei -
die Hauptverantwortlichen der jüng-

sten Menschenrechtsverletzungen -
mit der neuen zivilen Polizei ver-

schmelzen. Auch die Todesschwadro-

ne können sich unter ihrem alten

Freund und Helfer Armando Calderön
ermutigt fühlen.

Ein weiterer Grund für den Wahl-
sieg von ARENA liegt in der Uneinig-

iR:
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keitinnerhalb der FMLN sowiemitden

beiden Bündnispartnern, was sich vor
allem bei den Bürgermeister- und Par-
lamentswahlen fatal auswirkte. Die
»Tendencia Democratica« denkt

bereits daran, die FMLN zu verlassen
undeine weitere Linkspartei zu grün-
den. An der Basis der FMLN machtsich

Enttäuschungbreit, nicht nur weil ihr

Präsidentschaftskandidat Ruben
Zamora das Blaue vom Himmel ver-

sprach. Die Landumverteilungen,
Kernstück des Friedensprozesses,
habensich in bürokratischen Mühlen
verstrickt. Währendeinige Kooperati-

ven der Ex-Guerilleras/os große Kre-
dite und Hilfen aus der EG erhielten -
z.B. für den Bau eines riesigen Kaffee-
Beneficios -, so haben andere noch

nicht einmal die zugesagten Kredite
für den Landerwerb und Hausbau
erhalten.

Die FMLN kannanderseits dankbar
sein, nicht die Präsidentschaft gewon-

nenzuhaben, dennsie hätte bald unpo-
puläre Maßnahmenergreifen müssen,

was die Spanne zwischen Führung und
Basisnochmehrvergrößerthätte. Aber
auch in der Opposition sind ihre Mög-
lichkeiten beschränkt, da die Rechts-

parteien im Parlament dank der viel-
fältigen Manipulationen die Mehrheit

errungen haben.

Der Wahlkampf und die Wahlen
haben der FMLN sehr viel Zeit und
Kraft gekostet, Aktionen wie die Beset-
zung des Finanzministeriums durch
protestierende StudentInnen und
Hochschulangestellte vier Tagevorder
Wahl waren eher die Ausnahme. Nach
den Stichwahlen können sich FMLN
und Volksorganisationen endlich wie-
der verstärkt anderen wichtigen Auf-
gaben zuwenden. Wenn es der FMLN
gelingt, die inneren Unstimmigkeiten
zu überwinden, wird sie den Roll Back
im Friedensprozeß aufhalten können.



 

Umwälzungen in Mexiko

Ende 1995 hatte es sich der mexi-
kanische Präsident Salinas so schön
ausgedacht: Nach dem erfolgreichen
Abschluß des Freihandelsabkommens
mit den USA und Kanada (NAFTA)

wollte er als graue Eminenz mit Hilfe

seiner »Marionette« Colosio weiterre-
gieren, um sein neoliberales Projektzu

vollenden. Dieser Plan wurde vom
zapatistischen Aufstand der EZLN

durchkreuzt, der die Forderungen
nach einer Demokratisierungvon ganz

Mexiko undeinerAgrarreformin Chia-
pas auf die oberste Tagesordnung
brachte. Um die Art, wie mit dem Auf-
stand umzugehensei, entwickelten
sich heftigste Flügelkämpfein der seit
Jahrzehnten regierenden Partei der
institutionalisierten Revolution (PRI).
Am wenigsten geeignet, das Problem
aus Chiapas zu lösen, war der farblose
»Kronprinz« Colosio, der zudem noch

verantwortlich war für das Desaster

Demonstration zu Chiapas.

mit dem nationalen Solidaritätspro-
gramm,das lediglich die lokalen PRI-

Bonzen in Chiapas und anderswo

bereichert hatte. CamachoSolis, ein

Konkurrent Colosios um das Präsiden-

tenamt, wurde von Salinas zum Ver-

handeln nach Chiapas geschickt und

klaute Colosio so die Wahlkampfshow.

Seitdem war die bevorstehendeBesei-

tigung Colosiosein offenes Geheimnis.

Anfang März nach Beendigung der

ersten Verhandlungen überschlagen

sich erneut die Ereignisse: Zuerst wird

der Chef der wichtigsten Finanzgrup-

pe Mexikosentführt, was zu einer wei-

ieren Destabilisierung von Salinas’

neoliberalem Projekt führt. Unerwar-

tet söhnt sich Colosio mit seinem Kon-

kurrenten CamachoSolis aus und ver-

kündet noch kurz vor seiner Ermor-

dung, daß Mexikojetzt bereitsei, inter-

nationale Beobachter für die Wahlen

im August zuzulassen - was eine Ver-
arschung ist, wo nicht einmal El Sal-
vador bei viel längerer Vorbereitung

ganz mit Beobachtern abgedeckt wer-

den konnte. Aufder Wahlkampfveran-
staltung in Tijuana schaffen die Body-
guards extra Raum, damit die Mörder
ihre tödlichen Schüsse auf Colosio
abgeben können. Ein Tag später ver-
kündetSalinas denEintritt Mexikos in

die Organisation für Wirtschaftliche
Entwicklung und Zusammenarbeit,

ein erlauchter Kreis der Industrie-

Staaten (sic!).
Trotz kleiner Zugeständnisse der

PRI ist es mehrals fraglich, ob es der
zapalistiischen Aufstandsbewegung

und den Oppositionsparteien noch

gelingen wird, umfassende Konditio-

nen für faire Wahlen auszuhandeln.
Ohne einen Wahlbetrug wird die PRI
trotz eines gewissen Colosio-Sympa-

   
thie-Effekts nichtmehr gewinnen kön-

nen, ihre Fähigkeit zur Manipulation

stellte die PRI am 20. März bei den

Wahlen im Bundesstaat Morelos- Hei-

mat Zapatas und Hochburgder linken

Opposition - zur Schau. Ein erneuter

Betrug bei der Präsidentenwahl im

August wird jedoch massive gewalt-

tätige Außeinandersetzungen zwi-

schen PRI und Oppositionsparteien

bedeuten.
Es wird gemunkelt, daß Salinas

durch einen Selbstputsch, durch Ver-

schiebung oder durchAnnulierung der

Wahlen nach gewalttätigen Außeinan-

dersetzungen versuchen wird, seine

Amtszeit zu verlängern. Dies dürfte

jedoch weniger der US-Regierung

gefallen, die im Zuge des NAFTAseini-

m:

germaßenstabile und demokrati-

sche Verhältnisse in Mexiko
benötigt. Aber die US-Regierung,
die auchvom Aufstand in Chiapas
völlig überrascht wurde, hat kei-
nen Plan, wie es in Mexiko wei-

tergehen wird. Um so größer sind
die Chancen der EZLN und der
linken Oppositionsparteien, an

der Zukunft Mexikosein gewich-
liges Wortmitzuredenzu können.

Dabei gehören die Demokratisierung
Mexikos und die Lösung des sich im

Zuge des NAFTA verschärfenden
Landproblemszu denwichtigsten Zie-

len.

Fazit

So wie es sich die linken Parteien
Lateinamerikas auf ihren Sao-Paolo-

Nachfolgetreffen vorgestellt haben,

scheint sich ihre »Machtübernahme

via Wahlen« nicht zu ereignen. In El

Salvador, wo mit der FMLN und einer

starken Volksbewegung die besien

Voraussetzungen dafür bestanden,
haben sich diese Erwartungen nicht

erfüllt. Wenn aber die Wahlperiode

nicht nur für eine kurzfristige Mobili-

sierung sondern auch zur tieferen

Organisierung genutzt wurde, dann

könnte es der FMLN und der Volksbe-

wegung gelingen, die Krise im Frie-

densprozeß zu überwinden.

Die Abwahleinerneoliberale Regie-

rung wie in Honduras ist immer ein

freudiges Ereignis. Da jedoch in Hon-

duras kein wesentlicheslinkes Projekt

besteht, waren an diese Wahlen von

den Sao-Paolo-Linken keine Hoffnun-

gen geknüpft. Der erhebliche Auftrieb

der Volksbewegungseit Regierungs-

wechselist eine andere positive Ent-

wicklung. Die Vorsicht gegenüber der

neuen Regierung zeugt von einer eher

kritischen Haltung in Bezug aufzuviel

Wahlhoffnungen.

In Mexiko ist es in erster Linie der

bewaffneten Aufstandsbewegung -

und nicht einer linken Oppositions-

partei - zu verdanken, daß der Zerfall

der PRI-Diktatur voranschreitet. Von

der Demokratisierung Mexikos wer-

den alle Oppositionsparteien (linke

wie rechte) profitieren. Für die EZLN

gehört zu einer Demokratisierung

jedoch mehr als faire Wahlen. Ein

erneuterWahlbetrugderPRlimAugust

könnte der Anlaß für einen weit aus

größeren bewaffneten Aufstand sein,

der dann nicht mehr auf Chiapas

begrenztbliebe.

Wir danken dem El Rojito Info 4/94

für die Erlaubnis zum Abdruck.
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achfolgendes Dokument wurde von der cubanischen Vertretung auf der Tagung der UN-
Menschenrechtskommission Anfang März 1994 in Genf offiziell vorgelegt.
Der Leiter der US-Interessenvertretung in Havanna, von Joumalisten nach der Echtheit

dieses offenbar aus seinem Hause stammenden Schriftstücks befragt, hatte zur Antwort darauf

%*
nur zwei Worte zu sagen: »No comment.«

Nicht amtliche Übersetzung

INS (US-Einwanderungsbehörde)

Vons

An:

CIA

Aze: H/18422/693=-4

Betr.: Aktueller Stand des Programms für

kubanische Flüchtlinge

I. ÜBERBLICK

Bei der Bearbeitung der Visaanträ-
ge von Flüchtlingentreten nach wie
vor wenig begründete Fälle auf. Ein
Großteil der Anträge wird eher wegen

der sich verschlechternden Wirt-

schaftslage gestellt denn aus echter
Angst vor Verfolgung. Für die Beamten
der US-Interessenvertretung und die
Mitarbeiter desINSsindbesonders die-
jenigen Fälle problematisch, die von
Menschenrechtlern vorgebracht wer-
den, obwohl wir alles getan haben, um

mit den Menschenrechtsorganisatio-
nen zusammenzuarbeiten, auf die wir

eine stärkere Kontrolle bei der Ermit-
tlungvon tatsächlich durch die Regie-
rung verfolgten Aktivisten ausüben.
Die Menschenrechtsfälle bilden die
am wenigsten fundierte Kategorie des
Flüchtlingsprogramms.

Die von Mitgliedern der Menschen-
rechtsgruppen eingereichten Anträge

zeichnensich durch allgemeine, unge-
naue Beschreibungen angeblicher
Menschenrechtsaktivitäten und einen

Mangelan stichhaltigen Beweisen für

eine Verfolgung aus. Sie erfüllen für
eine Aufnahmein das Programm nicht
die grundlegenden Voraussetzungen.

In den letzten Monaten gab es immer
wieder Beschwerden über falsche
Angabenvon Aktivisten beider Antrag-
stellung und den Verkaufvon Zeugen-

aussagen durch führende Menschen-
rechller. Aufgrund des Mangels an

stichhaltigem Beweismaterial haben
die Beamten der US-Interessenvertre-
tung und die Mitarbeiter des INS die

Menschenrechtsfälle als diejenigen
eingeschätzt, die in der Regel am ehe-
sten Betrug nahelegen.

II. BEWERTUNG

Als die Zahl der politischen Gefan-
genen zurückging, begannen das Sta-

te Department und der INS vor drei
Jahren, gemeinsam eine Erweiterung
der Kategorien zur Einstufung von Fäl-

len im Rahmen des Programmsfür
kubanische Flüchtlinge zu erarbeiten.

Als neue Kategorie kamen die aus

ihren Betrieben entlassenen Fachkräf-
te hinzu; des weiteren die Menschen-

rechtsaktivisten und die Angehörigen
von verfolgten Religionsgemeinschaf-
ten. Dazu wurden Richtlinien zur

Behandlung jedes einzelnen Falles
aufgestellt, um eine faire Bewertung
zu gewährleisten.

m

US-Interessenvertretung in Havanna

Sec. State, Washington

Datum: Januar 1994

Bei späteren Besuchen von Vertre-
tern des INS bemühtesich die US-Inter-
essenveriretung gezielt, Fälle aus

sämtlichen Kategorien aufzunehmen.
Im Querschnitt gehörten dazu ehema-
lige politische Gefangene, Mitglieder
von Religionsgemeinschaften, Men-
schenrechtsaktivisten und sonstige

Fälle.

Wir wählen weiterhin nur solche
Fälle für eine Vorauswertung aus, bei
denen die größte Wahrscheinlichkeit
für eine Anerkennung durch den INS
besteht. Die Anerkennungenspiegeln

die sorgfältige Analyse der Fälle und
das gute Einvernehmenzwischen den
Beamten der US-Interessenvertretung
und der Besucherdes INS wider.

Wenngleichsich die US-Interessen-
veriretung bemühthat, diejenigen Fäl-
le zu berücksichtigen, die die Aufnah-
meckriterien erfüllen, hat sie dennoch

ihre Flexibilität bei solchen Fällen
gewahrt, die vielleicht nicht allen

Anforderungen genügen,für die Inter-
essen der USA jedoch von Bedeutung
sind.

Infolge der sich verschlechternden

Wirtschaftslage versuchen neue Wirt-
schaftsimmigranten, das Flüchtlings-
programm in Anspruch zu nehmen.



Die Ausweitung der Kriterien hat zu

einer wachsenden Zahl von Antrag-

stellungen geführt.
Einige der reintegrierten politi-

schen Gefangenen haben offen zuge-
geben, daß sie die Anerkennungals
Flüchtling beantragen, um der sich

verschlechternden Wirtschaftslage zu
entgehen, und nicht, weil sie in stän-

diger Furcht vor Verfolgung und Schi-
kane lebten. Andere sind offensicht-
lich von ihren erwachsenen Kindern
dazu gedrängt worden, den Flücht-
lingsstatus zu beantragen,dies in der

Hoffnung, das Land mit ihren Eltern
verlassen zu können. Die meisten der
erwachsenen Kinder dieser älteren,

häufig bereits pensionierten ehemali-
gen politischen Gefangenen erfüllen
selbst nicht die Voraussetzungen für
eine eigenständige Anerkennungals
Flüchtling.

Bedauerlicherweiseist die Qualität
vieler Anträge meist gering. Nur weni-

ge der ehemaligen politischen Gefan-
genen, die jetzt als Flüchtlinge aner-
kannt wordensind, hätten in früheren
Jahren diesen Status erhalten. Im
Regelfall haben sie viel kürzere Stra-
fen verbüßt als die ersten, die in das

Programm aufgenommenwurden. Die
meisten haben eine weniger bedeu-
tende Rolle in konterrevolutionären
Gruppen gespielt und eine politische
Umerziehung durchlaufen, um ein
geringeres Strafmaß zu erhalten. Spä-

ter haben sie dann von ihren politi-

schen Aktivitäten Abstand genommen,

um sich in die kubanische Gesellschaft

zu reinlegrieren.

Ebenso ist eine bedeutende Zahl
von Anträgenvon Einzelpersonenein-
gegangen, denen der Versuch der ille-
galen Ausreise vorgeworfen wurde.
Mit der Entpolitisierung der »illegalen
Ausreise« durch die kubanische Regie-
rung sind die Verurteilungen wegen
dieses Delikts zurückgegangen. Der
INShat die Fälle von »illegaler Ausrei-

se« gemeinhin als Fälle mit mangeln-

dem politischen Hintergrund einge-

stuft.
Trotz der im allgemeinen geringen

Qualität der Fälle - einschließlich der

1991 neu hinzugekommenen Katego-

rien - stützt sich die US-Interessenver-
tretung weiterhin auf Urkundenbe-
weise (d.h. legale Dokumente, Kündi-
gungsschreiben, Entlassungspapiere

aus dem Gefängnis), um eine Einstu-

fung in das Flüchtlingsprogramm vor-
zunehmen. Diesistjedoch bei den mei-

sten Anträgen von Menschenrechtlern

nicht der Fall.
Seit 1992 haben wir eine wachsen-

de Zahl von Menschenrechtsfällen

festgestellt. Diese Steigerung geht

jedoch nicht auf ein höheres Maß an
Menschenrechisaktivitäten, höhere

Mitgliederzahlen oder eine verschärf-

te Repression seitens der Regierung

zurück. Die meisten Fälle enthalten
kaum einen stichhaltigen Beweis für
eine Verfolgung und häufig nur mini-

male, wenig glaubwürdige Hinweise
auf eine Beteiligung an Menschen-

rechtsaktivitäten.

In den Zeugenaussagenführender

Menschenrechtler finden sich meist
nur vage Beschreibungen von Men-

schenrechtsaktivitäten wie z.B. die

moralische Unterstützung von Fami-

lienangehörigen politischer Gefange-
ner. Diese Beschreibungen belegen

deutlich das geringe Maß an Aktivitä-

ten und dieKonfrontationsvermeidung

der meisten Menschenrechtsgruppen.

Darüber hinaus können in kaum

einem Fall Hausdurchsuchungen,Ver-

höre, Festnahmen oder Inhaftierun-

gen nachgewiesen werden. Meistens
behaupten die Aktivisten, daß sie von
der Staatssicherheit verfolgt werden,

können jedoch selten einen angemes-
sen dokumentierten Beweis für ihre

Aussagen erbringen. In einigen Fällen

hat der Antrag-

ATi
steller

behauptet, Schikanen ausgesetzt

gewesen zu sein, ohne daß eine Fest-
nahme erfolgt sei. Den Beamten, die

die Befragung durchführen, bleibt
letztlich nichts anderes übrig,als sich
aufdie Aussagender Aktivisten zu stüt-

zen.
Als allgemeine Tendenzist ein Man-

gel an Beweisen dafür festzustellen,

daß die Antragsteller tatsächlich Akti-

visten sind. Damit steht diese Katego-
rie praktischjedem offen, der sie bean-
tragt. Junge Männer, die aufgrund des
wirtschaftlichen Zusammenbruchs
von 1989 einen illegalen Ausreisever-

such unternommen haben und dabei

ertappt wurden, habenseitdem begon-

nen, Anträge als Menschenrechtsakti-

visten einzureichen. Führende Men-

schenrechtler haben gegenüber

Beamtender US-Interessenvertretung

erklärt, sie seien sich bewußt, daß sich

die meisten Mitglieder ihren Gruppen

anschließen, weil sie sich davon Vor-

teile im Rahmendes Flüchtlingspro-
gramms verschaffen könnten.

Seit der Aufnahme der Menschen-

rechtsaktivisten als zusätzliche Kate-

gorie habenwir eine flexiblen, großzü-

gigen Umgang mit diesen Fällen

gewahrt. Führende Menschenrechtler
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wie Paula Valiente, die Aspillaga-
Brüder und andere sind ange-
messen undrasch bearbeitet wor-
den. Ähnlich wurdebei einfachen
Aktivisten vorgegangen. In sol-

chen Fällen, in denen die Bewei-

se der Aktivisten wenig stichhal-
tig sind, ihr Engagementfür die
Vereinigten Staaten jedoch klar
erwiesen ist, haben die für die *%

Vorauswahl zuständigen Beam-
ten im Zweifelsfall zugunsten des
Antragstellers entschieden.

Der führendeVertreter einer Grup-
pe sagte aus, viele Personen hätten sei-
ne Organisation verlassen, als sie

erfuhren, daß dort keine Zeugenaus-

sagen für Mitglieder ausgegeben wür-
den. Er beklagte sich darüber, daß Mit-

glieder ihn unter Druck gesetzt hätten,
um dadurch stichhallige Beweise für
ihre Menschenrechtsaktivitäten zu

bekommen.
Die letzten Besucher des INS sind

wiederholt Zeugen von Betrug bzw.
mutmaßlichem Betrug durch Men-
schenrechtsaktivisten geworden. Die
US-Interessenvertretung hat darauf-
hin versucht, das Problem durch eine

Überprüfung des internen Verfahrens
zur Ermittlung schwerwiegender
Menschenrechtsfälle in den Griff zu

bekommen. Darüber hinaus hatsie

sich mit führenden Vertretern der

Menschenrechtsorganisationen
getroffen, um die Ziele, die Mitglie-

derzahlen und andere Aspekte der

wichtigsten Menschenrechtsgruppen

zu ermitteln. Die US-Interessenvertre-

tung beschränkte die Anerkennung
von Zeugenaussagen aus Gruppen

lediglich auf die Aussagen führender

Vertreter, zu denen wir Vertrauen

haben; dies in dem Bewußtsein, daß

die frühere Spaltung der Menschen-
rechtsgruppen vermutlich zur Be-
scheinigung nicht autorisierter und

betrügerischer Zeugenaussagen ge-

führt hat.

Zu unserem Bedauern haben nicht

einmal diese Schritte mutmaßlichen

Betrug und gegenseitige bittere Vor-

würfe der führenden Menschenrecht-

ler verhindern können. Kurz vor dem

Dezember-Besuch des INS beschul-

digten Gustavo Arcos und Jesüs Yanez

vom Comit& Cubano Pro-Derechos

Humanos (Kubanisches Komitee für

Menschenrechte) Aida Valdes,

gefälschte Bescheinigungen verkauft

zu haben. Aida Vald&s wiederum wirft

Arcos und Yanez ähnliche Praktiken

aus Profitgier vor.

Diese Situation verstärkt die allge-

meine Sorge hinsichtlich der Gefahr,

sich aufZeugenaussagen zuverlassen.



Aufgrund dertiefen Rivalitäten
und internen Kämpfe zwischen
den Menschenrechtsgruppenist
es schlichtweg nicht zu vermei-
den, daß es zu den bestehenden

Anschuldigungen wegen Betrugs
kommt.

Prominente Aktivisten haben ihre
Besorgnis darüber zum Ausdruck

4 gebracht, daß ihnen das Flücht-

lingsprogramm die wenigen
engagierten Mitglieder entziehe,

während es gleichzeitig zum Anzie-
hungspunkt für Opportunisten gewor-

densei. Bei einem Treffen mit der US-
Interessenvertretung und dem INS hat
der Führerder Gruppe »Corriente Civi-
ca«, Felix Bonne, das Flüchtlingspro-
gramm als »vorrangigen Bezugspunkt

für zahlreiche führende Menschen-
rechtler und Menschenrechtsorgani-
salionen« bezeichnet.

Die Verwicklungeiniger der besten
Menschenrechtler in Kuba in diese

schwerwiegenden Anschuldigungen
machen deutlich, daß unser Flücht-

lingsprogramm zu einem Faktor der

Spaltung und zunehmenden Ausein-
andersetzung für zahlreiche Men-
schenrechtsgruppen geworden ist,
deren Führer fast schon von dem Pro-
gramm besessensind. Die US-Interes-
senvertretung ist sogar aufgefordert

worden, den Menschenrechtsorgani-

salionen eine formale Rolle im Flücht-
lingsprogramm zuzugestehen.

Von den 225 Fällen, die dem INS im

Dezember von der US-Interessenver-

tretung vorgelegt wurden, gaben 47

eine Beteiligung an Menschenrecht-
saktivitäten an. Viele davon fielen

jedoch unter andere Kategorien, wie

z.B.Fachkräfte, die ausihren Betrieben

entlassen worden waren, oder Perso-

nen, die versucht halten, illegal aus-

zureisen. Obwohl wir uns nach besten

Kräften bemüht haben, mit den Men-

schenrechtsgruppen dahingehend
zusammenzuarbeiten, daß nur die

schwerwiegendsten Fälle vorgebracht
werden, so wurde aus den Gesprächen
deutlich, daß die meisten Fälle nicht

stichhaltig waren.

Von den 47 Menschenrechtsfällen
gab lediglich einer an, wegen Men-
schenrechtsaklivitäten insgesamt

mehrals 50 Tage innerhalb der letzten
fünfJahre inhaftiert gewesen zusein,

und selbst dieser konnte den Beweis
für seine Festnahmennicht erbringen.
Die übrigen brachten meist nur Haus-
durchsuchungen oder einige nicht
dokumentierte Vorladungen zu Poli-
zeidiensistellen vor. Die meisten Akti-

visten gaben lediglich vage Beschrei-

bungen von ihrer Mitarbeit in Men-
schenrechtsgruppen, und schließlich
wurden nur 19 Fälle anerkannt.

Obwohl der Anteil der Menschen-
rechtsfälle lediglich 20% aller Anträge

ausmachte, lagihr Anteilan den Ableh-

nungen bei über 50%. Die gesamte
Ablehnungsquote betrug im Dezem-
ber 22%. Dieser Prozentsatz liegt zwar

bedeutend höherals bei den früheren
BesuchendesINS, hat jedoch den Vor-
teil, daß er im Ergebnis hoffentlich zu

einer Steigerung der Aktivitäten der
Gruppen führt.

SCHLUSS-
FOLGERUNGEN

Angesichts des allgemeinen Rück-
gangs der Qualität von Fällen
einschließlich derer der ehemaligen
politischen Gefangenen, wird die US-
Interessenvertretung intensiver an der
Ermittlung der besten Fälle arbeiten
müssen. Im Hinblick auf eine Unter-
stützung dieser Anstrengungen wird

sie zusätzliche Änderungenbei der
Bearbeitung der Fälle vornehmen.

Die bei der Bearbeitung dermeisten
Menschenrechtsfälle festgestellten
Schwierigkeiten deuten auf die Not-
wendigkeit hin, daß die US-Interes-
senvertretung ihre enge Zusammen-
arbeit mitdem INS bei der Auswahlder
schwerwiegenden Fällefortseizt.

Die US-Interessenvertretung wird
jedochihrenflexiblen UmgangmitFäl-
len beibehalten, die möglicherweise
nicht alle Kriterien erfüllen, aufgrund
ihres Charakters jedochletztlich den

US-amerikanischen Interessen von

Nutzen sein können.
Mit Blick auf das ausdrückliche

Interesse des CIA an dem Thema Men-
schenrechte sowie seine stärkere Ein-

bindung in und seine verbesserten
Kenntnisse über die verschiedenen
Gruppen regen wir eine engere

Zusammenarbeit mit der US-Interes-

senverlrelung in Übereinstimmung
mit unseren gemeinsamen Zielen an.

Sullivan

 

 
Kampf (RB Nr. 27, 8/92).

Der Kolumbien Rundbrief
informiert über Vorgänge und Entwicklungen in Kolumbien,über die Arbeit der

Basis- und Menschenrechtsorganisationen und über die Solidaritätsarbeit in der

Bundesrepublik.

Neben den aktuellen Berichten setzen wir uns in besonderen Schwerpunktausga-

ben mit bestimmten Themen auseinander:

gung in Kolumbien (RB33, Mai 1994) Jugend in Kolumbien (RB Nr. 30/31,

8/93). U} Die Guerillabewegung zwischen Friedensdialog und bewaffnetem

O Frauen in Kolumbien - Kolumbianerinnenin

derBRD (RB Nr. 26, 4/92). Q Die christlichen Basisgerneinden in Kolumbien

(RB Nr.25, 12/91).

Der Kolumbienrundbrief erscheint mit 3 Ausgaben im Jahr und kostet im Abo
25.-DM.Bestellung durch Überweisung auf das Konto Nr. 500 660000, Volksbank Nürtingen, BLZ 612 901
20 (Absender!) oder mit Briefmarken an:

Kolumbiengruppe e. V. Postfach 1347, 72603 Nürtingen, Tel.: 07022/36242, Fax: 07022/37270

Kennenlernangebot: für 10 DM gibt es zwei Ausgaben.Bitte ankreuzen!

Q Indianer- und Schwarzenbewe-
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Companero Nelson Mandela

Präsident des Afrikanischen Nationalkongreß

und Präsident der Republik Südafrika

Werter Companero,

Mit tiefempfundenerFreude hat das Cubani-

sche Volk die Nachricht aufgenommenvonder

Bildung einer demokratischen Regierung in

Südafrika, unter Einbeziehung von Menschen

aller Hautfarben und unter Ihrer Führung. Das

bedeutet das Ende einer Epoche von heftigen

Kämpfen gegen die Rassentrennung auf der

Südafrikanischen Landspitze. Unter diesem

Vorzeichenstellt Ihre Wahl zum Präsidenten der

Republik Südafrika, Genosse Mandela, in dem

Prozeß der Umbildungen,die in diesem Lande

durchgeführt werden, ein Ereignis von großer

Tragweite dar.

Diese repräsentative Willensentscheidung

Ihres Volkes verkörpert die Anerkennung Ihres

unermüdlichen Kampfes um die Befreiung Süd-

afrikas vom Apartheitssystem, das dieschwarze

Bevölkerung für mehrere Jahrzehnte in der

Unterdrückunghielt. Ihr persönlicher Beitrag für

die Sache der Gleichheit und Gerechtigkeit für

Ihr Volk, stellt eine schöne und weltbewegende

Seitein der Geschichte Ihres Lan-
des und der Menschheit dar.

Wir wissen, daß Sie, der ANC,

sowie die staatlichen Organisa-

tionen und die Gremien der

Regierung vielfältige und schwie-

rige Aufgaben vor sich haben.

Aber wir vertrauen darauf, daß

unter Ihrer Führung die Ziele der

nationalen Einheit, des Friedens

und des Wohlstandsfür Ihr Volk

erreicht werden,die es Südafrika

erlauben, kräftig voranzukom-

men und entschlossen den Platz

in der internationalen Gemein-

schaft einzunehmen, der ihm

zusteht.
Bei dieser Gelegenheit wollen

wir zum Ausdruck bringen, daß

wir mit der gleichensolidarischen

und geschwisterlichen Verbun-

denheit, mit der wir den gerech-

Dröhnung

SENNEU aEL

Wir suchen noch Verkaufsstellen, Betriebe, in

Kneipen etc., die unseren Kaffee verkaufen -

bzw. ausschenken wollen. Über genaue Lieferbe-

dingungen informieren wir gern.

NEUENtelacE

normal oder mild (suave)

La Gortadora
(aus EI Salvador)

Simpätico (säurearm)

und Espresso

ten Kampf des südafrikanischen Volkes

gegen die Rassentrennung unterstützt

haben, unsere Bereitschaft erklären, diplo-

matische Beziehungen mit derneuen Regie-

rung aufzunehmen, undihr unseren Beitrag

und unsere Unterstützung in dieser neuen *

Etappeanbieten.

Companero Mandela, nimm diese brüderliche

Umarmungundeinen revolutionären Gruß ent-

gegen, begleitet von unseren besten Wünschen

für Erfolg bei der Erfüllung Ihrer neuen Aufga-

ben und fürdas Wohlergehendesgeliebten süd-

afrikanischen Volkes.

Unter Bezeugung meinerallergrößten Hoch-

achtung,

Fidel Castro Ruz

Erster Sekretär der Kommunistischen Partei

Cubas, Präsident des Staatsrates und der

Regierung der Republik von Cuba

Granmainternational, 18.5.94

(AdSp msw)
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BRICHT UES HEN:

Der Rohkaffee vom Simpätico wird in einem speziellen Was-

serdampfbadverfahrenveredelt. Dadurch können wir ab sofort einen säu-
rearmen, magenfreundlichen Solidaritätskaffee anbieten.

500g - 9,— DM

Cloer )\]
500g - 9,50 DM

Organico (biologischer Anbau)
500g - 10,- DM   



 

%* für Cuba

eim Treffen der europäischen Cuba-Solida-

ritätsgruppen (06.-11.12.1998) in Havanna, an

dem auch eine Delegation des Bundesvorstan-

des der Freundschaftsgesellschaft teilnahm, unterbreite-

te Rev. Lucius Walker jun. den Delegierten den Vorschlag,

den Gedanken einer Solidaritätskarawane auch in den

europäischen Ländern umzusetzen.

Diese Idee wurde u.a. von der Dele-
gation aus der BRD begeistert und ein-
mütig aufgenommen und fand ihre
Konkretisierung beim IV.Bundestref-
fen (21.-25.01.1994) in Berlin.

In der entsprechendenArbeitsgrup-
pe wurden konkrete Maßnahmen zur
Unterstützung der US-Karawane fest-
gelegtund erste Überlegungenfüreine
Sternfahrt in Deutschland angestellt.

Es bestand u.a. Übereinstimmung

darüber, daß unserProjektkeine Kopie

der US-Karawane, sondern von den
hiesigen gesellschaftlichen Bedingun-
gen und der Breite der Solidaritätsbe-
wegung in der BRD geprägtsein soll.
Dementsprechend sollen auch BRD-
spezifische politische Forderungen
wie die Erfüllung der Verträge BRD-
Cuba seitens der Bundesregierung
eine Rolle spielen.

Angestrebt wird hierbei eine größt-
mögliche Bündnisbreite »von der anti-
imperialistischen Bewegung über Lat-
einamerikagruppen bis hin zu enga-
gierten Geistlichen und bekannten
Einzelpersönlichkeiten.

Der Adressat unserer Solidarität ist

das gesamt cubanische Volk. Überwel-
che Organisationen die Spendengüter
in Cuba verteilt werden, soll gemein-
sam mit unseren cubanischen Freund-
innen und Freunden festgelegt wer-
den.« (aus dem Protokoll der Berliner
AG Karawane)

Es wurde vereinbart, daß die Trä-

gerschaft und Koordination beim
NETZWERK CUBAunddie detaillier-
te Planung und Vorbereitung bei einer
Arbeitsgruppe (die sich vor Ort grün-
dete) liegen soll.

solidaritätsprojekte

Bundesweite

Solidaritätskarawane

 

Viele Gruppen der Freundschafis-
gesellschaft arbeiten seit langem kon-
tinuierlich an materiellen Solidarität-
sprojekten (siehe cl Nr. 3/95: Solida-
ritätsprojekte von FG-Gruppen, S.
41f.). Die Palette von Spendengütern
reichthierbei von Medikamenten über
Schulmaterial und Fachzeitschriften
bis hin zu Druckerei- Materialien.

Die von vielen Cuba-Solidaritäts-
gruppenin der BRD gemeinsam getra-
gene Solidaritätskarawane bietet die

große Chance, neben einer Konzen-
tration derpolitischenAktivitäten auch
die sowieso laufenden materiellen Pro-
jekte unserer Gruppen in einem bun-

desweiten Höhepunkt einzubringen.

Werden dadurch nicht

unnötig Kräfte

gebunden?

Wir meinen: Nein.
Seit Jahren ist es das erklärtes Ziel

vieler Cuba-Solidaritätsgruppen-incl.
vieler FG-Gruppen- die vorhandenen
Kräfte zur Durchführung bestimmter,

gemeinsamer Projekte zu bündeln.
Verwiesen sei an dieser Stelle auf die
fruchtbaren alljährlichen Bundstref-
fen, den Cuba-Kongreß ‘92, die Cuba-
Solidaritätsdemonstration ‘95 und

diverse regionale Projekte. Gemeinsa-

me, konzentrierte Aktionen sollten vor

allem dem Ziel der öffentlichen Wir-
kung und der praktischen Intensivie-
rung derSolidaritätsbemühungendie-
nen und gleichzeitig die Autonomie
aller beteiligten Gruppen gewährlei-
sten.

Di:   

      
Eben diese Kriterien werden bei

dem Projekt Solidaritätskarawane
erfüllt.

Es ist nicht geplant, daß eine »Zen-
trale« Direktiven an die örtlichen

Gruppenausgibt und dadurch z.B.die
laufenden Schwerpunkte durcheinan-
derwirbelt.

Vielmehr war bei allen Beteiligten
Bedingung, daß alle Gruppen sich mit
den eigenen Schwerpunkten, Ideen
und phanatasievollen Aktionen ein-
bringen können.

Mit unsererBeteiligung an derSoli-
daritätskarawane haben wir die Chan-
ce, für einen bestimmten Zeitraum

unsere vorhandenen Projekte zu for-
cieren, um als Höhepunkt dieser
Anstrengung eine größere Menge
Spendengüter als»gewöhnlich« aufdie
-in diesem Falle spektakuläre = öffent-
lichkeitswirksame - Reise nach Cuba
zu bringen.

Aktueller Stand der

Vorbereitungen

* Inhaltliche Vorbereitung

Im Anhang findet Ihr den kurz vor
Redaktionsschluß von der bundeswei-

ten ArbeitsgruppeSolidaritätskarawa-
ne beschlossenen zentralen Aufruf. Er
hat vorrangig humanitären Charakter,
was ausdrücklich die Möglichkeit
offen lassen soll, regionale und örtli-

che Aufrufe bei Bedarfmit dezidierten
politischen Inhalten, örtlichen Bezugs-
punkten etc. zu entwickeln.   
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Für den bundesweiten Aufrufsollen
im eingangs erwähnten Sinne der

größtmöglichen Bündnisbreite bis Mit-
te Juni repräsentative Erstunterzeich-
ner/innen gewonnen werden, um

damit an die regionale und bundes-
weite Presse heranzutreten. Die Unter-
schriftensammlung soll aber aufjeden
Fall bis zur Beeendigung des Projekts
fortgeführt werden.

Wir rufen die Mitglieder und Grup-
pen der Freundschaftsgesellschaft
dazu auf, nach ihren Möglichkeiten
Erstunterzeichner/innen zu gewinnen

sowie mit dem Aufruf vor Ort die
Öffentlichkeitsarbeit für die Solida-

ritätskarawane zu beginnen.

Der Aufruf wird z.Zt. in mehrere
Sprachen übersetzt. Diese Überset-
zungen sind im NETZWERK-Büro
(Achtung: Neue Adresse. Reuterstr.44,
53113 Bonn,Tel.& Fax: 0228 -24.15.05)
anzufordern.

Parallel hierzu wird ein zentrales
Plakat mit Eindruck-Flächefür örtli-
che Aktionenerstellt. Dieses Plakat
sollte wegen des Wiedererkennungs-
effekts möglichst flächendeckendver-
trieben werden.

* Was wird gesammelt?

Alle Gruppen werden gebeten, ihre
sowieso laufenden Spendensammlun-
gen (s.o.) einzubringen.Darüberhin-
aus bitten die cubanischen Freundin-

nen und Freunde um Berücksichti-

gung folgenderPrioritätenliste:

- Medikamente
- Milchpulver
- Schulmaterial
- Güter für Projekte für alternative
Energien

- Geld für o.g. Prioritäten

  

* Zeitrahmen

Der in Berlin verabredete Zeitrah-
men 2. bis 50.September wurde
bestätigt.

* Form

Es wird zu regionalen Sternfahrten
aufgerufen. In den Bundesländern/
Ballungszentren sollten in den Städten
und Gemeinden Spendensammlungen
geplant und im September durchge-
führt werden, die an einer zentralen

Stelle gelagert werden (Achtung: Hier-
zu frühzeitig Lagermöglichkeiten

organisieren!).

* Aktionsformen

Hierzu gibt’s nur ein einziges Krite-
rium: Die Phantasie undKreativitätder
engagierten Gruppen vor Ort. Ange-
sprochen wurden bisheru.a.:
- Spendensammlungen von materiel-
len Gütern und Geld auf Grundla-
ge der bisherigen örtlichen Erfah-

rungen,
- öffentliche Sammlungen auf zen-
tralen Plätzen (z.B. Frankfurter
Römer), bei Veranstaltungen von
bzw. mit befreundeten Organisa-
tionen, vor Kirchen und Presse-

büros,....
- Solidaritätskundgebungen,
- Solidaritätskonzerte,

- Politische und/oder kulturelle Ver-
anstaltungen in jeder beliebigen

Größenordnung,

- phantasievolle Aktionen auf der
Straße vom Informationsstand
über Straßentheater bis zum Fahr-

radkorso,

Be
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- Auftreten in Wahlveranstal-
tungen derpolitischen Partei-
EN; ann
Wir bitten alle Gruppen dar-

um, uns ihre Ideen, Erfahrungen

und Planungen mitzuteilen,

damit diese als Anregung für
andere Interessierte fortlaufend
in den NETZWERK GUBA-NACH-

RICHTEN als Organ aller ver-
netzten Cuba-Solidaritätsgrup-
pen und natürlich auch in der CUBA
LIBRE veröffentlicht werden können -
Stichwort Schneeballeffekt!

* Terminplanung

Alle im Laufe des Monats gesam-
melten Spendengüter sollen am Frei-
tag, d.50.September morgens mit LKW
(die vor Ort zu organisieren sind) nach
Hannoverrollen. Dort wird ein Trefl-
punkt an einem LKW-Rastplatz orga-
nisiert, von wo aus dann im Konvoi

nach Bremen gefahren wird.

Am Samstag, d.50.Septembersoll -
neben einer Pressekonferenz - eine
große Solidaritätsveranstaltungin Bre-
men organisiert werden. Hierzu wer-
den neben Kulturschaffenden zumin-
dest ein/e Vertreter/in Cubas und Rev.
Walker eingeladen - das ganze mög-

lichst kostenneutral.

Die Spendengüter werden nach der

bisherigen Planungdannin das (nord)
europäische Solidaritätsschiff verla-
den und -möglicherweise via USA- auf
die Fahrt nach Cubagehen.

* „Dienstleistungen« des

NETZWERK CUBA

- Erstellung und Vertrieb der Plakate,
- Fortlaufende Erfassung der Unter-

schriften,

- Bearbeitung aktueller Anfragen,
- Versand der Aufrufe und bei Anfra-
ge Information über den aktuell-
sten Stand der Erstunterzeich-
ner/innen,

- Erstellung und Versand (auf Anfra-
ge und zum Selbstkostenpreis) von
ca. 50 Transparenten für die LKW;
Motiv: identisch mit dem Plakat,

-U.V.A.M. 2

* Einflußmöglichkeiten

Die Arbeitsgruppe Karawane ver-

steht sich ausdrücklich nicht als
»exclusiver Club«. Zwischen AG und
allen beteiligten Gremien soll ein kon-
tinuierlicher Informations- und Ideen-
austauschstattfinden.



Alle Cubafreundinnen und -

freunde, die aktiv an der zentra-

len Vorbereitungteilnehmenwol-
len, werden hiermit ausdrücklich

zu den Treffen derAG eingeladen.
Die Termine sind im NETZ-
WERK-Büro anzufragen.

* Möglichkeiten und

Chancender Freund-

schaftsgeselischaft

BRD-Cuba e.V.

In Kenntnis vom Stand der bisheri-
gen, offenen Planung der Solidaritäts-

karawane hat der Bundesvorstand bei
seiner Silzung am 23./24.04.94
beschlossen:

»DerBundesvorstand unterstützt die
Solidaritäiskarawane der Cuba-Soli-
daritätsgruppen im September 1994
und ruft alle Gruppen und Mitglieder

der Freundschaftsgesellschaft zur
Unterstützung und Organisierung
phantasievoller Aktivitäten auf.«

Wir haben als FG die Möglichkeit,
die Kompetenz und Kreativitätunserer
nunmehr 2ojährigen Erfahrung als
älteste Cuba-Solidaritätsorganisation
in der BRD in das gemeinsame bun-
desweite Projekt Solidaritätskarawane
einzubringen.

Wir habenhierbei als FG die Chan-
ce, nicht nur der materiellen und poli-
tischen Solidarität mit dem kämpfen-
den Cuba in der Bundesrepublik einen
wichtigen Schub nach vorne zu geben,
sondern auch unser eigenes Selbst-
verständnis als wichtige Kraft unter

den Freundinnenund Freunden Cubas
in diesem Land unter beweis zu stel-
len.

Diese Chancen sollten wir nicht
ungenuizi verstreichen lassen.

* Beteiligen wir uns aktiv an dieser
politischen und materiellen Offen-

sive der vernetzten Cuba-Solida-
rität!

* Leisten wir einen abrechenbaren,

eigenständigen Beitrag! Wir wollen
uns, neben den Spendensammlun-

gen in den Regionalgruppen, mit
mindestens einem eigenen FG-
LKW an der Solidaritätskarawane
beteiligen.

* Wir rufen die aktiven Gruppenauf,
sich als regionale Sammelstellen
zur Verfügung zustellen.

* Wir rufen alle kleineren Gruppen

und Einzelmitglieder dazu auf,
sich an regionalen Bündnissen zu

beteiligen oder ihre Sachspenden
direkt an die Geschäftsstelle zu
senden.

* Wir bitten um Spenden auf unser
Konto bei der BfG Bonn, Kto.-Nr. 1

202 999 900, BLZ 580 101 11 mit

dem Stichwort KARAWANE(unbe-
dingt vermerken).

Abschließend sei angemerkt, daß
wir mit dem bisherigen Planungsstand
m.E.zeitlich sehr gut »im Rennenlie-
gen«. Positive wie negative Erfahrun-
gen bisheriger gemeinsamer Projekte
wurden berücksichtigt und produktiv
genutzt. In den nächsten 5 Monaten

stehenalle Entscheidungsprozessefür
dieses Projekt allen interessierten
Gruppen und Einzelpersonen offen.
Den Schwerpunkt und die Grundlage

für das Gelingen der bundesweiten
Cuba-Solidaritätskarawane bilden die
Bereitschaft, Kreativität und Phantasie
der örtlichen Gruppen.

Wir haben uns, gemeinsam mit vie-
len anderen Solidaritätsgruppen und
dem NETZWERK CUBAeine große
Aufgabe vorgenommen, dafür aber
auch eine bisher so nie dagewesene
Chancezu nutzen:

Mit unserem Projekt kann es gelin-

gen
- durch spektakuläre Aktionen die
Medienblockade in der BRD zu

durchbrechen
und gleichzeitig
- für das um das Überleben kämp-
fende Cuba mit einem Schlag ein
Vielfaches der so notwendigen
materiellen Spendengüter zu orga-

nisieren - im Verbund mitpoliti-

schen Aktivitäten.

Diese Chancesollten wir - auch und
gerade als Freundschaftsgesellschaft
BRD-Cubae.V. - nutzen undjetzt mit

den Vorbereitungen und der Mobili-

sierung anfangen.

Heinz-W.Hammer

‚für den FG-Bundesvorstand

an x

Re

Ne
Contz"
[77

ae
eG.
US.2

 

Aufruf
zur bundesweiten

Solidaritätskarawane

für Cuba

im September 1994

Wir, die Unterzeichnenden, sind
Menschen mit verschiedenen Ideen.

Wie unsere Herkunft und Tätigkeiten,

so sind unsere Einschätzungen des
cubanischen Gesellschaftsmodells in
vielerlei Hinsicht unterschiedlich.

Einig sind wir uns aber auf jeden
Fall in zwei entscheidenden Punkten:

* Wir, die wir in einem der reichsten

Länder der Welt leben, haben

nicht das Recht, den

Bewohner/innen des armen, von

der doppelten Blockade hart
betroffenen Cubahineinzureden,

wassie tun und lassensollen. Das

internationale Recht auf Selbstbe-
stimmung muß auchfür Cubagel-
ten.

* Wir wehren uns dagegen,daß die
Konflikte der Welt auf dem Rücken
der Kinder, der alten Menschen

oder sonstigen schuldlosen Bür-
gern ausgetragen werden.Sie sol-
len nicht hungern. Wie alle Men-

schen dieser Welt sollen sie weiter-
hin das in Cubaseit mehr als 30

Jahren verwirklichte Recht auf
Wohnung, Bekleidung, Schulbil-
dung undärztliche Betreuung
haben.

NBETERIE
(N il)

  



 

Seit drei Jahren organisieren in den
USA die »Pastors for Peace« Freund-
schaftskarawanen für Cuba, die durch

hunderte von Städten zogen, mit Men-
schen redeten und Medikamente,Klei-

dung, Rollstühle, Schulbusse, mitunter
Bibeln und auch Geld sammelten. Die-
se Karawanen der Menschlichkeit
wurdentrotz der geltenden US-Block-
ade-Einschränkungen, die u.a. einen

Direkttransport verbieten, über die
Grenze nach Mexico gebracht, von wo
aus die Solidaritätsgüter weiter nach
Cubatransportiert wurden.
DemAufrufderUS-amerikanischen

Pastoren folgend, wollen wir in Euro-
pa, auch hier in der Bundesrepublik,

gemeinsam Ähnliches durchführen.
Im September werden daher Busse,

Lkw und Pkw, beladen mit Hilfsgütern

in einer Sternfahrt nach Brementrans-
portiert, wo die Spenden aufein Schiff
verladen werden. Dieses wird weitere
Spenden aus den skandinavischen
Ländern geladen haben. In Portugal
wird ein zweites Schiff aus den Mittel-
meerländern ankommen undnach der
Reise über den Atlantik zuerst einen
US-amerikanischen Hafen anlaufen,
dort ebenfalls Solidaritätsgüter auf-
nehmen und dann weiter nach Cuba

fahren.
Was zur Zeit auf Cuba am drin-

gendsten gebraucht wird, sind Medi-
kamente und Schulmaterialien, Anla-

geteile für Alternative Energien,
Milchpulver und Geldspendenfür die
Anschaffung dieser Dinge.
Wenn auch Sie an dieser Form der

Solidarität teilnehmen wollen, bitten

wir Sie um Ihre Unterschrift unter den
vorliegenden Aufruf, um Ihre Spenden
an Sommerkleidung, Medikamenten,
medizinischem Ge- und Verbrauchs-
material, zahnärztlichem Material,
Geld - oder auch um Ihren persönli-
chen Einsatz bei den vielen notwendi-

gen organisatorischen Aufgaben.
Beteiligen auch Sie sich an dieser

internationalen Solidaritätskarawane
für Cuba. Wenden Sie sich zwecks
näherer Informationen an eine Cuba-
gruppe am Ort oder an die bundes-
weite Koordinationsstelle:

NETZWERK CUBA -Informations-
büro- e.V., Reuterstraße 44,

53113 Bonn,

Tel. & Fax: 0228 - 24.15.05

(An diese Anschrift senden Sie bitte
auch Ihre Unterstützungsunterschrift)
Spendenkonto Sparkasse Bonn,
Kto.-Nr. 46953, BLZ 580 500 00
Stichwort: KARAWANE-Spende,bitte

unbedingt angeben

Mit meiner Unterschrift unterstütze ich den

Aufruf zur bundesweitenSolidaritäts-

karawanefür Cuba:

 

Name/ isation Funktion* Anschrift

*: Angaben zur Funktion dienen ausschließlich der Information)
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Jeizt auch deutschsprachig!

Oaommc
INTERNATIONAL

 

ehr Verleumdungskampagne Cuba!
  

* eine authentische Stimme Gubas im deutschsprachigem

Raum

%* Informationen aus erster Hand über die politische, soziale
und kulturelle Entwicklung der Insel

% Stellungnahmen, Erklärungen und Analysen zur nationalen

undinternationalen Entwicklung aus cubanischer Sicht

% aktuelle Reportagen aus Lateinamerika und der Karibik

% Analysen der US-Politik aus cubanischer Sicht

Bis Ende ‘94 einmal monatlich / ab ‘95 wöchentlich!

Bestellungen an:
SPANENGETUTESTERENGStet

53113 Bonn, Tel./Fax 0228 — 24 15.05

  

 

Ich bestelle:
UI die aktuelle Monatsausgabe zum Preis von DM ‚- 50 zzgl. DM 1,50

Porto.
DI ein Vorab-Abo der Granma Wochenzeitung. Diese Vorab-Bestellung

erhält rechtliche Gültigkeit nachcem ich mich mit dem endgültigen
‚Abo-Preis einverstanden erklärt habe.

I ein Vorab-Abo über Flexemplare als Gruppenkontingent mit ca 10%
Rabatt. Diese Vorab-Bestellung erhält rechtliche Gültigkeit nachdem
ich mich mit dem endgültigen Abo-Preis einverstandenerklärt habe.

I allgemeine Informationen über die Arbeit des NETZWERK CUBAe.V.

    Organisation (bei Gruppenabo)

Name

Datum/Unterschrii   
 



 

 

    

  

 

  
   

  

PUBLICADO
EN ESPANOL,

INGLES, FRANCES
Y PORTUGUES

APARTADO 6260 HABANA CUBA
 ERREEETTER

+An die

Vorsitzende der Freundschaftsgesellschaft

BRD - Kuba e.V.

Cra. Gabi Ströhlein

Biedersteiner Str. 75

8000 München
BRD

Havanna den 4.5.94

36. Jahr der Revolution

oe

Liebe Cra. Gäbi,

im Namen der Direktion der Zeitungen Granma und Granma Internacional, sowie der des

Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Kubas möchte ich mich auf diesem Weg für die uns

übersandte Spende von acht Tischcomputern, einem Laptop, zwei Nadeldruckern, einem

Tintenstrahldrucker, einer elektrischen Schreibmaschine, Wörterbüchern und diversem Büromaterial

herzlich bedanken. In diesen Dank möchte ich ausdrücklich auch die Organisationen Cuba Si,

Netzwerk Cuba, die Gruppe Nürnberg der Freundschaftsgesellschaft und alle Einzelpersonen mit

einbeziehen, die an dem Zustandekommen dieser für uns so wichtigen Spende mitgewirkt haben.

Eine neue Ausgabe einer Zeitung zu realisieren (in diesem Fall die deutschsprachige Ausgabe der

Granma Internacional) ist immer ein schwieriges Unternehmen und mit außerordentlichen

Anstrengungen verbunden. Wir gehen dieses Wagnis ein in einer Zeit der wirtschaftlichen Probleme

und der Umgestaltungen in vielen Bereichen unseres Landes. Die ‘periodo especial’, bedingt durch

die doppelte Blockade und die veränderte Weltsituation, legt uns viele Beschränkungen auf.

Trotzdem arbeiten wir daran unser Land weiter zu entwickeln und die Errungenschaften des

Sozialismus zu verteidigen.

Dabeiist die solidarische Hilfe von Freunden besonders wichtig. Sie hilft uns aktuelle Engpässe zu

überwinden und gleichzeitig aller Welt zu verdeutlichen, daß Kuba nichtisoliert ist.

GranmaInternacional in deutscher Sprache will dazu beitragen die Anzahl unserer Freunde noch zu

erhöhen. Durch die regelmäßige Veröffentlichung einer Zeitung aus und über Kuba im

deutschsprachigen Raum werden wir der Desinformation und Unwissenheit über unser Land

entgegentreten indem wir offen und mit Objektivität, aber nicht ohne Parteilichkeit über das

Geschehen in Kuba und Lateinamerika berichten.

Laßt uns gemeinsam weiter daran arbeiten, daß dieser Versuch zu einem sichtbaren Erfolg unserer

Zusammenarbeit wird und zu ihrer Vertiefung beiträgt. Weiterhin erhoffen wir uns Kritik und

Anregungen in bezug auf unsere Arbeit. Diese Form der Rückkopplungist für uns unverzichtbar.

    
  

 

a <
-"Gabriel Moli
Direktor



solidaritätsprojekte

 

Glas statt Weißblech
Die im Rahmen des Projektes
»Glas statt Weißblech« durchge-
führte Verlosung einer Reisenach
Cubafür 2 Personen fand am Frei-
tag, ‘den 22.04.1994 ihren

Abschluß. Die Unterstützergruppen
des o.g. Projektes luden zu einer Fie-
sta im Forum in Wuppertalein.

Die Veranstaltung war mit ca. 60

Besuchernrelativ gut besucht. Leider
gab es bei der Vorbereitung der Ver-
anstaltung einige Pannen. Zwei der
drei eingeladenen Musikgruppen sag-
ten kurzfristig ihr Erscheinen ab, ohne
daß Ersatz gefunden werden konnte.

Die Schallmeiengruppe Aachen-Köln
mußte somit das gesamte Unterhal-

tungsprogramm bestreiten.

Auffallend war, daß unter den Besu-

chern ein großer Informations- und

Diskussionsbedarf hinsichtlich der

Situation Cubas bestand, der bei einer

kurzen Gespräch mit dem - ebenfalls
anwesenden - Botschaftsrat der Repu-
blik Cuba Marcelino Medina nur
ansatzweise befriedigtwerden konnte.
Besondersdie Problematik des Touris-
mus in Cuba wurde von einigen Teil-
nehmern der Veranstaltung angespro-

chen.

Den Höhepunkt des Abendsstellte
die Verlosung der Reise nach Cubafür
zwei Personendar. Die Ziehung nahm

Marcelino Medina vor, der es kurz und
schmerzlos machte: Ein schneller
Griff, und die Gewinnerin stand fest.

Wirwünschen HEIKE MALZKORNaus
Düsseldorf einen angenehmen Auf-
enthalt in Cuba!

Die Sammlungfür das Prujekt»Glas
statt Weißblech« geht indes weiter. Zu
den erforderlichen 72.000 DM, die

Solidarität mit Kuba-

geradejetzt

Im Oktober 1994 werden Brigadi-

stInnen aus der BRD an der Brigade
»Jose Marti« teilnehmen und 3 Wochen
zusammen mit anderen Westeuropäe-

rInnen und CubanerInnen in einem
»Campamento«inderNähevonHavan-
na leben undarbeiten.

Die Brigade »Jose Marti« gibt es seit
1973, und sie bietet neben derprakti-
schen Solidarität den TeilnehmerIn-
nen Gelegenheit, die momentane

cubanische Realität kennenzulernen.
Damit wird ein Gegengewichtzur hie-
sigen anticubanischen Medienbericht-
erstallung geschaffen.

Nochist das für die BRD vorgese-
hene Kontingent an TeilnehmerInnen

bei Weitem nicht ausgeschöpft. Inte-
reressierte haben noch Gelegenheit,
an der Brigade teilzunehmen. Infor-
mationen und Anmeldungen sind zu
richten an:

Wolfgang Peter,

Kuftenstr. 47,
89129 Langenau,

Tel.: 07345/5352

( möglichst nach 21 Uhr anrufen
oder eine Telefonnummer für den
Rückruf angeben)

Als Zeichen der Solidarität wollen
wir einen Geldbetrag als Brigadege-
schenk auf Cuba überreichen. Die
Summe geht an die Gesellschaft für
motorisch Behinderte in Havanna.
Auchsolidarische Menschen,die nicht
an der Brigade teilnehmen
können/wollen werden dringend um
Spenden gebeten. Bei der aktuellen
Situation auf Kuba, wo es schlicht an

Allem fehlt,ist der kleinste Betrag eine
Unterstützung.

Geldspenden: Freundschaftsgesell-
schaft BRD-KubaStichwort »Jose Mar-
ti« Postbank Köln BLZ 370 100550 Kon-
to-Nr.: 5097 84-507

ie

nötig sind, um die Abfüll- und Ver-
deckelungsmaschine für Kindernah-
rung zu kaufen, fehlen noch immer
etwa 25.000DM. Zwar wird seitens der
Unterstützergruppen schonnach Mög-
lichkeiten geforscht, diese oder eine
vergleichbare Maschine billiger zu
bekommen, doch sind nichtisdestowe-
niger weitere Anstrengungen nötigum
das Projekt zu einem erfolgreichen
Abschluß zu bringen. Die Untersülzer-
gruppenbitten weiterhin um Spenden
auf folgendes Konto:

FG BRD-Kubae.V.
Gruppe Wuppertal
Kontonummer: 91 50 12,

Stadtsparkasse Wuppertal
BLZ 3550 500 00

ms



 

Agricultura Sostenible
Auf dem Weg zu einem

komplexenBeispiel

und 50 Interessententrafen sich am 30. April 1994 in Leip-

zig, um Chancen und Probleme eines Projektes zur Agri-
cultura Sostenible zu diskutieren. Das Projekt soll am

Standort Bainoa in Kuba realisiert werden. Gemeinsam mit dem

Instituto Nacional de Ciencias Agricolas Havanna will der Verein

zur Popularisierung entwicklungspolitischer Gedanken e. V. Leip-

zig ein Beispiel schaffen, in dem einheitlich koordiniert, forschend

und produzierend die Möglichkeiten der Agricultura Sostenible

bestimmt werden.

Agricultura Sostenible

Hinter diesem Begriff verbirgt sich
eine sehr komplexe Betrachtung des
landwirtschaftlichen Standortes. Die
ökologischen Sicherung der natürli-
chen Ressourcen am Standort soll
ökonomische wirksam genutzt wer-

den.
Nach ALTIERI und HECHT (1990)

istes eine zentrale Idee des Konzeptes,
die kleinen und mittleren bäuerlichen

Betriebe in die Lage zu vesetzen, auf

der Grundlage ihrer kulturellen und
ökonomischen Situtaion solche An-
baumetheoden zu nulzen, die ihre

Arbeitsgrundlage und ihre Lebens-
qualitätüber lange Zeiträume sichern.

Zu diesem Zweckist eine sehr brei-
te Entwicklungskonzeption erforder-

lich, die sich auch mit Ressour-

cenmanagement und -verteilung,

sowie politischer Unterstützung
ländlicher Räume beschäftigt.

Im Workshopstellten verschiedene

Fachleute ihre Gedanken für die
Umsetzung von Zielen, die sich aus
dem Konzept ergeben, zur Debatte.
Der Bogen spannte sich von Proble-
men imAckerbau über Pflanzenschutz
und Tierzucht bis hin zur Lagerung
und Verarbeitung sowie zu betriebs-
wirtschaftlichen Konsequenzen für
das Projekt. Deutlich wurde, daß ein

Projekt zum Schwerpunkt Agrieultura
Sostenible in vielen Belangen eine völ-
lig neue Bewertung landwirtschaftli-
cher Aktivitäten in den »Entwicklungs-
ländern« notwendig macht. Das klassi-

sche Konzept der unbedingten Renta-

bilität eines bäuerlichen Betriebes

wurde mit der Diskussion umdie Zie-

le des Projektes in Frage gestellt. Es
zeigte sich, daß, verbunden mit ein-
zelnen Projekten zur Landwirtschaft

und zu alternativen Energien, neben
den wirtschaftlichen und ökologischen
auch die sozialen Komponenten und

Wirkungen des Gesamtprojektes einer
Untersuchungbedürfen.

Finca Bainoa

Der Projektstadort befindet sich im
Nordosten der Provinz La Habana. Er
ist charakteristisch für viele Standorte,

die sich in der nördlichen Ebene der
Provinzen La Habana und Matanzas
befinden. Die durchschnittliche Nie-
derschlagsmenge von 1477 mm ist
besonders auf die Monate Mai bis Sep-
tember (80% der Gesamtmenge) kon-
zentriert. Von Oktober bis April herr-
scht Trockenzeit.

Die Temperaturen schwanken um

monatliche Mittelwerte von 19,4 °C
(Februar) bis 26,8 °C (August). Auf der
Fincaist einroter ferralitischer Boden
anzutreffen. Seine Fruchtbarkeit ist
aufgrund der vorhandenen Tonmine-
ralien relativ gering. Die physikali-
schen Eigenschaften lassen den Anbau
einer Vielzahl von Kulturen zu. Heute

ist jedoch noch die Zuckerrohr-Mono-
kultur dominierend. Der hohe Tonge-
halt führt zu einer schlechten Infiltra-
tion, so daß in Geländedepressionen
Vernässungen auftreten können.

Die Finca Bainoa gehört zum Netz
der Versuchsstationen der INCA (Insti-
tuto Nacional de Ciencias Agricolas),
das in die Landwirtschaftliche Hoch-

schule Havanna eingebundenist. Sie

umfaßt ca. 36 ha Gesamtfläche. Seit
dem Beginn der »periodo especial«
wird die Finca kaum noch für Versu-

che genutzt. Die Arbeitskräfte kon-
zentrieren sich in ihren Arbeiten auf
die Versorgung des INCA und ihrer
Familien. Das z. T. hohe Aus-

Mt

Cu,

bildungsniveau (Versuchstechni-
ker) liegt gegenwärtig brach. Von
der Gesamtfläche werden ca.
50 % nicht genutzt (Brache,Vieh-

weide).
Die kubanischen Pariner, ver-

treten durch den Projekt-
koordinator Dr. A. Leyva, mach-
ten deutlich, daß das Gesamtpro-
jekt einen wichtigen Beitrag für %

die Entwicklung ihrer Land-
wirtschaft leisten kann, der Um-

welischäden und ökologischen Risi-
ken Einhalt gebietet. InseinemVortrag

stellte Leyva auchdie bereits geleiste-
te Arbeit aufder Finca Bainoa Beschäf-
ligten dar, mit der sie das Voran-
kommendes Projektes unterstützen

wollen. Viele Detailprobleme entste-
hen jedoch immer wieder, weil es an

kleinen Dingen wie Arbeitsgerälen,

Schreibutensilien oder auch Arbeits-

kleidungfehlt.
Im Resultat der Diskussion wurde

die Schlußfolgerung gezogen, daß zur
Entwicklung des Gesamtprojektesviel
einzelne Teilprojekte beitragen müs-
sen. Als Schwerpunkte ergaben sich
folgende Aufgaben:

- EinzäunungderFinca durch Pflan-
zen eines »lebenden Zaunes«, der

eine multifunktionale Nutzung
erlaubt (Tierfütterung, Baumateri-

al, Landschaftsgestaltung, Brenn-

holz),

- Koordinierung der Flächennutzung,
Aufstellen eines Anbauplanes und
eines Bewirtschaftungskonzeptes,

- Berechnung der notwendigen
Arbeitsmittel und Zugtiere für die
Arbeitserledigung in der Finca,

- Beschaffung der Ochsengespanne

und landwirtschaftlicher Geräte
und Maschinen,

- Dimensionierung einer Biogasanla-
ge für den Ersatz des Brennholzes
in der KüchederFinca,

- Umstellung des Bewässerungs-

systems von Motorpumpenantrieb
auf Solar- oder Windenergie,

- Ersatz der Beregnungsanlage (Roll-

regner) durch eine Anlage mit ver-
besserter Wasserökonomie,

- Anschaffung von autochtonen Tier-

rassenfür die Entwicklung der
Tierzucht auf der Finca,



- Konzeption für die Neugestal-
tung der GebäudeundStälle.

Viele dieser Teilprojekte wurden
in Lösungsansätzendiskutiert. So

sahen bei der Nutzung der Wind-
energie die österreichischen

Gäste Möglichkeiten, die Finca zu

unterstützen. Andere Dinge kön-
nen nur realisiert werden, wenn

für die notwendige finanzielle
Unterstützung des jeweiligen Projek-

tes entsprechende Geldgeber gewon-
nen werden können. Kubanische und
deutsche Partner wollen durch ent-

sprechende Projektanträge die not-
wendigen Mittel beantragen. Natür-
lich sind auch Geldspendenfür einzel-
ne Projekte innerhalb des Gesamtrah-
mens gern gesehen.

Mit Interesse verfolgten der Bot-
schafter der Republik Kuba und dessen
Frau den Verlauf des Workshops. In
seinenWortenzumAbschluß der Bera-
tung sicherte er allen Interessenten,
die am Projekt Finca Bainoamitwirken
wollen, die Unterstützung der Bot-
schaft und seiner Person zu. Er hoffe,

daß die vielfältigen Beziehungen zwi-
schen Kubanern und Deutschen, die

sich in vielen Jahren gemeinsamer
Arbeit entwickelt haben, einen Beitrag
leisten könnten, sein Land aus der

gegenwärtig schwierigen ökonomi-

schen Lage zu helfen.

Interessenten und Spendenwillige
können die Arbeit des Vereins und des
INCA aufder Finca Bainoa unterstüt-
zen, indem sie auf das Vereinskonto

unter dem Kennwort »Bainoa« Einzah-

lungen vornehmen.

Die Kontonummerlautet:
Stadt- und Kreissparkasse Leipzig
Konto Nr.: 51 51 10 591
BLZ: 860 555 92
Kennwort »Bainoa«

 

leserInnenbriefe

Gedanken zum Begriff Solidarität

Che bringt die weltgeschichtliche Tragödie der vietnamesi-

schen Revolution auf den Begriff: Die tragische Einsamkeit

des vietnamesischen Volkesist eine peinliche Realität, pein-

lich für uns alle, die wir von Solidarität sprechen und den

wirklichen Charakter der Auseinandersetzung verdrängen.

(aus: Che Guevara, Brief an das Exekutivsekretariat von

Ospaal, Oberbaumpresse Berlin, erschienen um 1968.)

Die Verteidigung der Cubanischen Revolution - eine Aufgabe

und Verpflichtung für die deutsche Linke!

Ich will sagen, die Entscheidung, die Handlungsfähigkeit des

Vorstandes der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kubae.V.

durch die gezielten Maßnahmenderletzten Wochenaufrecht
zu erhalten, findet meine volle Unterstützung und meinentie-

fen Respekt.

Für mich ist diese Entwicklung beispielhaft für den Zustand

und das Bewußtsein eines Teiles der deutschen Linken hier

und heute.

Es gilt, sich zu entscheiden, einerseits die ewige Selbstzerflei-

schung, die ständige Verunsicherung, die Besserwisserei, das

unerträglicheIntrigantentum, die Ausgrenzerkultur, das Brem-

sertum und schließlich die überhebliche Einmischungin die

inneren Angelegenheiten eines Staates, welcherseit Jahr-

zehnten durch das US-Embargo geknebeltist - das alles im

Namen der Solidarität mit Cuba.

Andererseits steht die glaubwürdige Solidarität, die sich an

den tatsächlichen Problemen des cubanischenVolkes orien-

tiert und dabei die Souveränität eines jeden Volkes respek-

tiert, über die Entwicklung und den Stand der jeweiligen

Gesellschaftsformation selbst zu entscheiden: In diesem

Zusammenhangsei daran erinnert, welche Bedeutung die

Cubanische Revolution für die Menschenin Lateinamerika

hatte und hat.
In dem Jahr, in dem Nelson Mandela zum Präsidenten der

Republik Südafrika gewählt wurde, stehen für mich die Ideen

und Ideale der internationalen sozialistischen/kommunisti-

schen Bewegungnicht zur Disposition. Im Gegenteil, Solida-

rität und Unterstützuung für die um ihre Menschenrechte

Kämpfendentut not:

In diesem Sinne wünscheich der Freundschaftsgesellschaft

BRD-Kubae.V. weiterhin gute Erfolge für ihre Arbeit und versi-

chere Euch meineehrliche Solidarität!

Mit guten sozialistischen Grüssen
Lothar Erich Kurth

Anlage: Scheck für das Asthmazentrum Havanna

B:



 

cuba Libre
Theodor Heuß Ring 26

50668 Köln

Oldenburg, 18. 4. 94

LESERBRIEF.

Betr. Leserbrief in Cuba Libre 1/94, Seite 50 - 52, ohne Namen.

In Cuba Libre 1/94 finde ich einen langen Leserbrief ohne

Absenderangabe, das ist sicher ein Versehen. Allerdings fällt mir

auf, daß die/der SchreiberIn über viele Informationen verfügt, die

mir als einfachem Leser fehlen. Inhaltlich führt diese LeserIn

starke Angriffe zunächst allgemein gegen Artikel in Cuba Libre,

meist mit ziemlich emotionaler Wortwahl (schulmeisterlich,

übergroße Mehrheit, nachgekartet usw.) und unterstellt böse

politische Absichten.

Dann wendet sie/er sich schnell gegen Horst-Eckart Groß. Ist das

der schlimmste Feind Cubas? Ich wundere mich, da er doch wie die

SchreiberIn erwähnt, viele Jahre seines Lebens der Solidarität mit

Cuba gewidnet hat. Ich selbst erinnere mich an viele Beiträge von

ihm in Cuba Libre, die sich wohltuend von pauschalen

Verurteilungen und nicht weniger unangenehmen pauschalen

Lobhudeleien unterschieden. Vorallem hat dieser Autor auch Themen

aufgegriffen, die etwas schwieriger waren und sich nicht mit der

leider immer noch üblichen Schwarz-Weiß-Malerei abhandeln lassen.

Zumindest nach dem Ende der Sowjet Union scheint es mir klar, daß

unkritische Solidarität immer nur unsolidarisch und also im Sinn

der Sache falsch sein kann. Nun ist die LeserbriefschreiberIn

vielleicht anderer Meinung, was ihre Sache ist, aber der Vorstand

der Freundschaftsgesellschaft (zum Teil?) offenbar auch, das wäre

dann ein notwendiger TOP für die nächste Mitgliederversammlung.

Unabhängig davon erinnern die Angriffe gegen Horst-Eckart Groß an

die Stalinära in der Sowjet Union und auch an die eigentlich eher

lächerlichen Richtungskämpfe in und zwischen kommunistischen

Gruppen in der BRD vor 10 und mehr Jahren. Ich kann mir nicht

vorstellen, daß der Feind der "Linken" wieder links steht und

nicht etwa rechts. Wenn diese Leserin (und der Vorstand ?)

irgendwo was zu sagen hätten, wären die "Todesurteile" wohl schon

vorgezeichnet.

PS: Auch "ich fordere, daß dieser Beitrag natürlich in voller

Länge und unzensiert abgedruckt wird. Eine Begründung erübrigt

freundschaftsgesellschaft brd - kuba e.U.

- bundesvorstand -
- cuba libre-redaktion -

theodor-heuss-ring 26
5B668 köln hamburg, den 21.85.1994

angesichts der weigerung des bundesvorstandes, den zensurbe-

schiuß in bezug auf die arbeit der cuba libre-redaktion zurückzu-

nehmen, teilen wir euch heute mit, daß wir nicht mehr im

impressum der zeitschrift erwähnt werden wollen. für eine cuba

libre, die intoleranz, ausgrenzung nicht genehmer meinungen,

opportunismus und vorauseilenden gehorsam propagiert, stehen

wir nicht zur verfügung. ..

wir fordern euch auf, diese mitteilung ungekürzt in der nächsten

cuba libre zu veröffentlichen.

m. effertz, c. eggers, h.-e. gross, j. norden,i. oquifiena, g. weiß

j N x 1%
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Samstag, den 25. Juni 1994, München, Muffathalle , Zellstraße 4

15.00 Uhr Veranstaltung 20.00 Uhr Solidaritätsfest
der Gesellschaft für die Freundschaft zwischen den Völkern in der BRD und der der Freundschaftsgesellschaft BRD-CUBAe.V.

Sozialistischen Republik Vietnam und der Freundschaftsgesellschaft BRD-CUBA mit:

Cuba - Südafrika - Vietnam
Wasdrei Völker einander und uns zu sagen haben

mit Gästen aus Cuba, Südafrika und Vietnam

Solidaritätsbeitrag 20,- DM, ermäßigt 15,— DM

 20 Jahre Freundschaftsgesellschaft BRD - CUBA

 

Rodney Löpez Clemente
(Botschafter der Republik Kuba)

Sergio Corrieri
(CubanischesInstitut für Völkerfreundschaft),

Almendra (trad. cubanische Musik)

Juan & Pancho(lateinam.Lieder)  



 

Lebensfreude und Temperament

aus Cuba

Die acht jungen Frauen, alles Lehrerinnen an einer Schule für Musik und

Tanz in Pinar del Rio, spielen vor allem traditionelle cubanische Musik, wie sie

sich im Laufe von Jahrhunderen ausafrikanischen Kult-Rhythmen und der

kastilischen und andalusischen Volksmusik entwickelt hat. Sie ergänzen

dabeidie traditionellen instrumente maracas (Kugelrasseln), claves (Rhyth-

mushölzer) und Bongos durch Querflöte, Gitarre, Baß und Schlagzeug.

Bei der Musikbegeisterung, die die Frauen ausstrahlen, ist es nicht verwun-

derlich, daß sie zuhause in Cuba auchihre SchülerInnen, die zwischen 6 und

15 Jahre alt sind, in den Bann des Musizierens ziehen. Diese musikalisch

begabten Kinder haben vormittags normalen Unterricht und Nachittags die

spezifischen musischen Fächer. Dazu arbeiten sie täglich 2 Stunden im Gar-

ten, auf dem Feld oder im Wirtschaftsgebäude der Schule, um zu ihrem

Lebensunterhalt beizutragen. Unterricht, Verpflegung und Unterbringung sind

kostenfrei.

Musik als Lebenselexier- für die tanz- und sangesfreudigen Cubanerinnen

ganz normale Realität. Ihr Charme,ihre Kontakt- und Sinnesfreude entsprin-

gen dieser kraftspendenden Begeisterung. Diese Sinnesfreude, diese Lust an

Musik und Bewegung vermitteln die jungen cubanischen Lehrerinnenin

hohem Maße. Der Funke springt über zu den ZuhörerInnen die mitgerissen

werden vom Schwung und Temperamentdieser Musik und der Ausstrahlung

der Interpretinnen.

el
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Stellungnahmeder

Gruppe Nürnberg

%*
zum Rücktritt einiger Vorstandsmitglieder

und zur Kündigung von Mitarbeitern der

Geschäftsstelle

»Unser vergebliches Bemühen, innerhalb der FG zu

mehrheitsfähigen Positionen zu finden, ..., hatuns zu der

Niederlegung unsererehrenamtlichen Funktionen bewo-
gen. «

Wir, Mitglieder der Nürnberger FG, begrüßen diesenSchritt.

\Vorstandsmitglieder, die sich nicht an bindende Beschlüsse Ihrer

höchsten Vereinsorgane (BDK- und Vorstandsbeschlüsse) gebun-

den fühlen sondern im Gegenteil diese Beschlüsse boykottieren

und die eigene Suppe kochen, können den Verein nicht reprä-

sentieren.

Begründung:

Auf der BDK1992 wurde die Redak-
tion der CL aufgefordert, ein Redakti-

onsstatut zu erstellen, damit eine

Anbindung des Vereinsorganes gege-
ben ist. Anlass für diesen politischen
Beschluss waren Artikel in der CL, die

der Solidaritätsarbeit mit Cuba nach
Mehrheitsmeinungabträglich waren.

AufderBDK 1993wurde kein Redak-
tionsstatut vorgelegt. Lapidare Be-
gründung: »Man habe esnichtfür nötig
befunden.«Daraufhin wurde der Bun-
desvorstand beauftragt , im Sinne des
nochmals bekräfttigten BDK-
beschlusses tätig zu werden.»Einigen
Vorstandsmitgliedern passt die bishe-
rige Konzeption der CL nicht.«Diese
Aussage der »Zurückgetretenen«zeigt

deutlich wie ernst sie ihre Mitglieder
nehmen.Der Auftrag an den Vorstand

ein Redaktionsstatut zu erstellen, ist
ein politischer Auftrag von der Mehr-
heit der anwesenden Delegierten
gewesen.Die nunmehr »Zurückgetre-
tenen« haben durch IHRE Konzeption
einer CL und ihr Auftreten auf der
BDK(u.a.in der Auseinandersetzung
überihre Haltung undBerichterstating
zur Cuba-Demonstration ) zu diesem
erneuten Beschluss beigetragen.
Im weiteren Verlaufkam es zur rea-

len Umsetzung der BDK-Beschlüs-

se.Von einer putschartigen Übernah-

me kann nacheiner, über zwei Jahre

dauernden Nichterfüllung der BDK-
Beschlüsse durch die »Zurückgeitrete-

nen«,nicht die Redesein.
Soweit unsere Stellungnahme zu

dem Hauptpunkt ihrer verleumderi-
schen Anklage.

Zu dem angedeuteten Worwurf der
Veruntreuung von Mitgliedsbeiträgen

sei erinnert:

Die BDK 1995 hat die Finanzverant-
wortliche beauftragt, einen detaillier-
ten Finanzbericht nachzureichen.

Auch wenn der Revisor keine Mängel
feststellen konnte,istfestzuhalten, daß
sich die Mehrheit derDelegiertennicht
mit dem vorgelegten Finanzbericht
zufriedengeben konnte.
Weder zur terminlichen Vorgabe,

der VS-Sitzung am 12.3., noch nach
dem Rücktritt der Kassiererin wurde
auch nur irgendein Kassenbericht von
ihr vorgelegt. »Einzelkontenblätter
können in der Geschäftsstelle einge-
sehen werden«, war ihre Antwort auf
eine entsprechende Nachfrage. Eine
Erklärung wurdebis heute nicht gege-

ben.

Der Bndesvorstand wird die Finan-

zen nun unter erschwerten Bedingun-
gen überprüfen.

m:

Die finanzielle Unterstützung der
Herausgabe einer deutschsprachigen
Granmaist ebenso Beschluß der ver-
gangenen BDK.Es bleibt den »Zurück-
getretenen« unbenommen, weiterhin
darüber zu lamentieren, daß dies eine
schwierige Aufgabe sei. Nichtsde-
stotrotz ist die Realisierung dieses Pro-
jektes politisches Ziel der FG, manife-
stiert drch einen diesbezüglichen
Beschluß.

Umden Kreis zu schließen: inhalt-
liche Arbeit hat etwas mit dem eigenen
politischen Gedankengutzu tun!

Die Kritik der »Zurückgetretenen«,
daß die Delegierten zur Westeuropa-
konferenz ihrem Auftrag,
° sich über die gegenwärtige
Situation in Cuba,

e über Zielstellungen der Soliarbeit
im 355. Revolutionsjahr zu infor-
mieren,

nicht nachgekommenseien wird
mit der Aussage belegt: »Mit Ausnah-
me von ... haben es die Teilnehmer

auch geschafft, den geschlossenen
Rahmen der Konferenz in dieser
‘Woche nicht zu verlassen...« spiegelt
ihre Geisteshaltung deutlicher denn je

wieder.
Die Delegierten haben ihrem Auf-

trag entsprechend an dem Programm

der Westeuropakonferenz teilgenom-
men und an fünf arbeitsintensiven
Tagen mit VertreterInnen der westeu-
ropäischen Soligruppen und den cuba-
nischen GastgeberInnen zusammen-
gearbeitet.

Sie haben sich mit den gewählten
VertreterInnen, mit kompetenten
Sachverständigen des Cubanischen
Volkes über die äußerst schwierige

Situation in Cuba auseinandergesetzt,
getragen von dem Wunsch, mit dazu

beizutragen, daß die cubanische Revo-

Jution weiterhin siegt.
Sie haben zudemvor Ortein geplan-

tes, konkretes Soliprojekt besichtigt

und erste Vorgespräche geführt. Es
wurden weiter Gespräche zur Umset-
zung der deutschsprachigen Granma

geführt.

Die Nürnberger Gruppe geht davon
aus, daß der bestehende Vorstand die

Arbeit bis zur regulären BDKweiter-

führt. Wir sprechen uns gegen eine
vorzeitige BDK aus, weil wir Zeit und
Kraft nutzen wollen, umdie aktuellen

Vorhaben zur Cuba-Solidarität anzu-

packen.

 



  
Pressemitteilung

blätter des iz3w Mai-Ausgabe, Nr.197

50 Jahre IWF und Weltbank

Liebe Kolleginnen und

Kollegen

Das Gründungsjubiläum des Inter-
nationalen Währungsfonds und der
Weltbank hat die Redaktion der blätter
des izöw dazu bewogen, sich erneut
mit den beiden Washingtoner Institu-
tionen zu befassen. Die beiden Brei-
ton-Woods-Institutionen (BWI) sind
seit ihrer Gründungvor50 Jahren zu
den maßgeblichen weltwirtschaftspo-
litischen  Lenkungseinrichtungen
geworden, die sich auf die Stabilisie-
rung der gegenwärtigen Funktions-

mechanismen der internationalen

Finanz- und Handelsordnung konzen-

trieren.

Seit gut 20 Jahren müssen sich die

BWI im wachsenden Maße Kritik auch
aus den eigenen Reihen gefallen las-
sen. Schlagzeilen machte ihre Mitver-
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antwortung bei der Durchsetzung
gigantischer Energieund Infrastruk-
turprojekte (Brasilien, Indien) oder
ihre radikalen wirtschafts- und sozial-

politische Auflagen (Afrika, Lateina-
merika), mit verheerenden sozialen

und umweltpolitischen Auswirkun-
gen. Interne Studien, wie der Wapen-
hans-Bericht (1992), belegen, daß 57
Prozent der Programme und Maßnah-
men, den eigenen Ansprüchen nicht

genügen. Die AutorInnen der aktuel-
len Ausgabe der blätter des iz5w kon-
zentrieren sich weniger auf die Ziele

und FolgenderPolitik, als aufdie insti-
tutionellen Veränderungsmöglichkei-
ten des Währungsfonds und der Welt-
bank. So stellt sich Bruce Rich die Fra-
ge, inwieweit die Weltbank dem zivil-
gesellschaftlichen Demokratiever-
ständnis entspricht. Seine strukturpo-
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litische Prämisse lautet: die Zivil-
gesellschaft zu fördern, anstatt
die Volkswirtschaften auf Export
zu trimmen und auf den Kopf zu
stellen. Die britische Nichtregie-
rungsorganisation Oxfam
beschreibt Beispielhaft am
‘Musterland’ Uganda, daß ohne

eine angemessene Entschuldungs-
strategie, die auch den Pariser Club
(G7-Staaten) einbindet, die Struk-
turanpassungsauflagen von Währ-

ungsfonds und Weltbank an jedweder
Restrukturierung der Wirtschaft vor-
beizielen. Für die sozialen und politi-
schen Folgen müssen die BWI mitver-
antwortlich gemacht werden. Doch
werkontrolliertdie Entwicklungs- und
Entschuldungsexperten der BWI? Ein
Mittel ist die vom IWF eingeforderte

Demokratisierung der Staaten La-
teinamerikas, Asiens und Afrikas auch

auf beide Institution anzuwenden,sie

rechenschaftspflichtig zu machen und
KritikerInnen Einflußmöglichkeiten
und Zugang zu internen Informationsn
zu verschaffen. Ein weiterer Aspekt,
der allzu gerne verdrängt wird, ist die

Strukturanpassung der ersten Welt.
Nichtallein die strukturellen weltwirt-

schaftlichen Ungleichheiten und das
Konsummodeldes Nordens belasten
den Planeten, sondern auch die feh-
lenden gesellschaftlichenAlternativen
im Norden begrenzen die Entwick-
lung. Ein erstes Konzept dafür bietet
die Arbeitsgemeinschaft der Schwei-
zer Hilfswerke. In zehn Politikberei-
chen beschreiben sie den Handlungs-
bedarf für Strukturreformen im Nor-

den.

Außerdem informieren die blätter

des iz3w über:

Togo: Von der Dikatur zur ‘Demo-

kratur’. Über Terror, Wahlen und die
Rehabilitierung eines Dikators.

Palästina: Zur ökonomischen

Zukunft Gazas. Interview mit Salah
Abdel Shafi (Leiter der Economic
Development Group,die EU-Darlehen

vermittelt).

Frauenbewegung: Sisterhood ein
frommer Wunsch? Über die Ungleich-
heit und das Verhältnis zwischen deut-

schen und farbigen Frauen.

Bevölkerungspolitik: Fluten und
bedrohliche Explosionen. Zur Ver-
wendung von Symbolen in der Bevöl-

kerungsdiskussion.



  

 

Leiderist uns in der letzten CUBA LIBREein Fehler unterlaufen:
Natürlich handelt es sich auf S. 3 nieht um das Redaktionsstatut, sondern um einen Beschluß des Bundes-

vorstandes (BV) zur Endredaktion. Die Redaktion der CUBA LIBRElegte dem BV, wie von der BDK
beschlossen, einen Entwurf vor(siehe unten), den er auf seinerletzten Sitzung einstimmig annahm.

  

 

    

Redaktionsstatut der CUBA LIBRE
81

* Seibstverständnis der CL

Die CL wird vom Vorstand der FG BRD-Kubain Zusam-
menarbeit mit der FG Berlin - Kuba herausgegeben.

Die CL verstehtsich als Zeitschrift, die die Beziehungen
zwischen den Völkern und die Idee der antiimperialisti-
schen Solidarität fördert.

Insbesondere steht die CL an der Seite des kubanischen
Volkes in seinem Kampffür nationale Unabhängigkeit und
bei der Sicherung und Weiterentwicklung der Errungen-
schaften der kubanischen Revolution. Im Gegensatz zur
bürgerlichen Presse der BRD bemühen wir uns,ein reali-
stisches Bild der innen- und außenpolitischen Situation
Kubaszu vermitteln, mit dem Ziel, die Solidarität mit Kuba
weiterzuentwickeln. Auf dieser Basis bemühen wir unsalle
Positionen und Ideen innerhalb der BRD-Solidaritätsbewe-
gungin der CL widerzuspiegeln. Die Redaktion ist Teil der
FG undhilft mit alle Beschlüsse der FG undihrer gewähl-

S2

Das Redaktionskollektiv der CL

1. Im Redaktionskollektiv können alle Menschen mitar-
beiten, die sich zum Selbstverständnis der CL beken-

nen.

2. Das Ausscheiden von Mitgliedern erfolgt durch deren
Entschluß oder durch einen Ausschluß mit 2/3 Mehr-
heit des Redaktionkollektivs.

3. Die Redaktion bedarf der Bestätigung durch die BDK

4. Die Redaktion arbeitet eng mit dem BV zusammen,zu
jeder Ausgabefindet eine gemeinsame Diskussion
statt, auf der überstrittige Artikel mit einfacher Mehr-
heit der BV- mitglieder entschieden wird.

5. Die Redaktionssitungensind öffendlich
ten Organe zu erfüllen.

In der ‘Schwarzen Reihe’des

Jörg Später (Hrsg.)

„.. alles ändert sich die ganzeZeit

Soziale Bewegung(en) im „Nahen Osten“

Juni 1994, 25,- DM

I. Neuordnung der Welt - neue
Bewegung von »unten«?

. alles ändert sich die ganze Zeit.
Einleitende Bemerkungen zu Interna-

tionalismus und sozialen Bewegun-
gen
Jörg Später

Hat ‘links’ noch eine Chance? Vom
Zwang der Linken zur Selbsibeschei-
dung

‚Martin Robbe

Welcher Krieg? Ägypten: Optionen im

Szenario eines politisch-ökonomi-
schen Aufmarsches

DetlefHartmann

Unmut über die Moderne. Die ‘Neue
Weltordnung’ und derIslam oder Wer
mobilisiert den Fundamentalismus?

Gerhard Höpp
II. Politischer Islam und soziale

Frage

Religion und Politik im Nahen und
Mittleren Osten. Bemerkungen zum
Umgang mit dem Phänomen ‘Funda-
mentalismus’
Azmi Bishara

Islam des Reichtums- Islam der Revo-
lution. Islamismus, Staat und Gesell-

schaft in Ägypten
Jörn Schulz
Zwischen Konservatismus und post-
modernem Denken. Die islamische
Bewegung in der Türkei
Ulrike Dufner

II. Die Linke in Bewegung?
Zwischen Trotz und Anpassung. Kom-
munisten im arabischen Osten nach

dem Kollaps der Sowjetunion
Faleh A. Jabar
Die Linke in Auflösung. Leninisti-
sches Erbe der undislamistische Her-

ausforderung für die paläslinensi-

schen Linksparteien
Salim Tamari
Befreiung in den Staat? Die soziale
Programmatik der PKK
Jan Keeiman und Udo Wolter
Besiegte, die wie Sieger reden... Ein
Gespräch über Probleme der türki-

schen Linken mit
Eriu_rul Kürkeü

IV. Neue soziale Bewegung(en)
Vom Motor der Demokratisierung
zum Opfer der eskalierenden Gewalt?
Der Menschenrechtsverein in der

Türkei

übe

Heidi Wedel
Aufstand im Haus der Frauen. Die
Neue Frauenbewegungin der Türkei
Aylä Neusel
Das Versagen der irakischen Opposi-

tion. Der Volksaufstand im Irak nach
dem Golfkrieg
Faleh A. Jabar
Neue Wegeder Politik und Organisie-
rung. Soziale Bewegungen in den
Städten der kurdisch verwalteten
Region im Nordirak
Lissy Schmidt

Wider den Schah unddie Mollahs. Die
Geschichte der Klassenkämpfe im
Iran
Bernhard Schmidt
Der »Drusenaufstand« in Syrien. Zum
Verhältnis von Ethnizität und sozialer
Bewegung
Birgit Schäbler
Für die soziale Integration der Frau.
Frauen in Palästina, die Intifäda und

der Stand der Unabhängigkeit. Ein
Gespräch mit
Rita Giacaman

Auf der Suche nach Strategien. Die
palästinensische Frauenbewegung in

der neuen Ära
Rita Giacaman und Penny Johnson

V, Statt eines Schlußwortes:
».. und wenn sie nicht gestorbensind,

geht’s immer noch bergab mit ihnen.«
Sozialkritik in Werken der modernen
arabischen Literatur
Harimut Fähndrich
AutorInnen / Ausgewählte Literatur
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FIDEL CASTRO AUF
DEM 6. KUBANISCHEN
JOURNALISTENKON-
GRESS

HAVANNA.- In seiner Rede aufdem
6. Kubanischen Journalistenkongreß
erklärte Fidel Castro am 24. Dezember

1995. die Schlacht der sog. »Sonderpe-
riode« (periodo especial) könne nicht
ohne die Beteiligung der Presse
gewonnen werden. Eine qualitativ
hochwertige Presse habe zur heutigen
Zeitdie Moralder Bevölkerung,die mit
Problemen und Herausforderungen

fertig werden müsse, wie sie keine

kubanische Generation bisher erlebt

hat.

Während der Abschlußveranstal-
tung des Kongresses, der ohne Unter-
brechungüber15Stunden tagie, unter-

strich Fidel Castro die führende Rolle
der Presse bei der Verteidigung der
Revolution und des Sozialismus. Der
höchste Vertreter der kubanischen

Revolution bezeichnete die Presse als
wichtige Kraft und großartiges Instru-
ment des revolutionären Prozesses. In
den Debatten des Joumnalistenkon-
gresses seien keinerlei Zweifel darü-

ber aufgekommen,daß die kommuni-
stische Partei die führende Kraft der
Revolution sei. Er unterstrich,dies als

grundlegendes Prinzip. »Wir leben

nichtinnormalen Zeiten,undniemand

weiß, wann wir in normalen Zeiten

leben werden,« meinte der kubanische
Staats- und Regierungschef, der
währendderAbschlußsitzung des Kon-

USA: Druck auf
Kuba und Haiti
BAL HARBOUR(rtr) US-Prä-

sident Clinton will die Wirt-
schaftsembargos gegen Kuba
und Haiti aufrechterhalten,
bis dort demokratische Ver-
hältnisse herrschen. Die Ver-
einigten Staaten lägen aber
nicht im Streit mit den Völ-
kern beider Karibikstaaten, so
Bill Clinton. Die USA wollten
mitfreien Völkern als Partner
ins 21. Jahrhundert gehen.

a2 27.
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RAUSA ESSALAFAR

gresses zu verschiedenen Themen

Stellung nahm.
Er erklärte darüberhinaus, die Pres-

se sei in Kuba kein Privateigentum,

sondernsie sei Eigentum der Gesell-

schaft, des ganzen Volkes. Dabeischloß
er die Möglichkeit der Privatisierung
dieses Bereichs aus. »Im Kapitalis-
mus«, erklärte er, »haben die Presse-
organe ihre Eigentümer. Sie sind die-
jenigen, die das Sagen haben,die die
Entscheidungen treffen, die die Che-
fredakteure ernennen undpolitische
Richtlinien bestimmen. Außerdem
vertreten diese Medien bekannter-
maßen rechte, reaktionäre Posilionen.

Von dieser Presse kannmannichtgera-
de behaupten, daß sie keine Lügenver-
breite und immer objektiv sei. Diese

Eigenschaften können wir aber sehr
wohl unseren Medien zuschreiben.«

Unter Bezugnahme aufdie Arbeits-
weise des Informationsbereichs in

Kubaerklärte Fidel Castro, man habe
keine Angst davor, Fehler aufzuzeigen
oder schlechte Nachrichten zu ver-

breiten. »Gerade zu der Zeit, in der uns

die Blockade am härtesten trifft, in
einer Epoche der weltweiten Vorherr-
schaft der Vereinigten Staaten, steht
Kubaallein da und mußall die beste-
henden Schwierigkeiten überwinden.

Die Revolution hatsich nichtin allen
Punkten als leistungsfähig erwiesen.
Es sind Methoden und Sytemeder ehe-

maligensozialistischen Länder Osteu-
ropas, insbesonder der Sowjetunion,
übernommen worden, doch nicht
alles, was von dort kam, war aussch-

ließlich negativ.«
Fidel Castro erinnerte daran, daß

Kuba während der Raketenkrise in
militärischen Punkten nichtimmermit

der Sowjetunion übereingestimmt
habe. Er wies daraufhin, daß sich dar-
an die Unabhängigkeit Kubas zeige,
das damalsals Satellitenstaat der UdS-
SR verunglimpft worden sei. Heute
aber gebe es kein Land mehr,das sich

als derart unabhängig erweise.

Pressebüro -

Botschaft der Republik Kuba-

Bonn

Thema:

Blockade,Isolation

Zum zweiten Mal in Folge stehen

die Vereinigten Staaten nun in Bezug

auf die Wahl zur Resolution der Verur-

teilung der Blockade praktischalleine,

Be
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die von cubanischerSeite der
Generalversammlung der Ver-
einten Nationen vorgelegt wur-
de. Erneut wurde die Falschheit
der »Theorie der Isolierung

Cubas« demonstriert, als mehr
als die Hälfte der repräsentierten
Nationen in diesem Forum mit *x
ihrer Stimmedie brutalste Politik
aller Zeiten verurteilen: die Blockade

Cubas.

In Bezug aufdieses Themabefinden
sich die USA »Modell für Demokratie

und Statthalter der Menschenrechte«
heute in einer akuten Krise ihrer

Glaubwürdigkeit, die sich nicht nur
auf internationaler Ebene widerspie-

gelt, sondern auch mit größerer Kraft
denn je seinen Schatten aufihr eige-

nes Land wirft.
ein Teil des US-Wirtschaftssektors

hat sein Interesse an Geschäften mit

HAVANNA TemmmmmmEmmEmEE

DramatischerVerfall

des Peso

dpa/JW. Der kubanische Peso

erlitt am Montag nach den

Parlamentsbeschlüssen auf

dem Schwarzmarkt von Ha-
vanna einen dramatischen

Wertverlust gegenüber dem
Dollar. Wie Touristen im Zen-
trumvon Alt-Havannaberich-

teten, wurde die US-Währung
für 300 bis 500 Pesos pro Dol-
lar gehandelt, nachdem der

Schwarzmarktkurs zuletzt

1:100 betrug.
Beobachter führten die Pa-

nikreaktionen unter anderem

auf die Ankündigung einer

möglichen Währungsreform

zurück.

66 wert
gun, SH, S.®

dem Cuhanischen Gegenpart gezeigt,

trotz der aufgezwungenen Verbote.

Abgesehen davon, daß andere so wich-

tige Sektoren wie der intellektuelle,

der wissenschaftliche oder kulturelle,

vereint mit religiösen, humanitären

und sozialen Institutionen sich öffent-

lich gegen eine so inhumane Politik

ausgesprochen haben.

Einige kürzliche Beispiele belegen

diese Feststellung mit Tatsachen:

- am 8. Oktober reif eine Gruppe von

Nicht-Regierungs-Organisationen
zu einem Solidaritätsakt mit Cuba

   

 



 

 

im Dempsey Center in Harlem,
New Yorkauf, an dem, unter

anderen Persönlichkeiten, der

Kongreßabgeordnete Charles
Rangelteilnahm, der Förderer
eines dem Kongreß der USA vor-

“gelegten Projektes zur Beendi-

277 gung der Blockade.
-im gleichen Monat und unter

Mißachtung des Verbots, nach
Cubazu reisen, das von der US-
Regierung erlassen wurde (unter
Androhungvon Gefängnis oder
250 DollarStrafe), reiste eine
Gruppe von 175 Nordamerikanern
aus 22 Staaten der Union mit einer
Insulinspendefür die cubanischen
Krankenhäuser im Wer von 20.000
Dollar nach Cuba.

AUGE WELT
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Kuba steht vor

neuen Reformen

dpa/JW. Die elf Millionen
Bürgerdersozialistischen Ka-
ribikinsel Kuba müssen sich

voraussichtlich auf ein-
schneidende und für sie
schmerzhafte Wirtschafts-

teformen gefaßt machen. Der
kubanische Volkskongreß be-

gann am Sonntag in Havanna
mit zweitägigen Beratungen.

bei denen es in erster Linie

um die Sanierung der maro-
den Staatsfinanzen geht. Dies

soll über die Einsparung
staatlicher Ausgaben und
neue Steuern erreicht wer-
den. Als Folge des wirtschaft-
lichen Niederganges seit der
Auflösung des früheren Ost-
blocks klafft im kubanischen
Staatshaushalt ein Loch in

Milliardenhöhe. Der Kauf-
kraftüberhang - Differenz
zwischen Geldmenge und

Warenangebot- hatdie astro-
mische Höhe von rund elf

Milliarden Pesoserreicht. Als
Folge dessenhatder Peso dra-
matisch an Wert verloren. Der
Dollar - offizieller Kurs 1:1 -

kostet auf dem Schwarzmarkt

inzwischen rund 100 Pesos.

- Ebenfalls im Monat Oktober, dieses

Mal am 14., findet einer große
Demonstration vor dem Sitz der
Vereinten Nationenstatt. Bei dieser
Gelegenheit erläutert Reverend
Lucius Walker, von den Pastoren
für den Frieden: » Wir haben eine
besondere Verantwortung, denn
unserer Regierungist schuldig an

der Aufrechterhaltung der Blocka-
de.«

- Am 19. des gleichen Monats über-
gibt das Projekt Mediziner USA-

Cuba(eine humanitäre Initiative
mit Sitz in New York) dem Kran-
kenhaus William Soler die vierte
Medikamentenspende im Wert von
insgesamt 520 Dollar. Leslie Cagan
aus dem Verwaltungskomitee des
Projektes sagte:»... seit mehr als 50
Jahren sind die nordamerikani-
schen Medien dazu bestimmt,
Lügen zu erzählen und die cubani-
sche Realität zu entstellen... »

Diese und viele weitere Beispiele
sind das unbestreitbare Zeugnis für
den Anachronismuseiner Politik, die

mit Gewalt und ungeachtetjedes ver-
nünftigen und bedenkenden Gefühls
aufrechterhalten wird.

Quelle:
ICAP tinored.cu

(Anstituto de Amistad

con los Pueblos)

Cuba: Die EG würde bei

ökonomischer Öffnung
beraten

Havanna, 29. April (IPS) Die
Europäische Gemeinschaft (EG) könn-
te Cuba bei einer eventuellen wirt-

schaftlichen Öffnung der Insel bera-
ten, sagte heute Manuel Marin, erster

Vizepräsident der Europäischen Kom-
mission.

Der hohe Funktionär des Exekutiv-
komitees der EG wies diesen Freitag
bei Abschluß eines dreitägigen
Besuchsder Insel darauf hin, daß die

Gemeinschaft Havanna technische
Hilfe leisten könnte, wenn die Regie-
rung und das cubanische Parlament
diesen Sonntag beschließen, ihren
Übergang zur Marktwirtschaft einzu-

leiten.

Diese Beratung könnte wirtschaftli-
cher Natur sein oder in Bezug auf eine

möglichePrivatisierung der Landwirt-
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schaft sehen, sagte Marin, Leiter der

regierenden sozialistischen Arbeiter-
partei Spaniens (PSOE)

Das cubanische Parlamenttrifft die-
sen Sonntag ausnahmsweise zusam-

men, um eine Programm finanzieller
Gesundung und Modifikationen zu
verabschiede, die die Ökonomie bele-

ben sollen,die sich in einertiefen Kri-

se befindet.
Marin erläuterte, daß diese Proble-

me so gelöst werden würden »wie es
die Cubaner am besten verstehen«und

er stellte klar, daß die Gemeinschaft
keine Absicht habe, diese zu beein-

flussen.
Trotzdem wies er darauf hin , daß

die EG »Erwartungen«in Bezug aufdie
Ergebnisse dieser gesetzgebenden
Versammlung habe, woraus sich

»wichtige« Maßnahmen ergeben könn-
ten.

Cubaist zum jetzigen Zeitpunkt das
einzige Land Lateinamerikas, das kein

Rahmenabkommen mit der Europäi-
schen Gemeinschaft hat, da es der Ver-
letzung von Menschenrechten

beschuldigt wird.
Die Regierung Havannas weist die-

se Anschuldigungen zurück undkriti-
siert ihrerseits die politischen Bedin-

gungen der Wirtschaftshilfe der
Gemeinschaft.

Marin schätzte als »voreilig« ein, die

Möglichkeit eines Rahmenabkom-
mens mit der Insel in Betracht zu zie-

hen, aber er sagte, daß, je nach den

Ergebnissen der Sitzung der National-
versammlung »wir in Brüssel untersu-
chenwerden,wie einerArttechnischer
Kooperation mit Cuba aufgenommen
werden kann«.
Während seines Aufenthaltes in

Havannatraf der Europäische Funk-
tionär sich mit Präsident Fidel Castro,

dem Vizepräsident Carlos Lage, dem
Kanzler Roberto Robaina und dem Par-

lamentspräsidenten Ricardo Alarcön
Das grundlegende Ziel der Reise

Marins nach Cubawar die Eröffnung
eines Büros derECHO,einerAbteilung
der EG für humanitäre Hilfe, deren
Beauftragter Marinist.

Diese Abteilung, die Flüchtlingen
und Umsiedlern Unterstützungbietet,
gab Cuba 1993 ungefähr neun Millio-
nen Dollar humanitärer Hilfe, das
größte Pakte, das von der Insel in die-
ser Zeit empfangen wurde.

Diese Zusammenarbeit wurde
durch eine Reihe von Katastrophen
motiviert, denen die Insel im vergan-
genen Jahr begegnen mußte, wie der
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Kuba
braucht

Mut
Volkskongreß: Steuer- und

Preiserhöhungkontra Krise

dpa/JW. KubasStaats- und Par-
teichef Castro hat einschnei-
dende Wirtschaftsreformen auf

der sozialistischen Karibikinsel
angekündigt. Die gegenwärti-
gen wirtschaftlichen Probleme
seien komplex und ihre Lösung
erfordere »politischen Mut«
der Regierung, sagte Castro am
Sonntag bei der außerordentli-
chen Sitzung des Volkskon-
gresses. Die Regierung, so Ca-
stro, müsse schwierige Maß-
nahmen ergreifen, ohne auf
halbem Weg stehenzubleiben.

Diese Maßnahmensollten dazu

dienen, die Währung und da-
mit Lohn- und Kaufkraft der
Arbeiter zu stärken.
Zuvor hatte Finanzminister

Jose Luis Rodriguez Preis- und
Steuererhöhungen in Aussicht
gestellt, um die defizitären
Staatsfinanzen zu sanieren.
Unter anderemschlug er Preis-
erhöhungen für nicht lebens-

notwendige Güter wie Tabak
und Alkohol sowie für einige
Dienstleistungen wie Strom,
Wasser und Telefon vor. Den
Ausführungen des Ministers
zufolge sollen die Selbständi-
gen, die esin Kubaerstseit den
Reformen des Sommers 93 gibt,
als Steuerzahler ebenso stärker
zur Kasse gebeten werden, wie
die landwirtschaftlichen Ko-
operativen. Er schloß eine
Währungsreform nicht aus.

Als Folge des wirtschaftli-
chen Niedergangsseit der Auf-
lösung des früheren Ostblocks
klafft im kubanischen Staats-
haushalt ein Loch in Höhe von
gut vier Mrd. Pesos. Der Kauf-
kraftüberhang — die Differenz
zwischen Geldmenge und Wa-

renangebot - wird auf mehrals
elf Mrd.Pesos beziffert. Der Pe-

so hat dadurch dramatisch an
Wert verloren. 
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sogenannte Sturm des Jahrhunderts,
Neuritis Optica, die mehrere tausend

Cubanerbefiel und Überflutungen im
November.

Die Hilfe wurde 1994 fortgesetzt,
mit etwa vier Millionen Dollar,die für
die Herstellung von Vitamin-B-Kom-
plexen, Medikamenten; chirurgi-
schem Material und Hygieneproduk-

ten auf Cuba bestimmt waren. Auch
beinhaltet sie die Behandlung von
Trinkwasser in verschiedenen Ein-

richtungen des Ostens und in der

Hauptstadt.
Marin zeigte sich zufrieden mit der

vollen Freiheit, die Hilfeleistende

Nichtregierungs-Organisationen wie

das Rote Kreuz, Ärzte ohne Grenzen
und Ärzte der Welt für ihre Arbeit
genießen.

Er wies darauf hin, daß die cubani-
schen Autoritäten ihm versicherten,

daß sie keinen Einfluß auf die Arbeit
von Echo(?) nehmen würden.

Die cubanische Regierung führte
am vergangenen Wochenende eine

Konferenz mit mehr als 205 Repräsen-
tanten der Emigration in fast 20 Län-
dern, hauptsächlich in die Vereinigten

Staaten, durch,
»Diese Bemühungen um Versöh-

nung sind positivund auch , wenn eini-

ge die Fortschritte als bescheiden
beurteilen, schreitet die Lösung eines
der politischen Hauptproblemefort,
denen die Insel gegenübersteht«,
meinte Marin.

ICAP

Die Landwirtschaft

in Cuba

Die Grundeinheiten kooperativer
Produktion (UBPC) sind eine Form
sozialistischer Produktion, die auf der
Basis von staatlichem Landbesitz
beruht, der Arbeiterkollektiven zur

Nutzung übergeben wird. Die restli-
chen Mittel, wie: Maschinen, Trans-
port, Vorräte und anderes, werdendie-

sem auf Kredit verkauft und gehen bei
Beendigung der Produktion in den
Besitz dieser neuen Einheit über.

Diese Einheiten basieren auf vier

grundlegenden Prinzipien: Die Ver-
bindung des Menschen mit dem Land,
die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen ihrer Mitglieder und Famili-

enangehörigen inklusive der Selbst-
versorgung und der Wohnbedingun-
gen, die Bestimmung der Einkünfte
der Arbeiter entsprechend der End-
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produktion und einer weitgehen-
den Autonomie der Geschäfis-
führung.

Diese neue Organisalion der

Arbeit und der Geschäftsführung

verfolgt das grundlegende Ziel,
die Produktion zu erhöhen sowie #7
die maximale Nutzung des x
Bodens mit größter Einsparung
menschlicher und materieller Res-
sourcen.

Ein Schlüssel zum tiefen Verständ-
nis dieser Maßnahmenist, daß auf

gewisse Weise die Aufgabe desStaates
als richtendes Zentrum der grundle-
genden wirtschaftlichen und sozialen
Prozesse abgelöst wird. Bezüglich des
fortschrittlichen sozialen Charakters
dieser neuartigen Form der Produk-
tion ist zu sagen, daß es sich um kol-
lektlive freiwillig aufgenommene
Arbeiten handelt, es gibt keine Aus-
beutung, da ihre Einkünfte Frucht
ihrer eigenen Bemühungensind.

Das Leben der UBPC wird demo-
kratisch bestimmt, die Generalver-

sammlung, die aus allen Mitgliedern

gebildet wird, wird das höhere Organ
der Leitung, ihre Funktionen sind die
Verabschiedungdes Produktionsplans
und der Investitionen, die Wahl eines

ausführenden Organsundihres Präsi-
denten mit Entscheidungsgewalt für
die Aufnahme und Trennung von Mit-
gliedern, gestütztaufdie interne Regle-
mentierung, die definitiv alle Aktivit-

täten des Kollektivs regelt.
Andere Angelegenheiten von Inter-

esse. Jedem Mitglied wird periodisch

ein Vorschuß an Geld entsprechend
der Erfüllung von Normen oder

Arbeitstagen übergeben und am Ende
des Wirtschaftsjahres erhält er einen
Teil des Einkommens entsprechend
der beigetragenen Arbeit. Die UBPC
können auch gelegentlich Lohnarbei-
ter beschäftigen. Der Staat wird die
Aktivitäten der UBPC kontrollieren,

setzt die Preise fest, bietet die grund-

legendenDienste,die diese verlangen
und legt die Hauptrichtlinien der Pro-
duktion unter Wahrungder Interessen
des Landesfeste. Seine Rolle in diesen
Richtlinien wurdean die bestehenden
Betriebe delegiert, die einen Teil sei-
nes gegenwärtigen Grundinhalts

modifizieren.
Der Staat hat das Recht, jede dieser

Einheiten,die die Prinzipien des Regle-
ments zu ihrer Funktion, Produktion

und Verteilung nicht erfüllt, zu teilen
oder zusammen zu schließen.
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Dies kann auch durchgeführt
werden, wenn es erforderlichist,
um fortschrittlichere Techniken
einzuführen, die Produktivität zu

erhöhen und Kosten zu reduzie-
ren,dies geschieht außerdem auf
Ersuchender Mitglieder der Ein-
heiten.

Jede UBPC verfügt über eine

Gewerkschaftssektion, deren Struktur
von der spezifischen Situation dieser
Einheiten abhängt. Es wird keine pro-

fessionellen Kadergeben, sondern die
Arbeit wird aufdem Gewerkschaftsak-
tivismus basieren. Die Gewerkschafts-
sektion hört auf die Arbeiter und wird
Maßnahmen erklären, die nicht ver-

standen werden, und zu jedem Zeit-

punkt wird sie mit der Leitung zusam-

menarbeiten undsie in der Geschäfts-
leitung unterstützen.

ICAP tinored.cu (Cubanisches

Institutfür Völkerfreundschaft)

  

Kurze Tagesnachrichten

aus Cuba

Brasilien - Der brasilianische
Staatspräsident, Itamar Franco, emp-

fing den neuenBotschafter der Repu-
blik Cuba, RamönSänchez Parodi. Die-

ser übergab ihm seine Akkreditie-
rungspapiere, sowie eine Botschaft der

Freundschaft von Präsident Fidel
Castro, welche von Itamar Franco

erwidert wurde.

Havanna - Des 124. Geburtstags
von Wladimir Iljitsch Lenin wurde in
dem nach ihm benannten Park mit
einer Feierstunde gedacht. Esnahmen
teil der Vizepräsident des ICAB, Rolan-
do Tellez und der Kulturattache der
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Russischen Botschaft, Michail Schiti-

kov.

Havanna- Das Zentrum für Bio-
materie an der Universität von Havan-
na hat eine Verfahren entwickelt, mit

dem sie dort Multilatex erhalten
haben, aufdessen Grundlage manDia-
gnose-Sets zusammenstellt, die in der

Lage sind, ungefähr 80 Krankheiten
herauszufinden. Bisher wurde das
benötigte Latex auf dem inlernationa-
len Markt zu einem Preis von etwa
15.000 bis 20.000 Dollar pro Liter ein-

gekauft.

Sancti Spiritus - Der Chirurg
Miguel Navarro, Vize-Dekan der
Fakultät der Medizinischen Wissen-
schaften der Provinz Sancti Spiritus,
erhielt für seine Arbeit, mit dem Titel

»Äußere Rippen-Fixierung für die

Behandlung des Torax«, den »Jos& A.
Presno Albarrän«-Preis, den die Cuba-

nische Chirurgische Gesellschaft alle
zwei Jahre verleiht.

UNICEF- Die Sorgfalt, die aufCuba
demStillen der Säuglinge, entspre-
chend einem weltweiten Programm
unter dem Patronatder Unicef, gewid-
mel wird, wurde von Manuel Manri-

que hervorgehoben, der im Rahmen
dieser Initiative für Cuba und Mexico

zuständig ist. Er äußerte auch Zufrie-
denheit darüber, daß 25 Entbindungs-
kliniken den Status »Freund von Kind
und Mutter« von der UNICEF zuge-
sprochen bekamen. Etwa 55 Prozent
der auf der Insel Geborenen profitie-
ren von der Ernährung durch das Stl-

len, das Krankheiten vorbeugt und die
Säuglingssterblichkeit verringert, wie
Manrique hervorhob.
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Bogota - Die columbianische Natur-

schutz-Organisation »Observatorio
Socio-Ambiental« in Catatumboerteil-
te dem CubanischenVolk sein »Grünes
Siegel« - eine Skulptur aus Holz von
dem indigenen Künstler Anibal Anga-
rica - für die Umsetzung eines regena-
erativen Entwicklungsplanes von aus-
gezeichnetem Gehaltundunter Selbst-
verwaltung der Gemeinden. Der lei-
iende Direktor dieser Nicht-Regie-
rungsorganisation, Gustavo Gulierrez,
übergab die Auszeichnung dem Cuba-
nischen Botschafter, Jesus Martinez.

CEPAL - Cuba wurde, zusammen
mit Grenada und Frankreich für eine
der Vize-Präsidentschaften in der 25.
Sitzungsperiode der Wirtschaftskom-
mission für Lateinamerika und die
Karibik (CEPAL) gewählt. Diese findet
stattin Cartagenade Indias, in Colum-
bien.

Havanna - Anläßlich des 100.
Geburtstages von Camila Henriquez
Urenafand eine abendliche Feierstun-
de in der Großen Aula der Universität
von Havannastatt. Dabei hob Jorge
Tenas, Unter-Staatssekretär für Erzie-
hung, Schöne Künste und Kultur aus
der Dominicanischen Republik, dem
Geburtsland der Pädagogin, hervor,
daß sie ein Glied gewesenist, das die
Geschichte der beiden Länder zusam-
menführte. In der Universität wurde

durch die Staatssekretärin für Erzie-
hung, Schöne Künste und Kultur,

Jaqueline Malagön, die die dominica-

nische Delegation leitete, eine

Gedenktafel enthüllt.

Granmainternacional, 11. Mai 94

(AdSp msw)

Castro verlangt
er : eyund Härt

  

Reformen sollen Kuba das Überleben ohnedie Hilfe der Brüder voneinst sichern

JW. Kubasteht vor einschnei-
denden Wirtschaftsreformen.
Auf einer Sondersitzung des
Volkskongresses forderte Par- Hausha
tei- und Staatschef Castro in

OUWSEWELT,
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Havanna »polilischen Mut«,
um die komplexen Probleme

 

schloß eine Währungsreform
nicht aus, Für Tabak und Alko-

  
   

zu lösen und das horrenda holsowie für Strom. Wasser’Te-
izit abzubauen. lefon und anderes kündigte er

Finenzminister Rodriguez Preis. bzw. Steuererhöhungen

2.85.80, &d
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an. Die seit einem Jahr zugelas-

senen Selbständigen sollen
wie die landwirtschaftlichen
Kooperativen stärker steuerlich
belastet werden. {Seite9}
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